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I 

VORWORT 

Die vergangen 250 Jahre der Industrialisierung waren dominiert von einer enormen 

Ausbeutung und Umgestaltung des Planeten. Die Menschheit hat dabei große Anstrengungen 

unternommen, um dem Planeten die in ihm enthaltenen Ressourcen abzuringen. Die Frage 

der Hybris stellte sich dabei nicht oder vielleicht zu spät, so dass die Nemesis auf dieses 

Verhalten noch niemand wirklich vorhersehen kann.1 Die Zerstörung von natürlichen 

Lebensräumen und Ökosystemdienstleistungen, Ressourcenraubbau sowie die Belastung mit 

Schadstoffen und Radioaktivität waren der akzeptierte Preis für Wachstum, Wohlstand, 

Lebensqualität und Beschäftigung. Es ist Zeit, umzudenken! Die Menschheit befindet sich in 

einem Jahrhundert was durch Veränderung und Aufgabe bekannter Paradigmen geprägt sein 

muss. Es ist abzusehen, dass zukünftig nur die Gesellschaften und Volkswirtschaften 

erfolgreich und friedlich bestehen können, die effektiv, effizient und maßhaltend mit dem zu 

Verfügung stehenden Naturkapital umgehen werden. 

Es braucht ein neues Denken und Handeln, um die Gefahren, die aus Ressourcenraubbau 

und dem damit einhergehenden Klimawandel resultieren, zu begrenzen. Welches Leben wir 

und kommende Generationen zukünftig führen werden, hängt entscheidend davon ab, welche 

Art von Ressourcennutzung wir anstreben. Wirtschaftlicher Fortschritt und Technik muss dabei 

in eine ökologische Richtung gehen. 

In Gesellschaft, Ökonomie und Politik braucht es eine Kultur, die auf Maßhaltung, Voraussicht, 

Vorsorge, Vermeidung, Zuverlässigkeit und Reparierbarkeit setzt. Wir müssen Symptome von 

Ursachen unterscheiden. Nicht Energieverbrauch ist das Problem, sondern die Form, wie wir 

diese Energie produzieren und wie wir sie vergeuden. Nicht CO2 in der Atmosphäre und der 

damit einhergehende Temperaturanstieg ist das Problem, sondern unsere Art zu leben und 

CO2 dadurch gefährlich werden zu lassen. 

Lösungswege aus dem ökologischen Dilemma werden seit einigen Jahrzehnten intensiv 

gesucht, die Schlagworte der heutigen Zeit sind ,,Aus weniger mehr machenóó und die 

Entkoppelung von Lebensqualität und Naturverbrauch.  

Mit Blick auf den Produktbereich lässt sich schnell erkennen, dass viele der beschriebenen 

Probleme noch heute Bestand haben. Ein verantwortungsvoller und nachhaltiger Umgang mit 

Ressourcen ist noch nicht erreicht. Das Ziel von geschlossenen Material- und 

Rohstoffkreisläufen im Produktbereich wird seit vielen Jahren diskutiert, von der Erreichung ist 

die Gesellschaft jedoch noch weit entfernt. 

In der Gesetzgebung im Produktbereich ist die Energieeffizienz bis jetzt das dominierende 

Thema. Vergleicht man beispielsweise heutige Haushaltsgeräte mit denen vor einem 

Jahrzehnt, so können große Energieverbrauchseinsparungen festgestellt werden. Dies macht 

deutlich, dass die Initiativen der Gesetzgebung, das Engagement der Hersteller und weiterer 

Interessensvertreter Wirkung gezeigt haben. Diese Erfolgsgeschichte gilt es fortzuschreiben 

und auszuweiten.  

                                                

1 Hybris ist eine Form der Regel- und Grenzüberschreitung, welche die bestehende Ordnung transzendiert 

(wandelt). Auf die durch sie entstehenden irreversiblen Schäden folgt die Nemesis, die Strafe oder der Zorn 

der Natur. 
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II 

Schon jetzt ist zu erkennen, dass im Produktbereich neben der Betrachtung der 

Energieeffizienz die Ressourceneffizienz immer mehr in den Fokus gerät. Gelingt die 

Energiewende und führt dazu Produkte mit nachhaltiger Energie dauerhaft betreiben zu 

können, richtet sich unweigerlich der Blick darauf wie ein nachhaltiger Weg mit den im Produkt 

eingesetzten Ressourcen eingeschlagen werden kann. Die Steigerung der 

Ressourceneffizienz im Produktbereich wird zukünftig das dominierende Thema im 

produktbezogenen Umweltschutz. Die vorliegende Forschungsarbeit soll insbesondere einen 

Betrag dazu leisten, die Wege für Ressourcenschutz im Produktbereich aufzuzeigen.2 

 

  

                                                

2 Mit Elementen aus der Mitschrift einer Rede von Michael Müller im Deutschen Bundestag 2009 und Chase 

1925, S. 28 ff. 
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A Einführung 

Im ersten Kapitel wird eine Einführung in den Problemkontext gegeben. Ihr folgt die 

Zielsetzung des Forschungsvorhabens und die forschungsleitende Fragestellung. 

Abschließend werden die zentralen Begriffe für das Forschungsvorhabens erläutert.3 

1 Einleitung 

Der Staat besitzt eine Reihe von unterschiedlichen Möglichkeiten, Langfristökonomie4 in Gang 

zu setzen, grundsätzlich unterschieden in ordnungsrechtliche, planerische, 

marktwirtschaftliche, kooperative und informatorische Instrumente.5 Da im 

Forschungsvorhaben die ordnungsrechtlichen gegenüber den nicht-ordnungsrechtlichen 

Instrumenten einen Schwerpunkt der späteren Betrachtung ausmachen, wird verkürzt auch 

von ordnungsrechtlichen (direkten) und marktwirtschaftlichen (indirekten) Instrumenten 

gesprochen.6 Bei den ordnungsrechtlichen (direkten) Instrumenten handelt es sich um die 

Energieverbrauchskennzeichnung, Ökodesign-Richtlinie und das ElektroG, bei den 

marktwirtschaftlichen (indirekten) Instrumenten um die freiwillige Produktkennzeichnung, 

umweltfreundliche öffentliche Beschaffung, Selbstverpflichtung & Umweltabsprachen sowie 

um Subventionen & Kampagnen & Initiativen. 

Wie der Staat als richtungsweisender Impulsgeber seine Umwelt- und Klimaschutzziele 

bestmöglich erschließen und steuern kann, hat sich in der Vergangenheit gewandelt. In den 

1960er bis 1980er Jahren fokussierte sich die Umweltschutzpolitik in erster Linie auf den 

Bereich der Reduzierung von Schadstoffemissionen. Dies ging einher mit der verstärkten 

Entwicklung von nachsorgeorientierter (reaktiver, kurativer) Umwelttechnik.7 Eine 

Trendwende, basierend auf vorsorgenden Maßnahmen (präventiv) zur Vermeidung von 

ökologischen, ökonomischen und sozialen Umweltschäden, zeichnete sich in den 1990er 

Jahren ab, damals startete eine Umweltschutzpolitik zu Gunsten der Verringerung der 

Klimaerwärmung und der Effizienzsteigerung. In den letzten Jahren ist ein neuer Trend in der 

Umweltschutzpolitik zu Gunsten der biologischen Vielfalt, der Bewahrung von 

Ökosystemdienstleistungen und gegen die Übernutzung der natürlichen Ressourcen sichtbar 

geworden.8  

                                                

3 In dieser Dissertation wird der Einfachheit halber nur die männliche Form verwendet. Diese grammatisch 
männliche Form stellt keinerlei Bewertung dar und ist aufgrund einer einfacheren Lesbarkeit gewählt worden. Die 
weibliche Form ist unzweifelhaft inbegriffen.  
4 Siehe ausführlich in Rogall 2008, S. 121 und in Sachverständigenrat für Umweltfragen 2012, S. 51, 377 
5 Vgl. u. a. in Müller-Rommel 2001, S. 12 und Jänicke et al. 2003, S. 161 ff. 
6 Das umweltpolitische Instrumentarium kann auf unterschiedliche Arten differenziert werden. Zudem gliedert es 
sich je nach Betrachtungsweise in eine Vielzahl von Wirkungswegen. In einer der ersten Gesamtaufzählungen 
fasste der niederländische Ökonom E. S. Kirschen insgesamt 64 allgemeine Instrumententypen zusammen. 
Howlett/Ramesh (1995) untergliederten diese u. a. in die Rolle der öffentlichen Finanzen und den Grad der 
Verhaltensbestimmung. Wicke (1993) unterschied in nicht-fiskalische Instrumente, Instrumente mit öffentlichen 
Ausgaben und Instrumente mit öffentlichen Einnahmen. Für dieses Forschungsvorhaben wird der 
politikwissenschaftliche Ansatz der Unterscheidung nach Ădirektenñ und Ăindirektenñ Instrumenten gewªhlt. Diese 
Art der Unterscheidung stellt den Grad der Freiwilligkeit in den Vordergrund. Dies trägt dem Umstand Rechnung, 
dass die politische Durchsetzung von Umweltschutzzielen immer noch schwierig ist bzw. schwieriger geworden 
ist, s. h. Kapitel 3.2. Heute rufen Zwangsmittel des Staates oft schon bei der Politikformulierung Widerstände 
hervor. Siehe dazu auch Jänicke 2003, Umweltpolitik, Umweltpolitische Instrumente. 
7 Auch als additive End-of-Pipe-Technologien bezeichnet. 
8 Vgl. UNEP 2012b, S. 4 
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Im Produktbereich arbeiten die Mitgliedsstaaten der Europäischen Union (EU) und die EU-

Kommission derzeit intensiv an Strategien, die in ihrem Ergebnis gesundheitlich 

unbedenkliche sowie  energie-, material- und ressourceneffiziente Produkte erzeugen.9 Dabei 

besteht größtenteils Einigkeit darüber, dass die Produkte der Industriegesellschaft einzeln 

mehr oder weniger harmlos, in ihrer Menge jedoch die Quelle vieler Umweltprobleme sind und 

bereits über 80 Prozent der Umweltauswirkungen in der Designphase von Produkten 

determiniert werden.10 Eines der dringlichsten Probleme war und ist die mangelnde 

Energieeffizienz von Produkten. Dieser Umstand bewegte die internationale Politik schon Mitte 

der 1990er Jahre dazu, instrumentelle Schritte zur Energieverbrauchssenkung im 

Produktbereich einzuleiten. Zunächst sorgte das aus Japan stammende Top-Runner-

Programm für Aufsehen.11 Auf europäischer Ebene startete in vereinzelten Produktgruppen 

mit der Energieverbrauchskennzeichnung ein direktes Steuerungsinstrument. Die 

instrumentelle Behandlung der unzureichenden Energieeffizienz im Produktbereich anderen 

durch Produkte ausgelösten Umweltproblemen vorzuziehen, war insofern sinnvoll und logisch, 

da das Problem leicht quantifizierbar und linear war und somit eine gute Steuerbarkeit aufwies. 

Zudem besaß es eine hohe gesellschaftliche Akzeptanz, da nahezu jeder sich über eine 

niedrigere Stromrechnung bei gleichbleibender Dienstleistung durch die Produkte erfreute. 

Ein zweites schon früh ersichtliches Problem liegt im hohen Ressourcenbedarf zur 

Produktherstellung und am fehlgeleiteten Massenstrom am Ende der Nutzungsphase von 

Produkten. Dieser Problematik versucht sich die internationale und europäische Politik seit 

einigen Jahren intensiver zu nähern. Im Gegensatz zur Energieeffizienz ist die 

Problemsituation hier jedoch komplexer, schwer quantifizierbar, nicht linear und trifft auf eine 

wesentlich geringere gesellschaftliche Akzeptanz, da sich kein positiver Effekt direkt im 

Portmonee einstellt. Um etwas gegen den hohen Materialaufwand und die 

Ressourcenverschwendung zu tun, wurde in Deutschland 2005 nach jahrzehntelanger 

Verhandlung aufbauend auf der europäischen WEEE-Richtlinie das ElektroG in Kraft gesetzt. 

Dieses Instrument hat vorrangig die Aufgabe, im durch Deponierung und Verbrennung 

gekennzeichneten ĂM¿llbereichñ für Wiederverwendung und Wiederverwertung zu sorgen und 

eine Kreislaufführung von Rohstoffen zu erzeugen.12 

Diesen beiden Steuerungsinstrumenten stellte die Europäische Union 2005 die Ökodesign-

Richtlinie zur Seite. Sie ist Ergebnis der Bemühungen einer integrierten Produktpolitik. Dieses, 

wie die Energieverbrauchskennzeichnungsrichtlinie auf dem Komitologieverfahren mit 

Stakeholderbeteiligung basierende, weitreichend ausgestattetes Steuerungsinstrument 

umfasst den gesamten Lebenszyklus eines Produktes von der Produktion bis zur Verbringung. 

Die Ökodesign-Richtlinie besitzt ein großes Potenzial, welches laut einer Analyse von Ecofys 

Verbrauchern und Unternehmen Nettoeinsparungen von bis zu 90 Milliarden Euro pro Jahr 

                                                

9 Vgl. UNEP 2012b 
10 EU-Kommission 2009b 
11 Bereits 1997/98 hat Japan sein Top-Runner-Programm eingeführt, welches die Marktdurchdringung der 
energieeffizientesten Geräte fördert. Nach dem japanischen Modell sollten die jeweils energieeffizientesten und 
umweltverträglichsten Modelle in einer definierten Produktkategorie als Zielwert dienen, den der 
Flottendurchschnitt eines Herstellers innerhalb einer gewissen Frist erreichen muss. Das japanische Top-Runner-
Programm besitzt den Vorteil, dass es leicht zu verstehen ist, seine Effektivität und Effizienz bereits in einem 
geschlossenen Markt unter Beweis gestellt hat und durch die Ausrichtung auf die beste verfügbare Technik auf 
eine integrierte und intelligente Regulierung (Smart Regulation) setzt. 
12 Vgl. FoEE 2013 
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bringt.13 Insbesondere die Ökodesign-Richtlinie besitzt die Möglichkeit, Defizite im 

Produktbereich weit über die Frage der mangelnden Energieeffizienz hinaus zu regeln. 

Neben diesen drei durch Richtlinien, Verordnungen und Gesetzen gekennzeichneten direkten 

Instrumenten haben sich weitere Steuerungsmöglichkeiten durchgesetzt, um die von 

Produkten ausgehenden Umweltauswirkungen zu verringern. 

So ist es in Deutschland seit über 30 Jahren möglich, mit freiwilligen Umweltkennzeichen aktiv 

für Aufklärung im Produktbereich zu sorgen. Inzwischen ist dieses informatorische Instrument 

bestückt mit vielen Siegeln, die Konsumenten dazu anregen sollen, Produkte zu erwerben, die 

eine geringere Auswirkung in sozialen, ökologischen und ökonomischen Aspekten aufweisen. 

Darüber hinaus besitzt der Staat an sich als aktiver Käufer am Markt die Möglichkeit durch 

gezielte Lenkung seines Einkaufes Impulse zu setzen. Die umweltfreundliche öffentliche 

Beschaffung ist in der EU und Deutschland spätestens seit dem Jahr 2004 als planerisches 

Instrument etabliert, da zu diesem Zeitpunkt die EU-Kommission erstmalig die 

Berücksichtigung von Umweltbelangen bei der Vergabe öffentlicher Aufträge regelte.14 

In anderen Problembereichen kann es hingegen auch sinnvoll sein, auf rein 

marktwirtschaftliche Steuerung zu setzen und durch Selbstverpflichtungen und 

Umweltabsprachen für eine geringere Umweltschädigung, ausgelöst durch Produkte, zu 

sorgen. Diese Form der Regelung bietet sich immer dann an, wenn es für den staatlichen 

Akteur nahezu aussichtslos ist, über die entscheidenden Faktoren zur ordnungsrechtlichen 

Regelung zu verfügen. Die Regelung des Umweltschutzniveaus über Selbstverpflichtungen 

und Umweltabsprachen hat eine Reihe von Nachteilen, die mehr oder weniger schwer im 

jeweiligen Regelungsbereich wiegen. 

Eine zusätzliche Möglichkeit, Ökologie und Nachhaltigkeit im Produktbereich zu verstetigen, 

besteht durch Subventionen, Förderprogrammen und Kampagnen. Entweder durch den Staat 

alleinig oder mit Zuhilfenahme der Industrie oder der Gesellschaft können in unterschiedlicher 

Form Anstöße zur Verhaltensänderung bewirkt werden.15 

Die sieben für dieses Forschungsvorhaben im Produktbereich ausgesuchten Instrumente 

stellen den instrumentellen Untersuchungsrahmen da. Die Auswahl erfolgte anhand ihrer 

Marktrelevanz. Den drei direkten Instrumenten (Energieverbrauchskennzeichnung, 

Ökodesign-Richtlinie und dem ElektroG) obliegt aufgrund ihres Befolgungszwangs die größere 

Marktrelevanz, aber auch die vier indirekten Instrumente (Produktkennzeichnung, 

umweltfreundliche öffentliche Beschaffung, Selbstverpflichtung & Umweltabsprachen, 

Subventionen & Kampagnen & Initiativen) können den Markt individuell beeinflussen und 

wurden daher in die Betrachtung aufgenommen. 

                                                

13 Molenbroek, Edith et al. 2012 
14 Siehe dazu in: Richtlinie 2004/18/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31.3.2004 über die 
Koordinierung der Verfahren zur Vergabe öffentlicher Bauaufträge, Lieferaufträge und Dienstleistungsaufträge. 
15 Eine darüber hinausgehende Möglichkeit, Ökologie und Nachhaltigkeit im Produktbereich zu etablieren, ist die 
technische Normung. Sie ist beispielsweise in der Ökodesign-Richtlinie Bestandteil und wird sonst vorwiegend 
zur Erreichung ökonomischer Ziele angewandt. Bei der ökonomischen Zielerreichung durch technische Normung 
erhält der staatliche Akteur i. d. R. wenig Gestaltungsspielraum, wodurch sie kein großes Gewicht in diesem 
Forschungsvorhaben einnimmt. 
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1.1 Zielsetzung und Forschungsfrage 

Das Anliegen des Forschungsvorhabens ist es, den zuvor genannten Instrumentenmix im 

Produktbereich hinsichtlich seiner Möglichkeit zur Produktlenkung zu untersuchen. Daneben 

soll untersucht werden, wie der immer mehr in den Fokus der Betrachtung rückende Ansatz 

der Ressourcenschonung im Produktbereich durch den bestehenden Instrumentenmix 

umgesetzt werden kann und welche Verbesserungspotenziale bestehen. 

 

Die aus den Anliegen in einem Satz abgeleitete Forschungsfrage 

ǒ Wie m¿sste ein ĂEU-Instrumentenmixñ konzipiert sein, der die Marktdurchdringung der  

auch auf internationaler Ebene  leistungsfähigsten Produkte und Technologien bewirkt und 

dabei höchstmögliche Material- und Ressourceneffizienz garantiert? ǒ 

wird mit Hilfe eines angepassten Forschungsdesigns bearbeitet. Um die Zielsetzung und 

Forschungsfrage hinreichend beantworten zu können, werden in Kapitel B die strategischen 

Ansätze für eine nachhaltige Entwicklung dargestellt. Folgend wird in Kapitel C eine 

Einführung in die für dieses Forschungsvorhaben wesentlichen theoretischen und 

konzeptionellen Grundlagen vorgenommen. Die Grundlagenerarbeitung erfolgt durch 

Recherchen in diversen Bibliotheken, gesammelten Fachbeiträgen und Fachdatenbanken. In 

Kapitel D werden das Forschungsdesign und die zur Anwendung kommende Methodik 

beschrieben. Anschließend werden in Kapitel E die unterschiedlichen Instrumente vorgestellt. 

Auf die Vorstellung folgt in Kapitel F die Analyse der ausgewählten Instrumente hinsichtlich 

ihrer Eigenschaften, Vor- und Nachteile sowie ihrer Fähigkeiten, definierte Ziele zu erreichen. 

Im darauf folgenden Kapitel G wird durch die Diskussion der theoretisch und empirisch 

gewonnenen Erkenntnisse geführt, um anschließend im Kapitel H darauf einzugehen, wie der 

bestehende Instrumentenmix konzipiert sein müsste, um die Marktdurchdringung der 

leistungsfähigsten Produkte und Technologien bei höchstmöglicher Material- und 

Ressourceneffizienz zu garantieren. 

 

1.2 Begriffsdefinitionen  

Die instrumentelle Steuerung von Produkten ist mit einer Vielzahl von Fachbegriffen und 

eigener Fachterminologie durchsetzt. Die für das Forschungsvorhaben ausgewählten 

Steuerungsinstrumente besitzen zusätzlich oft noch geschlossene Fachterminologien. Die 

Erklärung unterschiedlicher Fachbegriffe erfolgt an den entsprechenden Stellen im Text, 

vorwiegend hinter der dazugehörigen Fußnote. Die für das Forschungsvorhaben zentralen und 

besonders wichtigen Begriffsdefinitionen werden folgend ausführlicher erklärt. 

 

EU-Instrumentenmix (Policy Mix)  

Instrumenteneinsatz. Vielzahl unterschiedlicher Formen politischer Steuerung auf 

unterschiedlichen gesellschaftlichen und politischen Ebenen durch Instrumente16 in der 

                                                

16 Instrument: Regelung zur Umsetzung, z. B. Gesetze, Verordnungen, Förderprogramme, 

Informationskampagnené oder: Wie soll eine MaÇnahme umgesetzt werden?  
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Umwelt- und Wirtschaftspolitik, die in kombinierter Form gleichzeitig zum Einsatz kommen. Für 

das Forschungsvorhaben besteht der EU-Instrumentenmix  als Untersuchungsgegenstand  

aus drei direkten Instrumenten (Energieverbrauchskennzeichnung, Ökodesign-Richtlinie, 

Elektrogesetz) und vier indirekten Instrumenten (freiwillige Produktkennzeichnung, 

umweltfreundliche öffentliche Beschaffung, Umweltabsprachen & Selbstverpflichtungen sowie 

Förderprogramme & Kampagnen). 

 

Marktdurchdringung 

Die Marktdurchdringung bzw. Penetration ist hier angelegt als die Bezeichnung des Grades 

der Verbreitung und Bekanntheit innerhalb eines Marktes oder einer Konsumentengruppe. 

Von entscheidender Bedeutung ist es, nicht nur ökologische Produkte herzustellen, sondern 

sie auch einer breiten Konsumentenschaft zum Erwerb anzubieten. 

 

Internationale Ebene  

Die internationale Ebene beschreibt hier die Ebene über die Europäische Union hinaus. Viele 

große Unternehmen bieten ihre Produkte, Technologien und Dienstleistungen inzwischen 

weltweit an. Schreibt die europäische Produktgesetzgebung beispielsweise Anforderungen an 

die ökologischen Eigenschaften vor, so besteht die Möglichkeit, dass diese sich auch 

außerhalb des EU-Binnenmarktes verbreiten. 

 

Produkt  

Im Sinne des vorliegenden Forschungsvorhabens ist ein Produkt etwas, was  aus bestimmten 

Stoffen hergestellt  das Ergebnis menschlicher Arbeit ist.17 Ein Produkt ist hier ein 

Wirtschaftsgut, welches in einem Wertschöpfungsprozess geschaffen wurde. Für die Arbeit 

von vorrangiger Betrachtung sind Produkte des täglichen Lebens18, die in einem Markt zum 

Gebrauch oder Verbrauch angeboten werden und deren Ziel es ist, die menschlichen 

Bedürfnisse zu befriedigen oder Nutzen zu stiften (happiness). Ein Produkt kann zu seiner 

Dienstleistungserfüllung mit Elektrizität betrieben werden. Die Arbeit betrachtet überwiegend 

technische Produkte und legt den Fokus auf Produkte, die durch die für das 

Forschungsvorhaben ausgewählten Instrumente gesteuert werden.19 

 

Technologien  

Die Begriffe Technologie(n) und Technik(en) sind für dieses Forschungsvorhaben äquivalent. 

Von Technologie ist in der Arbeit immer dann die Rede, wenn es nicht explizit um das ĂProduktñ 

geht, sondern beispielsweise von Lichttechnologie, Verwertungstechnologie oder 

                                                

Maßnahme: technische Umsetzung, z. B. Wärmedªmmungé oder: Was soll geschehen? Siehe in Dietlmeier 

2009 
17 Ermann 2005, S. 40 
18 keine Nahrungsmittel oder ähnliche Erzeugnisse. 
19  Die Definition des Produkthaftungsgesetzes (Ăjede bewegliche, auch Teil eines anderen, Sache sowie 
Elektrizitªt und Dienstleistungenñ) ist für das Forschungsvorhaben nicht von besonderer Bedeutung. 
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Produktionstechnologie gesprochen wird, somit eher vom Wissen um die Verarbeitung von 

Stoffen in technischen Fertigungsprozessen. 

  

Leistungsfähigste Produkte  

Für das Forschungsvorhaben von Bedeutung ist der Begriff der Ăleistungsfªhigsten Produkteñ. 

Was die leistungsfähigsten Produkte auszeichnet, ist jedoch bisher nicht klar definiert. Bis 

heute haben weder die EU-Kommission noch der Rat oder die deutsche Bundesregierung eine 

Ănormativeñ Setzung f¿r die Ăleistungsfªhigsten Produkteñ gewagt. Direkt von den 

leistungsfähigsten Produkten und Technologien spricht die Ökodesign-Richtlinie 

(2009/125/EG ersetzt die RL 2005/32/EG, Erwägungsgrund [17]) oder der Bericht der 

Bundesregierung zur Kabinettsklausur am 23./24.08.2007 in Meseberg (Punkt 8, Abs. 4.1). 

Die Arbeitsvorschriften der Methodology for the Ecodesign of Energy-using Products (MEEuP) 

sprechen von der besten verfügbaren Technik, ohne jedoch eine konkrete Definition zu 

formulieren. Andere Verordnungen, wie die Verordnung des europäischen Umweltzeichens 

(EG 1980/2000 ersetzt die VO EWG 880/92, Erwägungsgrund [6]), werden in ihren 

Definitionen unprªzise und sprechen von Produkten, Ădie im Vergleich zu anderen Produkten 

derselben Produktgruppe bestimmte negative Umweltauswirkungen verringern könnenñ. 

Hilfestellung bietet lediglich die Energieverbrauchskennzeichnung (VO /EG/ Nr. 66/2010, 

Anhang 1, 2. Kriterien Abs. 1). Sie steht dem Regelungsbereich der Ökodesign-Richtlinie sehr 

nahe, und teilweise schon jetzt  zukünftig voraussichtlich noch häufiger  finden beide 

Instrumente in äquivalenten Produktgruppen Anwendung. In der Verordnung steht im Anhang 

1 bezüglich der Kriterien, die von den Produkten erfüllt werden müssen, es sind die 

Ăhinsichtlich der Umweltleistung besten 10 ï 20 % der zum Zeitpunkt der Annahme der 

Kriterien auf dem Gemeinschaftsmarkt verfügbaren Produkteñ. Durch diese offizielle 

Beschreibung von Umweltleistungen eines Produktes kann zumindest davon ausgegangen 

werden, dass auf EU-Ebene von 10  20 Prozent für die leistungsfähigsten Produkte innerhalb 

einer Produktgruppe auszugehen ist.  

 

Ressource  

Mittel, das in einem Prozess genutzt wird oder genutzt werden kann. Eine Ressource kann 

materieller oder immaterieller Art sein. 

Wird im umweltwissenschaftlichen Kontext der Begriff ĂRessourceñ verwendet, ist damit eine 

Ănat¿rliche Ressourceñ gemeint. 

Anders als hier wird der Ressourcenbegriff oft auch sehr eng gefasst im Sinne von Rohstoffen 

verwendet.20 Für die vorliegende Arbeit wird der Begriff Ressourcen vorwiegend für materielle 

Werkstoffe verwendet, die zur Herstellung von Produkten dienen. Adressiert sind überwiegend 

metallische Stoffe, Kunststoffe, Recyclate21. In seltenen Fällen Holz und Wasser, wenn z. B. 

Wasser zur Zweckbestimmung (Reinigung) benötigt wird.  

                                                

20 Kosmol 2012, S. 21 
21 Erzeugnis eines i.d.R. Kunststoffrecyclingprozesses - welches für die kunststoffverarbeitende und 
kunststoffherstellende Industrie vorgesehen ist. 
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Ressourceneffizienz  

Verhältnis eines bestimmten Nutzens oder Ergebnisses zum dafür nötigen 

Ressourceneinsatz. Im umweltwissenschaftlichen Sprachgebrauch ist mit Ressourceneinsatz 

der Einsatz von natürlichen Ressourcen gemeint. 

Die Steigerung der Ressourceneffizienz ist neben der Suffizienz und der Konsistenz eine 

Strategie zur relativen oder absoluten Senkung der Ressourceninanspruchnahme.22 

Ressourceneffizienz ist der verantwortungsvolle und ökologische Umgang mit Gütern. Mit 

innovativen und ökologisch designten Produkten und Verfahren sowie einer durchdachten 

Strategie lässt sich das gleiche ï und häufig sogar ein besseres ï Ergebnis bzw. Produkt mit 

weniger Mitteln erzielen. Das spart zum einen Ressourcen und schont die Umwelt, zum 

anderen macht es Unternehmen profitabler. 

 

Ressourcenproduktivität  

Die Ressourcenproduktivität eines Gutes ist die Gesamtheit der verfügbaren Einheiten an 

Dienstleistungen, dividiert durch den Gesamtverbrauch an Material für das dienstleistende 

Gut, gerechnet von der Wiege bis zur Bahre (Wiege), einschließlich der für den 

Energieverbrauch bewegten Stoffströme.23 

 

Rebound-Effekt  

Sobald  der Anstieg der Gütermenge trotz der Effizienzsteigerung der Produktgruppen zu mehr 

Energie- und Ressourcenverbrauch und Emissionen f¿hrt, entsteht der sogenannte ĂRebound-

Effektñ. Genau das geschieht global in einem drastischen Maß. Weltproduktion und 

Welthandel wachsen so stark, dass sie die Einsparungen durch Effizienzsteigerung weit 

übersteigen. Daher ist es schon jetzt wichtig, dass das Hauptaugenmerk auf Instrumenten zur 

Gesamtressourcenverbrauchsreduzierung (GMA, globaler Materialaufwand; eng. Total 

Material Requirement, TMR) liegt.24 

 

Zeithorizonte  

F¿r Aussagen, die in Zusammenhang mit Ăkurzfristigñ gewªhlt werden, wird ein Zeitraum von 

1 - 2 Jahren angenommen, f¿r Ămittelfristigñ von 2 - 5 Jahren und f¿r Ălangfristigñ von mehr als 

5 Jahren. 

Dies sind in nicht abschließender Weise die zentralen Begriffe und ihre Begriffsdefinitionen. 

Sie finden an unterschiedlichen Stellen im vorliegenden Forschungsvorhaben Eingang. 

                                                

22 Kosmol 2012, S. 23, In Anlehnung an Eifert et al. (Hrsg.): Meyers Handbuch für die Wirtschaft, 3. Auflage, 
Mannheim: Bibliographisches Institut,1974 und Wittmann et al. (Hrsg.): Handwörterbuch der Betriebswirtschaft, 5. 
Auflage, Stuttgart: Schäffer-Poeschel, 1993 und Sellien (Hrsg.): Doktor Gablers Wirtschaftslexikon, 9. Auflage, 
Wiesbaden: Gabler, 1975  
23 Schmidt-Bleek 1997, S. 140. Mit anderen Worten ausgedrückt: die Ressourcenproduktivität eines Gutes ist das 
Inverse seiner MIPS, gemessen in der Einheit Ăpro Kilogrammñ. 
24 Santarius 2015; Reineke 2015; Gillingham et al. 2014; Haan 2014; Poppe 2013; Santarius 2012; Peters et 

al. 2012; Schlegel 2009; Frondel 2007; Berkhout und Velthuijsen 1998 
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Das Kapitel zu Nachhaltigkeit gliedert sich in vier Teile. Im ersten Abschnitt wird ein Überblick 

hinsichtlich der Historie nachhaltiger Entwicklung bis hin zur derzeitigen Situation gegeben. Im 

Anschluss werden zwei Bereiche der Nachhaltigkeitsforschung einzeln betrachtet. Zuerst wird 

auf das Drei-Säulen-Modell der Nachhaltigkeit eingegangen, da sich die ausgewählten 

Instrumente im Forschungsvorhaben inhaltlich stark mit Fragen zur ökologischen 

Nachhaltigkeit beschäftigen. Im Anschluss daran folgt eine Betrachtung der Leitstrategien für 

Nachhaltigkeit, da Teile dieser Strategien Basiselemente der untersuchten Instrumente sind. 

Im vierten Abschnitt wird auf das integrative Nachhaltigkeitsverständnis eingegangen, da dies 

in jüngster Zeit in Wissenschaft und Politik besonders relevant geworden ist. 

 

2 Nachhaltigkeit im theoretischen und politischen Kontext 

Der politische und wissenschaftliche Diskurs über Nachhaltigkeit (Sustainability) und 

nachhaltige Entwicklung wird seit vielen Jahren intensiv geführt und hat neben Strategien, 

Deklarationen und Gesetzen zahlreiche Veröffentlichungen hervorgebracht.26 Aufbauend auf 

diesen Grundlagen folgten in unterschiedlichen Etappen theoretische Umsetzungsprozesse 

auf internationaler und nationaler Ebene.27 Erst mit dem drohenden Scheitern wichtiger 

Umsetzungsprozesse wurde deutlich, dass die abstrakt-theoretischen Konzepte nachhaltiger 

Entwicklung28 in Politik und Ökonomie noch nicht ausreichend umgesetzt wurden bzw. 

                                                

25 Müller-Christ 2010, S. 111  
26 Mitte des 19. Jahrhunderts sensibilisierten vor allem die beiden Autoren Rachel Carson mit ihrem Buch ĂSilent 
Springñ und  Dennis L. Meadows mit seinem Buch ĂThe Limits to Growthñ und machten auf Themen wie ¥kologie 
und Nachhaltigkeit aufmerksam. Den Büchern folgten international geführte Diskussion über Naturverbräuche 
und weitere Umweltthemen. Für Politik und Wissenschaft Ende der 1980er Jahre von besonderer Bedeutung war 
der erschienene Brundtland-Bericht ĂNachhaltige Entwicklungñ von Gro Harlem Brundtland. Weitere Literatur der 
Nachhaltigkeitswissenschaft: Heinrichs und Michelsen 2014, Müller-Christ 2010, Hauff 2009, Grunwald und 
Kopfmüller 2006, Appel 2005, Sebaldt 2002, Steurer 2001, Kopfmüller, Jürgen et al. 2001, Bartmann und 
Geldsetzer 1996, Schaltegger 1996, Turner 1993.  
27 Der theoretische sowie politische Implementationsprozess begann 1968 mit der ĂBiosphere Conferenceñ, auf 
der die kurz umrissene Leitidee einer nachhaltigen Entwicklung skizziert wurde. Ihr folgte 1980 die 
Verabschiedung der ĂHow to Save the World: Strategy for World Conservationñ unter der Federf¿hrung von 
Robert Allen. 1992 kam es in Rio de Janeiro zur UN-Konferenz Umwelt und Entwicklung. Der 
Konferenzbeschluss und die Verabschiedung der Agenda 21 führten zur offiziellen Verankerung des 
Nachhaltigkeitsprinzips in der politischen Agenda der Vereinten Nationen. Im Jahre 2000 folgte dann die United 
Nations Millennium Declaration, die das Ziel einer ökologischen Nachhaltigkeit forcierte. Auf der internationalen 
Ebene folgte 2002 die UN-Konferenz in Johannesburg, auf der der Versuch gestartet worden ist, die 
theoretischen Leitlinien in konkrete Maßnahmen und Zeitpläne umzusetzen. Der hier skizzierte 
Implementationsprozess prägte international das Leitbild einer nachhaltigen Entwicklung und ließ 
Wirtschaftsforen folgen. Siehe dazu ausführlich in Heinrichs und Michelsen 2014, S. 3-53  
Auf nationaler Ebene wurde 1994 das Leitbild einer nachhaltigen Entwicklung im Deutschen Grundgesetz 
verankert (Artikel 20a). 2001 folgte der Rat für nachhaltige Entwicklung, der im darauf folgenden Jahr die 
Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung vorstellte. 
28 Der Brundtland-Bericht definierte nachhaltige Entwicklung wie folgt: ĂSustainable development is development 
that meets the needs of the present without compromising the ability of the future generations to meet their own 

ὔὥὧὬὬὥὰὸὭὫὯὩὭὸ
ὙὩίίέόὶὧὩὲὲὥὧὬίὧὬόὦ
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umgesetzt werden konnten. Gleichzeitig hat sich in der internationalen Diskussion derzeit die 

Gewichtung der Nachhaltigkeitsbereiche verschoben. In Europa wird Nachhaltigkeit in der für 

2010 bis 2020 gültigen Wachstums- und Arbeitsmarktstrategie EU 2020 (Europäische 

Kommission 2010) nur noch als eine von mehreren Eigenschaften des Wachstums betrachtet, 

indem ein Ăintelligentes, nachhaltiges und integratives Wachstum (smart, sustainable and 

inclusive growth)ñ zur Überwindung der strukturellen Schwachstellen der Europäischen 

Wirtschaft und zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit und der Produktivität dienen soll.29 

Zudem wird die europäische Nachhaltigkeitsstrategie gegenwärtig nicht fortgeschrieben, 

lediglich das Monitoring durch Indikatoren wird angestrebt. 

Eine Verlagerung der Gewichtung auf den Aspekt der Wirtschaftsentwicklung ist auch bei den 

Vereinten Nationen mit dem Konzept der ĂGreen economyñ30 und bei der OECD mit dem sehr 

ªhnlichen Konzept des ĂGreen growthñ31 zu beobachten (Siehe ausführlich in Kapitel 3.5.3).32 

Die Bemühungen für nachhaltige Entwicklungen, zu denen auch nachhaltige 

Produktionsweisen und Produkte gehören, sind durch die Arbeitsprozesse der 

unterschiedlichen politischen Agenden noch sichtbar, aber spätestens mit Beginn der 

Finanzkrise in den Jahren 2008/2009 ging es im aktuellen politischen Geschehen wieder 

vermehrt um Fragen zur Steigerung des Wachstum und der Beschäftigung als um Fragen zur 

nachhaltigen Entwicklung.33 

2.1 Dimensionen der Nachhaltigkeit  

Mitte der 1990er Jahre wurde das Drei-Säulen-Modell der Nachhaltigkeit entwickelt.34 Dieses 

Modell (auch Drei-Dimensionen-Modell35) wird heute in Politik und Wirtschaft als der am 

häufigsten verwendete Ansatz zur Umsetzung von Nachhaltigkeitsstrategien angesehen.36 

Vorteil ist, dass es den notwendigen wechselwirkenden Ansatz im Vergleich zu 

eindimensionalen Modellen37 explizit sichtbar macht. Ziel einer Agenda der Nachhaltigkeit soll 

es demnach sein, eine ausgewogene Balance der drei Teilziele Ökologie, Ökonomie und 

Soziales zu realisieren. Hierfür werden Handlungsweisen notwendig, die sich nicht auf einen 

                                                

needsñ. Neben dieser im Brundtland-Bericht erschienenen Definition für nachhaltige Entwicklung (sustainable 
development) gibt es heute viele weitere Definitionen. Während David Pearce et al. (1989, 173-185) zwei Jahre 
nach Erscheinen des Brundtland-Bericht bereits 24 verschiedene Definitionen zitiert hatte, wurden von Maarten 
Hajer (1995, 1) schon über 60 Definitionen zitiert. Inzwischen dürfte nachhaltige Entwicklung weit über hundert 
Mal in unterschiedlicher Form definiert worden sein. In den meisten Definitionen stimmen die Autoren darin 
überein, dass nachhaltige Entwicklung als Entwicklung hin zu einer bestmöglichen Lebensqualität zu verstehen 
ist, die eine unbestimmt lange Zeit (eben dauerhaft) aufrechterhalten und auf die ganze Menschheit ausgedehnt 
werden kann. Siehe hierzu ausführlich Steurer (2001, 537-538).   
29 Vgl. EU-Kommission 2010c, S. 10 
30 Vgl. UNEP 2011, UNEP 2012a 
31 Vgl. OECD 2011 
32 Statistisches Bundesamt 2012 
33 Siehe hierzu u. a. in EU-Kommission 2010c, EU-Kommission 2011b 
34 Die Enquete-Kommission ĂSchutz des Menschen und der Umweltñ (1998) des 13. Deutschen Bundestages und 
ein Verbundprojekt der Hans-Böckler-Stiftung in Verbindung mit dem Wissenschaftszentrum Berlin sowie anderen 
Forschungseinrichtungen haben das Drei-Säulen-Modell der nachhaltigen Entwicklung als konzeptionelle 
Grundlage entwickelt. Ziel und zugleich Forderung war die Entwicklung einer dreidimensionalen Perspektive aus 
der Erfahrungswirklichkeit Enquete-Kommission ĂSchutz des Menschen und der Umweltñ 1998, S. 32, siehe dazu 
auch Döring und Pahl 2001, S. 37, Tremmel 2003. 
35 Vgl. u. a. Tremmel 2003, Heinrichs und Michelsen 2014, S. 29 
36 Vgl. Hauff 2009, S. 115, Sachverständigenrat für Umweltfragen 2002, S. 21,  
37 Beim Ein-Dimensionen-Modell wird einer Dimension (Ökologie, Ökonomie oder Soziales) Vorrang 

eingeräumt.  
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einzigen Aspekt, wie z. B. die ökologische Nachhaltigkeit (Ein-Säulen-Konzept), 

konzentrieren.38 Den drei Säulen werden häufig weitere hinzugefügt, allen voran die kulturelle, 

die institutionelle und die politische Dimension.39 Die Gleichrangigkeit der Dimensionen wird 

insbesondere seit dem Jahr 2000 intensiv in Fachkreisen diskutiert, so werden bspw. 

ökonomische und soziale Aspekte als Folgen der Umweltbelastung angeführt, die demzufolge 

nicht als gleichberechtigte Dimension betrachtet werden dürfen.40 In Nachhaltigkeitsstudien 

des Umweltbundesamtes, Umweltgutachten des Sachverständigenrats für Umweltfragen und 

in der Studie ĂZukunftsfähiges Deutschlandñ des Wuppertal Institutes wird ein Modell präferiert, 

nach dem die Ökologie den Rahmen bilden soll, innerhalb dessen die Entwicklung von 

Wirtschaft und Gesellschaft stattfindet.41  

In Bezug auf das Forschungsvorhaben ist besonders die ökologische Nachhaltigkeit von 

Bedeutung, da sie die größte Nähe zu Fragen der höchstmöglichen Material- und 

Ressourcenschonung besitzt. Weiterhin wird die ökonomische Nachhaltigkeit, die sich stärker 

noch damit auseinandersetzt, dass allgemein nur eine Wirtschaftsweise als nachhaltig 

angesehen werden kann, wenn sie auch dauerhaft ausgeübt werden kann, thematisiert. 

Fragen zur sozialen Nachhaltigkeit und den weiteren Dimensionen der Nachhaltigkeit werden 

lediglich beiläufig adressiert. 

Im Produktbereich soll die Anwendung des Modells letztlich dazu dienen, Produkte zu 

entwickeln, die ökologisch unbedenklich, ökonomisch dauerhaft und sozial verträglich sind. 

2.2 Konzept integrativer Nachhaltigkeit 

Der wissenschaftlichen Diskussion um Modelle der Nachhaltigkeit folgte die 

Auseinandersetzung um die Einordnung der einzelnen Aspekte in starke und schwache 

Nachhaltigkeit.42 Wesentliches Merkmal der Unterscheidung ist die Frage, was nachhaltig 

erhalten werden soll.43 Um Nachhaltigkeit als integratives Zukunftsmodell in Wirtschaft, 

öffentlich-rechtlichen Institutionen und Gesellschaft zu realisieren, sind zahllose 

Wechselwirkungen zwischen ökologischen, ökonomischen und sozialen Gegebenheiten und 

deren Entwicklungen zu beachten. Da das klassische Drei-Säulen-Modell diese 

Wechselwirkungen nicht ausreichend berücksichtigt, kann es der Realität nicht gerecht 

werden.  

Das Begriffsverständnis von Nachhaltigkeit hat sich infolge der Kritik geändert: Nachhaltigkeit 

wird heute in Wissenschaft und Politik oftmals als ein integratives Zukunftsmodell dargestellt.44 

Der Begriff des Integrativen bezieht sich nach wie vor auf die drei Dimensionen Ökologie, 

Ökonomie und Soziales. Zusätzlich beinhaltet das Zukunftsmodell eine Integration in zeitlicher 

                                                

38 Vgl. Döring und Pahl 2001, S. 38  
39 Vgl. Heinrichs und Michelsen 2014, S. 30. Siehe auch in Stoltenberg 2010 
40 Vgl. u. a. Kopfmüller, Jürgen et al. 2001 
41 Vgl. Umweltbundesamt 2002, Abb. 1.8, Sachverständigenrat für Umweltfragen 2002, S. 68, Wuppertal 

Institut für Klima, Umwelt, Energie GmbH 2008 
42 Vgl. u. a. Heinrichs und Michelsen 2014, Ott und Döring 2008, Sachverständigenrat für Umweltfragen 2002, 

Steurer 2001, Dobson 2000 
43 Die Kapitalien unterscheiden sich in unterschiedliche Formen: Naturkapital, Sachkapital, Sozialkapital, 

Humankapital, Wissenskapital und Ăkultiviertes Naturkapital. Siehe ausf¿hrlich in Heinrichs und Michelsen 

2014, S. 32 
44 Vgl. Beys 2013 
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Hinsicht, also die Verbindung kurzfristiger Erfordernisse mit längerfristigen Perspektiven, wie 

auch eine Integration bezogen auf die räumlichen Handlungsebenen und deren 

Wechselbeziehungen. Des Weiteren ist Integration auch im Sinne der Berücksichtigung 

relevanter Akteursgruppen erforderlich, mit Blick auf die wissenschaftliche Validität von 

Analysen sowie die Praktikabilität und Akzeptabilität von Ergebnissen. Eine zentrale 

integrative Eigenschaft besteht schließlich in der Verknüpfung zwischen einer von den Regeln 

ausgehenden, deduktiven Ausdifferenzierung des Zukunftsmodells im Sinne eines Top-down-

Vorgehens und einem induktiven Bottom-up-Zugang, der real existierende Probleme 

einzubeziehen vermag.45  

Die Konkretisierung und Umsetzung des Zukunftsmodells als integratives 

Nachhaltigkeitskonzept wurde anfangs von verschiedenen wissenschaftlichen Einrichtungen 

der Hermann von Helmholtz-Gemeinschaft durchgeführt. Dabei wurde ein integratives 

Konzept nachhaltiger Entwicklung entworfen und auf die Bundesrepublik Deutschland 

angewendet. Bestimmt wird dieses Konzept von seinen konstitutiven Elementen, seinen Zielen 

und Regeln. Im Kern ausgehend von dem gleichberechtigt in der inter- und intragenerativen 

Perspektive verstandenen Gerechtigkeitspostulat wurden mit den Zielen der Sicherung der 

menschlichen Existenz, der Erhaltung des gesellschaftlichen Produktivpotenzials und der 

Bewahrung der Entwicklungs- und Handlungsmöglichkeiten der Gesellschaft, drei generelle 

Dimensionen übergreifender Nachhaltigkeitsziele definiert. Diese wurden in Form von Regeln 

konkretisiert, die als Orientierung für künftige Entwicklungsprozesse und als Prüfkriterien 

dienen. Diese Regeln beziehen sich zum einen auf ökonomische Aspekte, zum anderen auf 

Anforderungen an Institutionen.46 Sie stellen eine normative Basis dar, bedürfen jedoch für die 

Anwendung im produktbezogenen Umweltschutz einer weiteren ĂUnterf¿tterungñ durch 

Kenngrößen, sog. Indikatoren, die einen weiteren Schritt zur Operationalisierung des 

integrativen Zukunftsmodells darstellen.   

Inwieweit das integrative Konzept nachhaltiger Entwicklung bereits umgesetzt werden könnte 

ist nicht einfach zu ermitteln. Dazu bedarf es einer aufwendigen sektoralen Evaluierung 

anhand von Kriterien und Kenngrößen. Entwicklungstrends lassen sich u. a. in Deutschland 

mithilfe von bereits durchgeführten Studien ableiten. So zeigen HEINRICHS und LAWS durch 

ihre empirischen Untersuchungen auf, dass in der integrativen Nachhaltigkeitspolitik auf 

exekutiver und legislativer Ebene zwar Fortschritte festgestellt werden können, aber auch noch 

erhebliche Defizite nachweisbar sind. So führen die Autoren positiv an, dass im Hinblick auf 

nachhaltige Entwicklung als Langfrist- und Querschnittsthema eine nationale 

Nachhaltigkeitsstrategie entwickelt wurde, ein Staatssekretärsausschuss eingerichtet und 

Beiräte aufgestellt wurden. In ihrer Negativauflistung führen sie u. a. den niedrigen Stellewert 

des Themas auf politisch-strategischer Ebene an, die geringen Fortschritte in der inhaltlichen 

Bewertung, die ausbleibende Kooperationsbereitschaft zwischen Bund und Ländern, sowie 

                                                

45 Vgl. Kopfmüller 2007, S. 17 
46 Vgl. u. a. Heinrichs und Michelsen 2014, Kopfmüller 2007, Coenen und Grunwald 2003, Kopfmüller, Jürgen et 
al. 2001. Die zehn Regeln des integrativen Konzepts für eine nachhaltige Entwicklung: 1. Internalisierung externer 
sozialer und ökologischer Kosten 2. Angemessene Diskontierung 3. Begrenzung der Verschuldung 4. Faire 
weltwirtschaftliche Rahmenbedingungen 5. Förderung der internationalen Zusammenarbeit 6. Steigerung der 
Resonanzfähigkeit der Gesellschaft gegenüber den relevanten Problemen 7. Reflexivität der Gesellschaft 8. 
Erhöhung der Steuerungsfähigkeit 9. Förderung der Selbstorganisation 10. Stärkung des Machtausgleichs 
zwischen den Akteuren. 
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das einschränkende Ressortdenken  nachdem sich jeder Fachbereich um seine eigenen 

Probleme kümmern müsse.47        

2.3 Strategische Ansätze für eine nachhaltige Entwicklung 

Das Leitbild der Nachhaltigkeit lässt grundsätzlich verschiedene Interpretations- und 

Operationalisierungsansätze zu. Für die praktische Umsetzung wirtschaftlicher Prozesse im 

Produktbereich müssen jedoch die Mittel, mit denen die Zielgröße Nachhaltigkeit erreicht 

werden soll, definiert werden.48 Um das abstrakt-theoretische Leitbild der Nachhaltigkeit auf 

wirtschaftliche Prozesse anwenden zu können, ist es dienlich, dieses in drei Leitstrategien für 

Nachhaltigkeit zu gliedern,49 die Effizienz-, Konsistenz- und Suffizienzstrategie. Von 

Bedeutung für das Forschungsvorhaben sind diese Leitstrategien, da auch die untersuchten 

Instrumente auf ihnen aufbauen.  

Die ĂEffizienzstrategieñ zielt darauf ab, den Einsatz von Stoffen und Energie auf allen Stufen 

des Produktlebenszyklus zu optimieren.50 Effizienz strebt nach einem geringeren Einsatz von 

Stoffen und Energie pro Ware oder Dienstleistung, durch diese Erhöhung der 

Ressourcenproduktivität nach einem geringeren Naturverbrauch.51 Effizienz will demnach das 

Verhältnis der eingesetzten Ressourcen zu den mit ihnen erzielten Ergebnissen verbessern.52 

Das Prinzip ĂDas Gleiche oder mehr aus wenigerñ kann sich auf nahezu alle Aspekte 

menschlicher Tätigkeit ausdehnen. Damit gehört die Effizienzstrategie erst recht zur Logik 

erfolgreichen Wirtschaftens. Aber die Effizienzstrategie hat auch negative Aspekte. Effizienz 

strebt nach Verbesserung von Technik und Prozessen, aber weniger nach Veränderung der 

eigenen Handlungsweisen. Eine stringente Befolgung der Effizienzstrategie birgt somit die 

Gefahr, dass die Einsparungen auf der einen Seite zu zusätzlichen Ausgaben auf der anderen 

Seite führen, was zu gleichbleibenden oder sogar steigenden Resultaten im Energie- bzw. 

Ressourcenverbrauch führt (Rebound-Effekt53). 

Die ĂKonsistenzstrategieñ zielt insbesondere auf Stoff- und Energieströme und dabei im 

Besonderen auf die Beschaffenheit von Stoffen. Im übertragenen Sinn bedeutet Konsistenz 

auch Vereinbarkeit, Verträglichkeit, Stimmigkeit.54 Sie verfolgt das Ziel, alle Stoffströme denen 

der natürlichen Stoffwechselprozesse anzupassen. Auf die im Fokus stehende ökologische 

Nachhaltigkeit angewandt, bedeutet Konsistenz eine Beschaffenheit der Stoffströme, die 

geeignet ist, in einer industriellen Ökologie dauerhaft zu bestehen.55 Das Prinzip lautet: 

                                                

47 Vgl. Heinrichs und Laws 2014, S. 2632ï2634, Heinrichs und Laws 2012, S. 8-12, 116 ff., Heinrichs und 

Michelsen 2014, S. 283 
48 Vgl. Carnau 2011, S. 23 
49 Vgl. Huber 1995, Hauff 2009, S. 37, 38  
50 Vgl. Behrendt et al. 1998, S. 261, Rogall 2008, S. 135 
51 Linz 2004, S. 8, siehe auch Princen 2003, S. 42, Schaltegger 1996, S. 11 ff. 
52 Vgl. Linz 2004, S. 8 
53 Rebound-Effekt: Sobald der Anstieg der Gütermenge trotz der Effizienzsteigerung der Produktgruppen zu mehr 
Energie- und Materialverbrauch und Emissionen f¿hrt, entsteht der sogenannte ĂRebound-Effektñ. Und genau das 
geschieht global in einem drastischen Maß. Weltproduktion und Welthandel wachsen so stark, dass sie die 
Einsparungen durch Effizienzsteigerung weit übersteigen. Daher ist es schon jetzt wichtig, dass das 
Hauptaugenmerk nicht nur auf Energieeffizienz liegt, sondern zielführend Instrumente zur 
Gesamtressourcenverbrauchsreduzierung entwickelt werden. Siehe auch in Berkhout und Velthuijsen 1998 
54 Carnau 2011, S. 26 
55 Vgl. Carnau 2011, S. 26 
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Industrielle Stoffwechselprozesse dürfen die natürlichen nicht stören.56 Um dies zu 

gewährleisten, forciert sie beispielsweise die Verwendung von nachwachsenden Rohstoffen 

und die Etablierung von Stoffwechselprozessen, die mit der umgebenden Natur so 

übereinstimmen, dass sie sich relativ problemlos darin einfügen.57 Konsistenzstrategien 

versprechen eine neue Revolution, die zu einer dauerhaften Nachhaltigkeit menschlichen 

Lebens und Wirtschaftens führen könnte. Die Naturentfremdung der gegenwärtigen 

menschlichen Industriekultur soll überwunden und in eine tragende Symbiose von Natur und 

Kultur verwandelt werden und dies mit den Mitteln der modernen Wissenschaft, Wirtschaft und 

Technik. Analog zur Effizienzstrategie strebt die Konsistenzstrategie die Erreichung einer 

dauerhaften Nachhaltigkeit menschlichen Lebens und Wirtschaftens über technische 

Innovationen zur Verbesserung der Input-Output-Bilanzen an.58 

Die ĂSuffizienzstrategieñ59 fragt danach was Ăgenugñ oder Ăausreichendñ ist, was der Wirtschaft, 

dem Ökosystem und den Lebensweisen aller Lebewesen, nicht nur der Menschen, gut 

bekommt.60 Sie fordert ein entmaterialisiertes Verständnis von Bedürfnisbefriedigung. Im 

Gegensatz zur Effizienz- und Konsistenzstrategie geht es bei ihr nicht um technische 

Innovationen oder um Ăbesserñ oder Ăandersñ. Bei der Suffizienzstrategie geht es vielmehr um 

ein Ăfunktionsorientiertesñ, nicht um ein Ăproduktorientiertesñ Handeln. Es geht verstªrkt um die 

Bedürfnisbefriedigung durch Dienstleistung mit ökologisch verträglicheren materiellen 

Gütern.61 Im Mittelpunkt der Suffizienzstrategie steht die Unterscheidung zwischen 

notwendigen Grundbedürfnissen und darüber hinausgehenden Wünschen. Es geht im Alltag 

darum zu entscheiden, wie viel genug ist. Die Pointe der Suffizienzstrategie liegt also darin, 

nicht dem Übermaß und der Überforderung zum Opfer zu fallen, sondern nur so viel an 

Leistungen in Anspruch zu nehmen, wie für das Wohlergehen der Einzelnen und des Ganzen 

zutrªglich ist. Wªhrend  nach den Worten von PAUL HAWKEN  die Effizienz verlangt, Ădie 

Dinge richtig zu tunñ, strebt die Suffizienz danach, Ădie richtigen Dinge zu tunñ.62 Die 

Suffizienzstrategie wirft folglich die Frage auf, ob die im Zeitalter des Ressourcenüberflusses 

eingeführten Konsumerwartungen auch im Zeitalter der Ressourcenschonung bestehen 

bleiben können.63 

Das Leitbild der Nachhaltigkeit und seine strategischen Ansätze dienen der instrumentellen 

Umweltpolitikgestaltung als Hilfestellung. Die im Forschungsvorhaben untersuchten 

Steuerungsinstrumente im Produktbereich sollen einen Beitrag dazu leisten, ein Gleichgewicht 

zwischen ökologischen, ökonomischen und sozialen Zielen zu erreichen. Welcher der drei 

                                                

56 Sachs 2005, S. 166, Linz 2004, S. 9 Konsistente Stoffströme sind nach Joseph Huber 1995/1999 solche, die 
einerseits weitgehend störsicher im abgeschlossenen technischen Eigenkreislauf geführt werden, und 
andererseits  an den Schnittstellen zwischen Anthropo- und Biosphªre  mit den Stoffwechselprozessen der 
umgebenden Natur so übereinstimmen, dass sie sich, auch in großen Volumina, relativ problemlos darin 
einfügen. 
57 Vgl. Huber 1995, S. 206 
58 Vgl. Linz 2004, S. 8, Carnau 2011, S. 26 
59 Die Wortdeutung führt auf die Spur: Das lateinische Ăsufficereñ, gebildet aus Ăsubñ und Ăfacereñ, bedeutet in 
seiner transitiven Fassung Ăden Grund legenñ, im intransitiven Gebrauch Ăzu Gebote stehen, hinreichen, genug 
sein, im Stande sein, vermºgenñ Quelle: Georges 1869, Werner 1989 
60 Vgl. Sachs 2005, S. 167 
61 Vgl. Hopfenbeck 2000, S. 910 
62 In Anlehnung an die zuvor genannten Aussagen zur Effizienz- und Suffizienzstrategie könnte man bezogen auf 
die Konsistenzstrategie ableiten, dass sie danach strebt, Ădie Dinge anders zu tunñ. 
63 Vgl. Sachs 2005, S. 167, 168 
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vorgestellten Strategieansätze (Effizienz, Konsistenz, Suffizienz) dabei zum Tragen kommt, 

gilt es zu untersuchen. 
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C Grundlagen umweltpolitischer Steuerung 

In diesem Kapitel werden einleitend die theoretischen Grundlagen behandelt, um einen 

Überblick über die Problemstellung und die einzelnen Handlungsfelder mit den jeweiligen 

Akteursgruppen zu ermöglichen. 

Da der produktbezogene Umweltschutz durch Instrumente den Kern dieser Arbeit darstellt, 

werden zunächst die Grundsätze der modernen Umweltschutzpolitik im Instrumentenbereich 

dargestellt, um darauf aufbauend die evolutionäre Fortentwicklung vorzustellen. Da für das 

Forschungsvorhaben von besonderer Relevanz ist, wie zukünftig Aspekte des 

Ressourcenschutzes in den Instrumentenmix integriert werden können, widmet sich ein 

Unterkapitel der Darstellung des politischen Entwicklungsprozesses diesem Bereich. In 

diesem Verlauf wird die Verbindung des produktbezogenen Umweltschutzes mit dem Fokus 

Ressourcenschutz auf die Handlungsfelder Politik, Wirtschaft und Gesellschaft betrachtet. 

Neben der Politik und der Wirtschaft wird letztlich auch auf gesellschaftliche Aspekte 

eingegangen. 

3 Umweltschutzpolitik, Steuerung und Ressourcenschutz  

In diesem Kapitel werden die Grundlagen und theoretischen Steuerungsmechanismen 

behandelt. Diese sollen einen Überblick über die Problemstellung und Herausforderungen 

geben. 

Der Schwerpunkt der Forschungsarbeit liegt auf politischen Steuerungsinstrumenten im 

Produktbereich. Es geht primär um die Frage, wie Produkte durch die adressierten Instrumente 

in ihren ökologischen Eigenschaften positiv beeinflusst werden können. Dafür wird zunächst 

die Theorie umweltpolitischer Steuerung behandelt. Aufgrund des Facettenreichtums der 

Steuerungsdiskussion wird diese eng am Schwerpunkt des Forschungsvorhabens  

beschrieben. Darauf aufbauend wird das deutsche und europäische Umweltrecht mit dem Ziel 

der historischen Aufarbeitung von Instrumenten im Umweltrecht behandelt. Aufbauend auf 

diesen Erkenntnissen wird eine Einführung in die Ressourcenschutzpolitik unternommen. Im 

letzten Teil wird die Bewertbarkeit von Umweltaspekten im Produktbereich behandelt. 

Die Arbeit selbst betrachtet indes den Bereich der politischen Einflussnahme im 

Produktionsprozess von Produkten nur am Rande. Der Schwerpunkt liegt auf der Betrachtung 

von Steuerungsinstrumenten in den Phasen von Produktdesign, Produktnutzung und 

Entsorgung (End-of-Life64). 

3.1 Grundsätze moderner Umweltschutzpolitik 

Die häufig auftretende Problematik beim Schutz der Umwelt besteht darin, dass Umweltgüter 

i. d. R. einen hohen Öffentlichkeitsgrad aufweisen, der eine marktliche Bereitstellung, 

Preisfindung und ein hohes Schutzniveau verhindert.65 Grundsätzlich wünschen sich zwar alle 

eine intakte und funktionierende Umwelt, die Mechanismen des Gefangenendilemmas sowie 

des Trittbrettfahrer-Syndroms (auch Freifahrerverhalten) lassen dies jedoch ohne Mediator 

                                                

64 End-of-Life folgend auch abgekürzt mit EoL 
65 Vgl. Pigou 1932 
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nicht zustande kommen.66 In einem durch Rationalität getriebenen System bedarf es des 

Staates, der die individuellen Präferenzen reglementiert und die auf wissenschaftlichen 

Erkenntnissen aufbauenden Umweltschutzziele festschreibt und durchsetzt. 

Das leitende Recht, nach dem der Staat seiner Aufgabenerfüllung im Sinne der Ökologie 

nachkommt, ist in Deutschland durch den Art. 20a GG ĂDer Staat schützt auch in 

Verantwortung für die künftigen Generationen die natürlichen Lebensgrundlagen und die Tiere 

im Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung durch die Gesetzgebung und nach Maßgabe 

von Gesetz und Recht durch die vollziehende Gewalt und die Rechtsprechungñ festgesetzt. 

Dem Staat obliegt eine Schutzpflicht, die er mit Hilfe von Rechtsstaatsprinzipien auf der 

Grundlage verfassungsrechtlich erlassener Gesetze vollzieht. Privatwirtschaftliche Akteure (u. 

a. Hersteller, Inverkehrbringer, Verbände), NGOs (Nichtregierungsorganisation), interessierte 

Kreise (Gewerkschaften, Verbraucherschutzorganisationen etc.) und die Gesellschaft können 

in diesem Prozess lediglich durch demokratische Partizipationsrechte mitwirken.67 In der 

politischen Realität stellt sich jedoch die Frage, ob das zuvor beschriebene Leitbild so noch 

Anwendung findet, oder ob die Durchsetzung und Festschreibung von Umweltschutzzielen 

heute differenzierter vollzogen wird. Dass die auftretenden Umweltprobleme zunehmen, wird 

unter Fachleuten und der Öffentlichkeit nur wenig bestritten, über die zunehmenden 

Vollzugsdefizite im Umweltschutz durch die Verwaltung des Staates jedoch schon. Die 

Wissenschaftsliteratur spricht in der konkreten Ausübung des Vollzugs häufig von 

ĂGovernanceñ. Bevor der Begriff ĂGovernanceñ Einzug in die Wissenschaftsliteratur in 

deutschsprachigen Medien erhielt, wurde in den 1960er Jahren vorzugsweise von ĂSteuerungñ 

gesprochen.68 ĂSteuernñ meint ein zielgerichtetes Handeln, das von der Wirkung des Handelns 

analytisch zu unterscheiden ist; Steuerungshandeln bemisst sich nicht am Steuerungserfolg.69 

Wie jedes Handeln muss das Steuern einem Subjekt zuzuschreiben sein: Steuerungshandeln 

impliziert die Existenz von Steuerungsakteuren. Steuerungsobjekt sind existente soziale (Teil-

)Systeme, deren autonome Dynamik oder Entwicklung durch das Steuerungshandeln in eine 

bestimmte Richtung gelenkt werden soll.70 Die für diese Definition zentrale Unterscheidung 

zwischen Steuerungssubjekt und Steuerungsobjekt lenkt die Aufmerksamkeit zum einen auf 

die Steuerungsfähigkeit der Akteure und zum anderen auf die Steuerbarkeit der Adressaten 

und erfordert dabei, systematisch zwischen beidem zu unterscheiden.71 Wichtig für eine solche 

Herangehensweise ist das historisch vorherrschende Staatsverständnis. Ein 

                                                

66 Nach dem Philosophen Thomas Hobbes: Es herrscht ein totale Umwelt- und Ressourcenverschwendung. Da 
dieser Zustand jedem schadet, beschließen alle Akteure, zusammen einen Vertrag zu schließen. In diesem 
Vertrag steht geschrieben, dass alle ihr Verhalten ändern, die Umwelt schützen und mit den Ressourcen 
nachhaltig wirtschaften. Nun gerät man in eine mit dem Gefangenendilemma parallel laufende Situation: Wenn 
alle ihr schadhaftes Verhalten unterlassen, ist es für den zweckrationalen und nutzenmaximierenden Akteur am 
cleversten, sein eigenes Verhalten beizubehalten, da es ihm einen Vorteil gegenüber allen anderen bieten. 
Unterlassen nicht alle Akteure ihre schadhaftes Verhalten, so wäre es nicht rational, das eigene Verhalten 
umzustellen, da man sonst im Nachteil gegenüber denen wäre, die noch ihr Umweltverhalten externalisieren* 
(*die Folgen auf alle Beteiligten, nicht nur auf sich selbst beschränkt, zu verteilen). Ergo wird kein egoistisch 
nutzenmaximierender Akteur sein Verhalten zu mehr Umwelt- und Ressourcenschutz umstellen, obwohl er dem 
Gesellschaftsvertrag zustimmt. Er wird ein Trittbrettfahrer: Er befürwortet zwar durchaus das "höhere Gut" 
Gesellschaftsvertrag, ist allerdings nicht bereit, sich entsprechend zu verhalten. 
67 Vgl. u. a. Wicke und Blenk 1993, Jänicke et al. 2003 
68 Vgl. u. a. Renate Mayntz 2008, Schuppert 2005, Edgar Grande, Behrens und Reichwein 
69 Vgl. Ellwein 1987 
70 Vgl. Ellwein 1987, S. 93 
71 Renate Mayntz 2005, S. 11 
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Staatsverständnis, demzufolge Politik nicht als Herrschaft, als Nutzung von Macht im eigenen 

oder dem Interesse einer Klasse, sondern als Handeln im öffentlichen Interesse verstanden 

wird.72 Dem gegen Ende der 1970er Jahre vollendeten steuerungstheoretischen 

Kernparadigma zufolge bedeutete politische Steuerung demnach die konzeptionell orientierte 

Gestaltung der Gesellschaft durch ï dazu demokratisch legitimierte ï politische Instanzen. Der 

Staat war  so die damalige Auffassung  ĂGewaltmonopolist und Rechtsgarant, zentrale 

Legitimationsinstanz und universelle Wohlfahrtsversicherungñ, neben dem es keine andere 

Institution gab.73 Diese Phase der 1960er und 1970er Jahre wird auch als das ĂGoldene 

Zeitalter des Staatesñ bezeichnet.74 

Doch das Paradigma politischer Steuerung hat sich nach Auffassung von Autoren wie MAYNTZ 

in den vergangen Jahrzehnten nicht nur aufgelöst, sondern es hat tatsächlich ein 

Paradigmenwechsel stattgefunden. In den zurückliegenden Jahren haben wir es nicht 

unbedingt mit einem Rückgang, sondern mit einem tiefgreifenden Formwandel staatlicher 

Machtausübung zu tun.75 Die Vorstellung vom starken Staat, vom Interventionsstaat, der die 

Wirtschaft regiert und hart durchgreift, ist veraltet.76 Zu beobachten war und ist ein Aufstreben 

der Wirtschaftsakteure und eine damit einhergehende Machtverschiebung. Zentrale 

Voraussetzung war das Einsetzen eines gewissen Kräftegleichgewichts zwischen Staat und 

Wirtschaftsakteuren, also die Verbindung eines Ăstarkenñ Staates mit einem Ăstarkenñ 

Adressaten. Die Gründe, die zu diesem Umstand führten, liegen im vermeintlichen Versagen 

des Staates. Die Jahre nach dem Zweiten Weltkrieg und die damit verbundenen 

Wirtschaftswunderjahre ließen zunächst keinen prinzipiellen Zweifel an der Leistungsfähigkeit 

der staatlichen Steuerung aufkommen.77 Erst als in den 1970er Jahren unerwartet innere 

Konflikte und wirtschaftliche Probleme auftraten und zahlreiche Reforminitiativen scheiterten, 

begann man, von einem Versagen des Staates bei der Erfüllung seiner Aufgaben zu 

sprechen.78 Der wissenschaftliche Diskurs ist der Frage gefolgt, ob der Staat noch in der Lage 

ist, die Umweltprobleme mit seinen bis dahin angewandten Mechanismen zu lösen. Die 

Ergebnisse dieser Wissenschaftsarbeit wurden in den 1980er und frühen 1990er Jahren 

veröffentlicht.79 Durch Schlagwºrter wie ĂRegulative Politik in der Kriseñ80, ĂEntzauberung des 

Staatesñ81 oder ĂR¿ckzug des Staatesñ82 wurden die Grenzen der Handlungsfähigkeit 

demokratischer Politik beschrieben. Der Staat sei, so wurde diagnostiziert, aufgrund der 

inhärenten Mängel seines traditionellen Interventionsinstrumentariums unfähig, die sich jetzt 

stellenden ökologischen, ökonomischen und sozialen Probleme zu lösen. 

                                                

72 Vgl. Renate Mayntz 2005, S. 12 
73 Philipp Genschel 2006, S. 5 
74 Vgl. Philipp Genschel 2006, S. 5, Butterwegge 2006, S. 37 ff. 
75 Vgl. Renate Mayntz 1996, S. 163 
76 Vgl. Renate Mayntz 2010, S. 38, Grimm 1996, S. 38 
77 Vgl. Renate Mayntz 2010, S. 38, Renate Mayntz 1996, S. 150 
78 Tatsächlich basierte bis zu diesem Zeitpunkt eine auf die Voraussetzung staatlicher Steuerungsfähigkeit 
konzertierte Steuerungstheorie stillschweigend auf der Vorstellung vom Staat als zentraler gesellschaftlicher 
Steuerungsinstanz und Garant öffentlicher Wohlfahrt. Vgl. Renate Mayntz 1996 
79 Vgl. Voigt 1983, S. 72 ff. 
80 Renate Mayntz 1979 
81 Willke 1983 
82 Strange 1996, S. 55, 56, 224 
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In der realen Politik begann man, nach wirksamen Steuerungsalternativen Ausschau zu 

halten.83 In der Wissenschaft begann man schon fr¿her, den Begriff ĂSteuernñ zu hinterfragen. 

Der Begriff ĂSteuernñ im Sinne von direkter staatlicher Interventionsgewalt verlor seine 

Legitimation. Die in Politik und Wissenschaft geführte Diskussion über Ordnungsrecht als 

Instrument politischer Steuerung ließ erkennen, dass insbesondere bestimmte Formen der 

regulativen Politik ins Leere stießen, weil sich mit Verboten nicht positiv motivieren lässt, der 

Erfolg staatlicher Steuerung aber vielfach die Kooperation der erstarkten Adressaten 

voraussetzte.84 Man sprach in diesem Zusammenhang von der Krise der regulativen Politik.85 

Im politischen Ergebnis setzte sich in Deutschland sowie in weiten Teilen Europas nach dem 

Ende des Kalten Krieges und dem Zusammenbruch des Sowjetregimes eine Politik der 

Liberalisierung, Deregulierung und Privatisierung durch.86 Die Wirtschaft wurde 

gewissermaßen im Interesse von Wachstum und Innovation aus dem Klammergriff staatlicher 

Detailsteuerung entlassen. Die logische Folge war, dass sich zumindest in den westlichen 

Demokratien die Möglichkeiten einer nationalen Steuerung der eigenen Wirtschaft so stark 

verringerten, dass diese heute sogar unter dem Niveau liegen, das vor der Weltwirtschaftskrise 

in den Ăliberalenñ 1920er Jahren bestanden hatte. In der Wissenschaft sprach man fortan nicht 

mehr so hªufig von ĂSteuerungñ, sondern zunehmend von ĂGovernanceñ.87 Anders als im 

englischen Sprachbereich, wo Ăgovernanceñ gleichbedeutend mit Ăpolitischer Steuerungñ war 

und kooperative Formen des Regierens eher als Ănew forms of governanceñ bezeichnet 

wurden, bekam ĂGovernanceñ im deutschsprachigem Raum die Bezeichnung des Regierens 

im kooperativen Staat.88 Im politikwissenschaftlichen Theoriezusammenhang wird der Begriff 

ĂGovernanceñ zur Bezeichnung einer nicht rein hierarchischen, sondern kooperativen Form 

des Regierens benutzt, bei der private Akteure an der Formulierung und Implementation von 

Politik mitwirken können.89 Im Ergebnis geht es dabei für SCHEER um nichts weniger als um 

neue Aufgabenteilung, Verantwortlichkeiten und Zielvorstellungen für die Ausgestaltung 

zukünftiger Gesellschaftsformen und deren leitender Gesetzgebung.90 

Der reformpolitische Umsetzungsprozess in der Ausübung von Steuerungshandeln begann für 

Deutschland und Europa um die Jahrtausendwende. Unter Federführung der Protagonisten 

BILL CLINTON, TONY BLAIR und GERHARD SCHRÖDER fand 1999 in Florenz eine mit weiteren 

hochrangigen Regierungschefs besetzte Konferenz statt, die das Schlagwort ĂProgressive 

Governanceñ etablierte. In der Folge wurden weitere Konferenzen, 2001 in Stockholm und 

2002 in London, abgehalten.91 Worum geht es bei ĂProgressive Governanceñ? 

Reformstrategien mit umweltpolitischen Themen waren zunächst nicht Gegenstand der 

Behandlung. Vielmehr stand allgemein das Rollenverständnis des Staates in Abkehr vom 

vormals linken Leitbild des Wohlfahrts- und Versorgungsstaates im Mittelpunkt. Unter der 

ĂSmart Regulationñ wurde eine Zur¿ckweisung des Ăaktivenñ Staates eingeleitet. Fortan sollte 

ein aktivierender und gewªhrleistender Staat, der als Ădritter Wegñ eine Zukunftsversion 

                                                

83 Renate Mayntz 2010, S. 38 
84 Voigt 1983, S. 73 ff. 
85 Vgl. Matthes 1979, Renate Mayntz 1996, S. 148, Voigt 1983, S. 72ï73 
86 Vgl. Renate Mayntz und Fritz W. Scharpf 2005, S. 240 
87 Vgl. Schuppert 2005, Benz 2010 
88 Renate Mayntz 2008, Schuppert 2005, Benz 2010 
89 Vgl. Rhodes 1997, S. 16 sowie auch Renate Mayntz 2008, S. 45 
90 Scheer 2006, S. 10, siehe auch van Tatenhove 2009, S. 199 
91  Darüber hinaus wurden mit dem Policy Network (vgl. policy-network.org) und dem Institute for Public Policy 
Research sogenannte ĂThink Tanksñ etabliert. 
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zwischen Leistungsgerechtigkeit und Verteilungsgerechtigkeit entwirft, geformt werden: der 

Staat als Initiator, Begleiter und Förderer von gesellschaftlicher (Eigen-)Verantwortung, 

gekennzeichnet durch die Schlagwörter Bürgerengagement, politische Teilhabe und 

Einmischung sowie formelle und informelle Netzwerke zwischen Politik, Wirtschaft und 

Gesellschaft. Nicht die klassischen politischen Institutionen wie Parteien, Verbände und 

Staatsorgane sollten fortan alleine mit der Umsetzung von Politik betraut sein, sondern neue 

Konstellationen öffentlich-privater Koordination standen nunmehr im Mittelpunkt.92 

Umfangreich diskutiert wurde jenes neu skizzierte Vorgehen besonders für die klassischen 

Politikbereiche wie Sozialpolitik, Arbeitsmarktpolitik, Wirtschaftspolitik und 

Verwaltungsmodernisierung. ĂGovernanceñ als Reformstrategie f¿r umweltschutzpolitische 

Themen spielte bei diesen Konferenzen nahezu keine Rolle. Die Herausforderung lag fortan 

darin, die sozial-ökologische Steuerung als zukunftsweisenden Reformansatz zu etablieren. 

Heute ist der Begriff ĂProgressive Governanceñ nicht mehr politisch en vogue und wurde durch 

Schlagworte wie ĂCorporate Governanceñ, ĂCorporate Social Responsibilityñ und ĂCorporate 

Citizenshipñ abgelºst.93 Dies bedeutet auch, dass eine Verlagerung weg von den 

gesellschaftlichen und politischen Systemen hin zum ökonomischen System stattgefunden 

hat. Unternehmen  vornehmlich GroÇunternehmen  stehen heute vermehrt im Fokus der 

Diskussion.94 Die Debatte um ĂCorporate Governanceñ basiert auf der Ableitung bzw. 

idealtypischen Stilisierung verschiedener ĂGovernance-Systemeñ und deren strukturellen 

Veränderungen in westlichen Ländern.95 

Die Unternehmen stehen auch deshalb im Fokus, weil sie immer stärker Einfluss aufs 

politische Geschehen nehmen. Dafür spricht auch, dass von einer unübersehbaren Zunahme 

der am politischen Entscheidungsprozess beteiligten Adressaten gesprochen werden muss. 

Ihre Teilhabe reicht von straff organisierten Lobbybüros in unmittelbarer Nähe zu Büros und 

Einrichtungen der demokratisch gewählten Volksvertreter über die in Interessengruppen 

gebündelte Beeinflussung des Umweltschutzniveaus in Stakeholder Meetings und 

Konsultationsforen, die Standardsetzung und Normung durch DIN, CEN und ISO in 

Arbeitskreisen bis hin zur schlicht selbstgestalteten Umweltpolitik in Form von freiwilligen 

Selbstverpflichtungen. Als Pendant auf Konsumentenebene entstand der supranationale 

Konsumentenverband (BEUC), der in den 1990er Jahren noch zum Block der schwächer 

eingebundenen Interessengruppen gehörte, sich aber heute einer wesentlich stärkeren 

Einbindung erfreut.96 Diese nicht erschöpfende Aufzählung von unterschiedlichen Formen der 

Einbindung privater Akteure macht den zuvor erwähnten Paradigmenwechsel deutlich, der 

nach der Steuerungskrise der 1970er und 1980er Jahre Einzug gehalten hat. Dieser findet 

über weite Teile statt, die Umweltpolitik ist nur ein kleiner Teil davon. 

3.1.1 Das Kooperationsprinzip 

                                                

92 Vgl. Scheer 2006, S. 10, 11 
93 In Zeiten eines fundamentalen weltwirtschaftlichen Wandels dient ĂCorporate Governanceñ der Sicherstellung 
einer Ăgutenñ Unternehmensf¿hrung und damit auch einem langfristigen Erfolg des Unternehmens. Die aktuelle 
Debatte über die gesellschaftliche Verantwortung von Unternehmen (ĂCorporate Social Responsibilityñ) und 
unternehmerisches b¿rgerschaftliches Engagement (ĂCorporate Cititzenshipñ) fordert hingegen eine stärkere 
Beschäftigung mit der moralisch-politischen Rolle des Unternehmens in der Gesellschaft Schwerk 2007, S. 2 
94 Vgl. Schwerk 2007, S. 2 
95 Scheer 2006, S. 12 
96 Vgl. Jänicke und Jörgens 2009, S. 174, Krause 2005, S. 155 
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Die zuvor beschriebene und teils von Politikern, Umweltverbänden und der Öffentlichkeit 

beklagte Entstaatlichung auf der einen Seite und zunehmende Privatisierung und 

Liberalisierung auf der anderen Seite sind weder plötzlich noch ohne Legitimation eingetreten. 

Ihren Ursprung und ihre Legitimation haben sie im sogenannten ĂKooperationsprinzipñ,97  das 

neben dem Verursacher- und Vorsorgeprinzip im Umweltschutzbereich zunehmend 

Anwendung findet. Das Koordinationsprinzip enthält keine direkten Handlungsanweisungen 

für die umweltpolitischen Akteure, es ist mehr als Leitbild für die Ausgestaltung 

umweltpolitischer Willensbildungs- und Entscheidungsprozesse anzusehen, an denen Staat 

und Adressat gleichermaßen beteiligt werden sollen.98 Dieses Leitbild von Kooperation 

zwischen Staat und Adressat zur gemeinsamen Lösung von gesellschaftlichen Problemen, zu 

denen Umwelt-, Klima- und in jüngster Zeit auch Ressourcenschutzproblematiken gehören, 

hat seinen Ursprung im bereits 1971 vorgelegten Umweltprogramm der Bundesregierung. Ziel 

dieses bi- bzw. multilateralen Prinzips ist eine Konsensfindung über umweltpolitische 

Entscheidungen.99 Auf der europäischen Ebene findet es bspw. durch den Vertrag über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) Anwendung. Das Kooperationsprinzip fordert 

zwar eine Ămºglichst fr¿hzeitige Beteiligung der gesellschaftlichen Krªfte am 

umweltpolitischen Willensbildungs- und Entscheidungsprozessñ,100 die grundsätzliche 

Verantwortung des Staates, über seine Parlamente und Vollzugbehörden den Schutz der 

Umwelt und seiner Lebewesen im Zweifel auch gegen die individuellen Ziele der am Prozess 

beteiligten Adressaten zu garantieren, stellt das Kooperationsprinzip aber nicht in Frage.101 

Ziel des Kooperationsprinzips ist u. a. die Stärkung des Umweltbewusstseins sowie die 

Umsetzung des Demokratieprinzips im Umweltbereich. Die Einbeziehung von 

privatwirtschaftlichen Akteuren (u. a. Hersteller, Inverkehrbringer, Verbände) soll die 

Entwicklung von Plänen und Programmen in den Bereichen Gewässerschutz, Luftreinhaltung, 

Abfallbeseitigung u. v. a. fördern und damit zu einer verbesserten Entscheidungsgrundlage 

von Parlament und Regierung führen.102 Das Kooperationsprinzip ist demnach ein reines 

Verfahrensprinzip. Es zielt explizit auf eine gemeinsame Aufgabenerfüllung zwischen Staat 

und Adressat. Somit legitimiert es zur aktiven Beteiligung der Adressaten zur Erreichung 

öffentlicher Umweltschutzniveaus. Derartige Übertragungen umweltpolitischer Aufgaben 

können im Einzelfall zwar von Vorteil für ein zu erreichendes Umweltziel sein, sie höhlen die 

staatliche Vollzugsgewalt zur Erreichung öffentlicher Ziele jedoch aus. Kritiker und Befürworter 

führen daher seit seinem Einzug ins Umweltrecht einen intensiven Diskurs über Vor- und 

Nachteile.103 Zu den Vorteilen gehört der Abbau von Blockaden durch partnerschaftliche 

Umweltschutzzielfindung, Generierung von Wissen über die Adressaten und die aktive 

Ausgestaltung des Subsidiaritätsprinzips104, zu den Nachteilen gehören lange 

                                                

97 Vgl. Müggenborg 1990, Huber 1999, Westphal 2000, Voßkuhle 2001 
98 Vgl. Wicke und Blenk 1993, S. 166 
99 Vgl. Bartmann und Geldsetzer 1996, S. 117 
100 Vgl. Bundesministerium des Innern 1976, S. 27 f. 
101 Vgl. Bundesministerium des Innern 1976, S. 27 ff. 
102 Vgl. Bartmann und Geldsetzer 1996, S. 117, Bundesministerium des Innern 1976 
103 Vgl. u. a. Rengeling 1988, Grimm 1996, Minsch 1998, Renate Mayntz 1996, Weidner 1996 
104 [Von lat. subsidium: Hilfe] Nach dem Subsidiaritätsprinzip sollen (staatliche) Aufgaben soweit wie möglich von 
der unteren Ebene bzw. kleineren Einheit wahrgenommen werden. Die Europäische Gemeinschaft darf nur tätig 
werden, wenn die Maßnahmen der Mitgliedstaaten nicht ausreichen und wenn die politischen Ziele besser auf der 
Gemeinschaftsebene erreicht werden können. Quelle: Bundeszentrale für politische Bildung 

http://www.bpb.de/popup/popup_lemmata.html?guid=HZ1Y7Q
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Verhandlungswege mit den Adressaten, teilweise hohe Kompromissbereitschaften des 

Staates bei der Höhe des Schutzniveaus und Aushöhlung des Rechtsstaatsprinzips.105  

3.1.2 Kooperative Steuerung 

Das Kooperationsprinzip als Verfahrensprinzip ist Teil der kooperativen Steuerung. Unter 

kooperativer Steuerung in der Umweltpolitik werden alle Formen der Mitarbeit von betroffenen 

Adressaten an der Ausgestaltung von Umweltschutzniveaus/-zielen verstanden. Es handelt 

sich somit um ein Leitprinzip, welches sich von dem bekannten hoheitlich-

interventionsgeprägten Politikmodell abkoppelt. Die Umweltschutzniveaus werden nicht mehr 

nur durch die staatlichen Organe festgesetzt, sondern auch durch die Mitarbeit der am 

Entstehungsprozess beteiligten Adressaten. Die Adressaten erhalten somit autonome Rechte, 

mit denen sie selbst die Schutzniveaus beeinflussen können. Die Aufgaben der privaten 

Akteure können sehr unterschiedliche Bereiche betreffen. In der Regel werden die jeweiligen 

Experten zunächst für die Beschaffung bzw. Freigabe von Informationen eingesetzt. Diese 

dienen dann als Grundlage für die weiteren Verhandlungen über das Schutzniveau. Sind die 

Ziele vereinbart, so können die privaten Akteure damit beauftragt werden, die Umsetzung, z. 

B. die Erstellung von Normungsverfahren, zu übernehmen. Auch die Überwachungs- und 

Kontrollaufgaben können ihnen übertragen werden. Zusätzlich übernehmen 

Unternehmensverbände auch Aufgaben zur öffentlichen Aufklärung von politischen 

Programmen, die sonst durch staatliche Werbekampagnen durchgeführt werden müssten. 

Letztlich kann die Zusammenarbeit so weit gehen, dass durch freiwillige Selbstverpflichtungen 

die Schutzniveaus eigenständig festgesetzt werden. Der Staat verspricht sich durch diese 

Maßnahme, die interventionsorientierten Eingriffe zu minimieren.106 

Die beschriebenen Möglichkeiten der kooperativen Steuerung beeinflussen in jedem Fall stark 

die Auswahl der Kooperationspartner. Die Auswahl erfolgt nicht anhand von demokratischen 

Entscheidungswegen. Gesucht wird nach Partnern, die zur Findung gemeinsamer 

strategischer Lösungsansätze und Positionen fähig sind, die im Problembereich von 

besonderer Bedeutung sind und nicht umgangen werden können. Partner, die über besondere 

Kenntnisse im Problemkontext verfügen und Erfüllungsaufgaben übernehmen. 

Ein Problem, welches durch die Anwendung kooperativer Steuerung auftritt, ist die Störung 

der sogenannten Subordinationstheorie107. Sie besagt, dass die staatlichen Akteure 

grundsätzlich den privaten übergeordnet sind. Durch kooperative Steuerung wird dieser 

Grundsatz aufgehoben und die Beteiligten agieren auf einer Stufe miteinander. Durch dieses 

Verhalten rückt der Staat vom Prinzip der Umweltschutzzieldefinierung anhand der 

Gemeinwohlkriterien ab. Es wird bei den Verhandlungen in jedem Fall nach einem Konsens 

gesucht, der alle Beteiligten zufriedenstellt.108  

                                                

105 Siehe sehr ausführlich in Rengeling 1988 
106 Bspw. das Entsorgungsmanagement des Unternehmens, der Gr¿ne Punkt oder die ĂStiftung Elektro-Altgeräte 
Register (EAR)ñ, diese wickelt die gesamte Entsorgungskette von elektronischen Altgerªten ab. Siehe dazu auch 
Kapitel ElektroG 6.5 
107 Siehe dazu ausführlich in Caluwe 1999, S. 34 
108 Vgl. Mayntz 1985, S. 227, Pierre und Peters 2005, S. 69. Der Staat wünscht sich durch dieses 
Entgegenkommen eine aktive Beteiligung zum Erreichen des Schutzzieles. Die Rolle des Staates kann dabei von 
leichten Hilfsmaßnahmen über Aufgabenverteilung bis hin zu Androhung und Durchsetzung von Ordnungsrecht 
gehen. 
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3.2 Politische Steuerungsinstrumente im Umweltrecht 

Nachdem im vorherigen Kapitel grundlegend auf die Anfänge und den Paradigmenwechsel 

staatlicher Steuerung eingegangen wurde, widmet sich das folgende Kapitel der Frage, wie 

Steuerung im Umweltrecht  durch den Staat, die Gesellschaft und privatwirtschaftliche 

Akteure  instrumentell erfolgt. 

Politische Steuerungsinstrumente (kurz Instrumente) dienen dazu, politische Ziele durch 

Beeinflussung des Handelns gesellschaftlicher Akteure zu erreichen.109 Politische Instrumente 

stellen dabei gewissermaÇen das ĂWerkzeugñ des Staates dar, um Probleme zu lºsen und 

das Verhalten von Bürgern oder Unternehmen zu beeinflussen.110 Besonders in der 

Umweltpolitik sind Instrumente in besonderem Maße Diskussionsgegenstand und werden 

besonders häufig in Zweifel gezogen. Deshalb gilt die Umweltpolitik manchen Autoren als 

ĂMotor politischer Modernisierungñ111 und wird als ĂRegelungslaboratorium der gesamten 

Rechtsordnungñ112 herangezogen.113 Unterschieden werden politische Instrumente sowohl 

anhand den ihnen zugrundeliegenden Koordinationsmechanismen, mit denen sie versuchen, 

den Grad gesellschaftlichen Handelns zu steuern, der Rolle der öffentlichen Finanzen als auch 

nach dem ihnen innewohnenden Ausmaß staatlicher Intervention.114 In den vergangenen 

Jahren hat sich eine Form der Unterscheidung durch die Typologie umweltpolitischer 

Instrumente abgeleitet, die aus den fünf instrumentellen Hauptgruppen 

ordnungsrechtlich/regulativ, marktwirtschaftlich/ökonomisch, planerisch/prozedural, 

kooperativ/gemeinschaftlich, informatorisch/persuasiv besteht.115 

Die verschiedenen umweltpolitischen Instrumente können dabei nach unterschiedlichen 

Evaluierungskriterien bewertet werden. Diese nicht erschöpfende Anzahl von 

Evaluierungskriterien beinhaltet in der Regel zunächst die nach Ansicht vieler Autoren 

wichtigsten beiden Kriterien, die Effektivität und die Effizienz, und kann dann beliebig durch 

weitere Kriterien wie innovatorische Impulskraft, Umsetzungslastverteilung, Akzeptanz, 

Flexibilität, Wirkungsverzögerung etc. ergänzt werden.116 

Das in den 1970er Jahren entstandene instrumentelle Umweltrecht sah im Wesentlichen 

direkte (ordnungspolitische) Steuerungsinstrumente in Form von Ge- und Verboten vor (siehe 

zur Entwicklung Abb. 1).117 

                                                

109 Böcher und Töller 2007, S. 305 
110 Vgl. Böcher und Töller 2012, S. 74 
111 Jänicke 1992, S. 433 
112 Kloepfer 1991, S. 737 
113 Vgl. in Böcher und Töller 2012, Salamon 2002b, Teubner und Willke 1984, Kloepfer und Elsner 1996 
114 Vgl. Böcher und Töller 2012, S. 74, Jänicke et al. 2003, S. 100, Salamon 2002a, S. 25, Howlett und Ramesh 
1995, S. 80 ff. 
115 Siehe dazu ausführlich u. a. in Jänicke et al. 2003, S. 101, Böcher und Töller 2012, S. 75. Informationelle 
Instrumente werden mitunter auch als persuasive Instrumente (vom lat. Persuadere Ă¿berzeugenñ) bezeichnet. 
116 Vgl. u. a. in Altmann 1997, S. 142ï151, Bartel und Hackl 1994, S. 37ï49, Endres 1994, S. 118ï164, Knüppel 
1989, S. 74ï147, Rogall 2002, S. 239ï241, Sturm und Vogt 2011, S. 114, Sachverständigenrat für Umweltfragen 
1974, S. 161.  
117 Vgl. Jänicke et al. 2003, S. 19 
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Abb. 1 : Umweltschutzgesetze in Deutschland, Quelle: IQ Hannover 118  

Nach Ansicht vieler Autoren wurde jedoch erkannt, dass diese direkt wirkenden 

Steuerungsinstrumente keinen umfänglichen Schutz boten und spezifische Steuerung nicht 

immer möglich war.119 Der Gesetzgeber war gezwungen, neue Regelungsmöglichkeiten zu 

konzipieren, die durch ihre differierende Wirkungsweise die Defizite der direkten 

Steuerungsinstrumente ausgleichen konnten. Durch den Einsatz von indirekten 

marktwirtschaftlichen bzw. anreizbasierten Steuerungsinstrumenten war es möglich, Bereiche 

zu erfassen, die vorher nicht hinreichend abgedeckt wurden. Bei indirekten 

marktwirtschaftlichen bzw. anreizbasierten Instrumenten soll die Funktionslogik des Marktes 

angewandt werden, um umweltpolitisch erwünschte Verhaltensänderungen bei den 

Adressaten herbeizuführen.120 Als starke marktwirtschaftliche Instrumente gelten solche 

politischen Regelungsinitiativen, die auf formaler Ebene durch den Austausch von 

Ăºkonomischen Wertenñ (z. B. durch das Medium ĂGeldñ) die Handlungen von Gesellschaft 

und Wirtschaft beeinflussen.121 In ihrer Anwendung sollten die indirekten 

Steuerungsmechanismen die direkten Steuerungsmechanismen nicht verdrängen, ihre 

Aufgabe bestand darin, einen unterstützenden Beitrag zu leisten.122 Das Instrument mit dem 

höchsten Grad der Zielerreichung sollte angewandt werden.  

                                                

118 IQ Hannover 1999 
119 Vgl. u. a. in Howlett und Ramesh 1995, Salamon 2002b, Jänicke et al. 2003  
120 Vgl. Böcher und Töller 2012, S. 79 
121 Vgl. Krott 2001, S. 146 
122 Vgl. Sparwasser 2003, S. 57 Zu den umweltpolitischen Steuerungsinstrumenten gehören bspw. Gesetze, 
Erlasse, Verordnungen etc. als direkt wirkende Instrumente. Daneben gibt es Kennzeichnungssysteme, 
Kaufprämien, Selbstverpflichtungen etc. als indirekt wirkende Instrumente. Ziel dieser Instrumente ist es, die 
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Sowohl die direkten wie auch die indirekten Steuerungsinstrumente fußen dabei auf zwei 

wesentlichen Prinzipen des europäischen Umweltrechts, dem Prinzip der nachhaltigen 

Entwicklung123 sowie dem Verursacherprinzip.124 Unter dem Prinzip der nachhaltigen 

Entwicklung versteht man, so zu wirtschaften, dass stabile Lebensgrundlagen für künftige 

Generationen gewährleistet sind und ihre Bedürfnisse gewahrt werden.125 Unter dem 

Verursacherprinzip versteht man, dass der Verursacher eines Umweltschadens nach 

Möglichkeit die Kosten der Vermeidung oder der Beseitigung des Schadens sowie ggf. 

anfallende Folgekosten tragen soll.126 Dieser Gedanke entspricht dem ökonomischen Prinzip 

der Internalisierung externer Kosten.127  

Die folgenden fünf Unterkapitel stellen die Typologie umweltpolitischer Instrumente dar.  

3.2.1 Ordnungsrechtliche Instrumente  

Ordnungsrechtliche Instrumente stellen die traditionellen Handlungsformen in der 

Umweltpolitik dar. Sie zielen auf die Beeinflussung von Wirtschaft und Gesellschaft auf 

formaler Ebene durch Regeln mit Anspruch auf Verbindlichkeit (Ge- und Verbote) und nutzen 

als Koordinationsmechanismus die Hierarchie des Staates, der die Einhaltung verbindlicher 

Anweisungen und Gesetze durch Zwang durchsetzen kann.128 Die ordnungsrechtlichen 

Instrumente repräsentieren den höchsten Grad staatlicher Intervention durch direkte 

hierarchische Steuerung mit hohem Verbindlichkeitsanspruch. Sie geben klare 

Verhaltensvorgaben an, drohen bei Nichtbeachtung entsprechende Sanktionen an und greifen 

so deutlich in die Freiheit der Adressaten ein.129  

Beispiele:  Ge- und Verbote, Verordnungen, Richtlinien, Genehmigungen, 

Grenzwertsetzung, Umweltstrafrecht etc.  

Vor- & Nachteile:  Zu den Vorteilen ordnungsrechtlicher Instrumente gehören ihre rasche 

Wirkung und prinzipiell hohe Treffsicherheit.130 Daraus ergibt sich eine gute Planbarkeit. Zu 

den Nachteilen gehört, dass sie reaktiv sind und tendenziell den herrschenden Stand der 

Technik für eine lange Zeit zementieren. Durch diese fehlende Dynamik sieht sich der Adressat 

nicht gezwungen, auch über das verlangte Maß hinaus zu verbessern. Zum Teil kann die 

Entstehung regulativer Politik Jahrzehnte dauern. Aus ökonomischer bzw. 

volkswirtschaftlicher Sicht gilt es als Nachteil, dass alle Adressaten gleichermaßen die 

Regulierung befolgen müssen. Komparative Vorteile werden somit nicht genutzt, was zu 

volkswirtschaftlich höheren Kosten führt (statische Ineffizienz).131   

                                                

Umweltnutzer durch Anreize dazu zu bewegen, angestrebte Zielvorgaben (z. B. die Reduzierung von 
Endenergieverbrauch) zu erfüllen. Rechtliche Steuerung darf nach Sparwasser gerade im Umweltrecht nicht 
allein auf Ge- und Verbote setzen, sondern muss in einem Mix auch ökonomische Anreize bieten. 
123 EU-Parlament 24.12.2002, S. C 325/42 
124 EU-Parlament 24.12.2002, S. C 325/108 
125 Appel 2005, S. 329, 430 Siehe dazu ausführlich auch in Kapitel B Nachhaltigkeit. Für die Praxis ist das Prinzip 
der nachhaltigen Entwicklung jedoch inhaltlich wenig konkret und mehr ausgestaltungsbedürftige Leitlinie als 
konkretes Handlungsprogramm.  
126 Kloepfer 2006, S. 54 
127 Kloepfer 2006, S. 40 ff. Sowohl im fünften als auch im sechsten Umweltaktionsprogramm wird betont, dass für 
den Umweltschutz das Verursacherprinzip von besonderer Bedeutung ist. 
128 Vgl. Krott 2001, S. 168, Böcher und Töller 2012, S. 76 
129 Vgl. Lübbe-Wolff 2001, S. 482 ff. 
130 Vgl. Rogall 2002, S. 219, Lübbe-Wolff 2001, S. 482, Jänicke et al. 2003, S. 102 
131 Siehe dazu in Michaelis 1996, S. 25, Rogall 2002, S. 219, Böcher und Töller 2012, S. 77ï78 
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3.2.2 Marktwirtschaftliche Instrumente  

Die Aufgabe marktwirtschaftlicher Instrumente ist, Anreize zum umweltfreundlicheren 

Verhalten zu schaffen. Sie zielen darauf ab, die mit einer Entscheidung oder Handlung 

verbundene Nutzen-Aufwand-Relation bzw. Nutzen-Kosten-Relation eines Akteurs zu 

beeinflussen, indem sie finanzielle und nichtfinanzielle Anreize zu umweltfreundlicherem 

Verhalten schaffen.132 Marktwirtschaftliche Instrumente zielen darauf ab, die Nutzen-Kosten-

Optionen der Adressaten zu beeinflussen und damit deren Handeln indirekt zu beeinflussen. 

Dabei gilt, dass idealerweise der Preis, den der Verursacher der Umweltbelastung zu 

tragen hat, genau den Kosten, die der Allgemeinheit aufgebürdet werden, entspricht.133 

Das Instrument wird auch kurz als ĂPreislºsungñ im Instrumentenbereich bezeichnet.134 

Beispiele:  Umweltsteuern, Umweltabgaben, Lizenzen, Zertifikate, Subventionen, 

Benutzervorteile etc.  

Vor- & Nachteile:  Als Vorteil bei marktwirtschaftlichen Instrumenten wird angesehen, dass 

diese beim Einsatz von Subventionen auf hohe Akzeptanz beim Adressaten treffen, da jeder 

sich über finanzielle Zuschüsse freut. Das Beispiel macht deutlich, dass bei 

marktwirtschaftlichen Instrumenten entscheidend ist, welche Form in Betracht gezogen wird. 

Für den Staat sind die Formen mit finanziellen Einnahmen (Steuern, Zertifikate etc.) als 

vorteilhaft anzusehen. Ein Nachteil ist, dass deren Einsatz häufig mit politischen Widerständen 

und Konflikten verkn¿pft ist  gerade weil sie sehr frühzeitig transparent machen, auf wen 

welche Kosten zukommen. Zum anderen treffen bspw. Umweltabgaben nicht auf hohe 

Akzeptanz in der Bevölkerung, da diese weiß, dass die entstehenden Kosten für die Industrie 

an sie weitergereicht werden.135 

3.2.3 Planerische Instrumente 

Umweltplanerische Instrumente sind nicht-fiskalische Instrumente zur Umsetzung 

umweltpolitischer Ziele, z. B. Vermeidung von Umweltbelastungen, durch eine gezielte, 

ökologieorientiert ausgerichtete Planung. Das Herzstück umweltplanerischer Instrumente 

bildet das räumliche Planungsrecht.136 Planerische Instrumente finden im Produktbereich 

bisher wenig Anwendung und werden von jeher in der Raumordnung, Regionalplanung und 

Bauleitplanung eingesetzt. Lediglich die umweltfreundliche öffentliche Beschaffung kann als 

planerisches Instrument im Produktbereich eingestuft werden. 

Beispiele:  Raumordnungspläne, Bauleitpläne, Abfallwirtschaftspläne, umweltfreundliche 

öffentliche Beschaffung etc.  

Vor- & Nachteile: Umweltplanerische Instrumente haben eine präventive und nachhaltige 

Wirkung. Außerdem kann ihre Durchführung flexibel gestaltet werden. So eignet sich z. B. die 

Kombination mit Auflagen umweltpolitischer Instrumente. Die Transparenz 

umweltplanerischer Instrumente ist jedoch nicht immer gegeben. Außerdem besteht die 

                                                

132 Vgl. Stehling 1999, S. 7 
133 Vgl. Michaelis 1996, S. 26 
134 Vgl. Böcher und Töller 2012, S. 79 
135 Siehe dazu in Töller 2012, Jänicke et al. 2003, S. 105ï106 
136 Gabler und Sellien 1971 
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Gefahr von Lobbyismus und Bürokratie. Die Handhabung ist grundsätzlich schwierig und 

Fehler können langfristige, schwer reparable Folgen haben.137 

3.2.4 Kooperative Instrumente 

Bei kooperativen Instrumenten kommen politisch-ökonomische Regelungseingriffe durch 

Verhandlungen zwischen Staat, Gesellschaft und Wirtschaftsakteuren zustande. Durch den 

Koordinationsmechanismus der Verhandlungen soll eine gemeinsame Lösung gefunden 

werden, die Grundlage des beabsichtigten kollektiven Handelns wird.138 Sie werden gewählt, 

wenn zwischen Umweltschutz- und Industrieinteressen eine Art ĂWaffengleichheitñ besteht und 

beide Seiten aufeinander zugehen müssen.139 Kooperative Instrumente zeichnen sich zumeist 

durch Freiwilligkeit, eine geringe Regelungsdichte, ein großes Maß an Freiheit des Adressaten 

bei der Umsetzung und das Fehlen rechtlicher Kontroll- und Sanktionsmechanismen aus.140  

Beispiele:  Verhandlungen, formale oder informale Vereinbarungen, Branchenabkommen, 

Netzwerkbildung etc.  

Vor- &Nachteile: Vorteile sind das schnellere Zustandekommen gegenüber Gesetzen, die 

große Flexibilität und die geringe Gegenwehr der Industrie. Nachteilig ist die schwierige 

Umsetzung, die oft in Problemen der Industrieverbände und ihrer Mitglieder zu sehen ist. 

Hierbei tritt in besonderem Maße das Trittbrettfahrer-Syndrom auf. Weitere Nachteile sind die 

mangelnde Sanktionsfähigkeit des Staates und die verlorene Zeit bei Nicht-Einhaltung.141  

3.2.5 Informatorische Instrumente 

Informatorische Instrumente sind politische Regelungseingriffe, die nur über Informationen die 

Handlungen von Gesellschaft und privatwirtschaftlichen Akteuren zu beeinflussen 

versuchen.142 Meist vom Staat ausgehend, werden sie da eingesetzt, wo spezifische 

Aufklärungseffekte oder Verhaltensänderungen angestrebt werden. Der Staat kann 

Umweltinformationen auch als Umweltberichterstattung zur Verfügung stellen. Sie werden 

nicht selten als Begleitmaßnahme einer staatlichen Aktivität angewendet143 und stellen in 

dieser Typologie die Instrumente dar, die den geringsten Grad an staatlicher Intervention 

beinhalten: Sie sollen das Verhalten zwanglos beeinflussen.144 

Beispiele:   Informationen und Aufklärung, Berichtsformen, Umweltbildung, 

 Kennzeichnungen etc.  

Vor- &Nachteile: Als Vorteile werden ihre vergleichsweise einfache Umsetzung, das 

geringe Konfliktpotenzial und die breite Verwendbarkeit eingestuft. Einen klaren Nachteil stellt 

ihre unsichere Steuerungswirkung dar, die vor allem dadurch bedingt ist, dass informatorische 

Instrumente i. d. R. nicht an Sanktionen gekoppelt sind.145  

                                                

137 Gabler und Sellien 1971 
138 Vgl. Böcher und Töller 2012, S. 81 
139 Vgl. Jänicke et al. 2003, S. 105ï106 
140 Vgl. Töller 2012, S. 43 ff. 
141 Siehe dazu in Töller 2012, Jänicke et al. 2003, S. 105ï106 
142 Vgl. Krott 2001, S. 115 
143 Vgl. Jänicke et al. 2003, S. 107 
144 Vgl. Böcher und Töller 2012, S. 82 
145 Siehe dazu in Rennings et al. 2008, S. 88, Böcher und Töller 2012, S. 83 
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3.3 Die integrierte Produktpolitik (IPP) 

Die instrumentelle Gesetzgebung der ĂEnd-of-pipeñ-ausgerichteten Umweltpolitik setzte zu 

Beginn der 1970er Jahre vorwiegend im Bereich des Schutzes von Luft, Boden und Wasser 

angesetzt und dabei Erfolge erzielt.146 Diese Erfolge, der wirtschaftliche Strukturwandel sowie 

das Wachstum des privaten Verbrauchs lenkten den Blick über den Schutz der Elemente 

hinaus. In den Fokus der instrumentellen Betrachtung gerieten produkt- und 

dienstleistungsbedingte Umweltbelastungen entlang ihres gesamten Lebenswegs mit dem 

Schwerpunkt auf Effizienz, im besonderen Energieeffizienz. Die Betrachtung erfolgte über 

Rohstoffgewinnung, Produktion, Handel, Nutzung und Entsorgung (EoL-Phase). Für die 

Umweltpolitik gerieten somit Produkte und Dienstleistungen in den Fokus. Diese Hinwendung 

der Umweltpolitik ist nicht gänzlich neu und auch verständlich, da ein Ansetzen an den 

Problemquellen sinnvoll erschien. Neu ist ein integrierter und systematischer Ansatz durch 

Steuerungsinstrumente, der in den letzten Jahren unter dem Stichwort ĂIntegrierte 

Produktpolitik (IPP)ñ an Aufmerksamkeit gewonnen hat und als ein steuerungstechnischer 

Paradigmenwechsel angesehen wird.147 Verbreitet wurde der Begriff ĂIntegrierte 

Produktpolitikñ durch ein Gutachten der EU-Generaldirektion aus dem Jahr 1998.148 Das 

Beratungsunternehmen Ernst & Young erarbeitete dieses Gutachten, welches anschließend 

weite Verbreitung in Fachkreisen erfuhr. Darin wurde die IPP definiert als Ăpublic policy which 

explicitly aims to modify and improve the environmental performance of product systemsñ.149 

Im Anschluss daran nahmen unterschiedliche Kreise, auch aus Deutschland, Stellung zur IPP 

und definierten den Begriff mit eigenen Interpretationen.150 

In den Definitionen wird es zwar teils nicht richtig deutlich, aber in der Praxis der IPP nimmt 

der Staat (wieder) eine tragende Rolle in einem ihm nicht von Hause aus zugesprochenen 

Aktionsfeld ein. Er setzt Rahmenbedingungen, gestaltet und beeinflusst auf einem Terrain, 

welches primär der Industrie oblag. Der Staat wird durch dieses Vorgehen umweltpolitischer 

Lenker und Stratege im Produktbereich. Die IPP nutzt und bündelt die Kräfte des Marktes für 

eine ökologische Transformation. Mit der IPP hat sich im Laufe der Zeit eine neue 

Ăganzheitlicheñ Betrachtung von Produkten herausgebildet. Dabei st¿tzt sie sich nicht nur auf 

das Produkt, sondern betrachtet auch die Einflüsse, die es während seines gesamten 

Lebenszyklus auf die Umwelt hat, sozusagen von der Wiege bis zur Bahre (Abb. 2).151 

                                                

146 Siehe dazu ausführlich in u. a. in Jänicke et al. 2003, S. 343 ff.  
147 Vgl. Rubik und Ulla Simshäuser 1999, S. 8, Rubik 2000, S. 10, Rubik 2004, S. 5 So sieht bspw. Scheer in der 
IPP ein anschauliches Beispiel für neue Governance-Ansätze in der Umweltpolitik. 
148 Vgl. Scheer 2006, S. 36 
149 Ernst & Young 2000, S. 121 
150 Daneben schlug das Institut für ökologische Wirtschaftsforschung (IÖW) in einem vom BMU in Auftrag 
gegebenen Gutachten die folgende Definition vor: ĂIPP setzt an Produkten und Dienstleistungen und deren 
ökologischen Eigenschaften entlang des gesamten Lebensweges an; sie zielt auf die Verbesserungen ihrer 
ökologischen Eigenschaften ab und fºrdert hierzu Innovationen von Produkten und Dienstleistungenñ. Das 
bayrische Umweltministerium und die IHK-Bayern definierten IPP in einem Gutachten wie folgt: ĂIntegrierte 
Produktpolitik fördert und zielt auf eine stetige Verbesserung von Produkten und damit zusammenhängenden 
Dienstleistungen hinsichtlich ihrer Wirkungen auf Menschen und Umwelt entlang des gesamten 
Produktlebensweges.ñ Siehe ausführlich in Rubik 2000, S. 10, Rubik 2004, S. 5 ff., AkkU Umweltberatung GmbH 
2001, S. 6 
151 Rubik und Ulla Simshäuser 1999, S. 8 Dies sieht Scheer als einen problemorientierten Ansatz an, Scheer 
2006, S. 136. 
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Abb. 2 :  IPP Produktlebenszyklus 152  

Die IPP stellt im Ergebnis eine Zusammenführung und neue Sichtweise in der Umweltpolitik 

dar und versucht, frühzeitig und tiefgreifend einzugreifen.153  

3.4 Zwischenfazit 

Das Kapitel 3 widmete sich bisher der Umweltschutzpolitikhistorie und gab einen Einblick in 

die Theorie umweltpolitischer Steuerung. Es beschrieb die Veränderungsprozesse und zeigte 

auf, welche Faktoren dabei maßgeblichen Einfluss besaßen. Die Ausübung instrumenteller 

Steuerung veränderte sich im Laufe der Jahre von eher nachsorgeorientierter hin zu 

vorsorgeorientierter Steuerung. Die instrumentelle Typologie reicht dabei vom niedrigen Grad 

staatlicher Intervention durch informatorische Instrumenten bis hin zum höchsten Grad 

staatlicher Intervention durch ordnungsrechtliche Instrumente. Im Produktbereich kam es 

zuletzt zur stärkeren Integration umweltpolitischer Steuerung, die zunächst auf das 

Anwendungsfeld der Energieeffizienz ausgerichtet war.  

Die im Produktbereich bisher stark durch Energieeffizienz geprägte instrumentelle 

Steuerungspolitik soll sich aber zukünftig stärker der Thematik der Ressourceneffizienz 

widmen. Damit folgt die Politik ihrer Leitstrategie, die bedeutsamsten Einwirkungen auf die 

                                                

152 EU-Kommission 2001b, S. 7 
153 In analytischer Hinsicht betrachtet IPP den gesamten Lebenszyklus von Gütern und Dienstleistungen. Das 
beinhaltet, dass die bedeutsamsten Einwirkungen auf die Umwelt berücksichtigt werden und dass 
Verschiebungen dieser Einwirkungen zwischen einzelnen Phasen des Lebenszyklus oder von einem 
Umweltmedium zum nächsten erkannt werden sollen und für Abhilfe gesorgt wird. Hinsichtlich der 
Implementierung zielt IPP auf zahlreiche sich ergänzende Instrumente (freiwillige, informatorische, ökonomische 
oder auch regulierende). Diese werden, je nach Anwendungskontext, ausgewählt, um die gewünschten 
Umweltverbesserungen zu erzielen. Hinsichtlich der europäischen Politik ist der produktbezogene Umweltschutz 
ein signifikantes Beispiel dafür, wie nachhaltige Entwicklung durch die Integration verschiedenster 
umweltrelevanter Politikbereiche vorangetrieben werden kann (z. B. Industrie, Verkehr,  Forschung/Entwicklung, 
Binnenmarkt und Verbraucherschutz). Siehe ausführlich in EU-Kommission 2001b, Rubik und Ulla Simshäuser 
1999 
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Umwelt zu adressieren und Schutzmaßnahmen zu entwickeln. Ihre steuerungspolitische 

Ausgestaltung hat die Ressourcenschutzpolitik noch nicht erfahren und steht im Gegensatz 

zur Energieeffizienzpolitik, die bereits Erfolge vorweisen kann, noch am Anfang. 

In den folgenden Kapiteln wird daher überblicksartig zusammengestellt, welche Strategien 

hinsichtlich einer Ressourcenschutzpolitik bestehen, wer den Prozess begleitet und welcher 

Weg derzeit genommen wird.  

3.5 Ressourcenschutzpolitik 

Das Verlangen nach Ressourcen zur Produktherstellung ist ungebrochen. Die Gründe dafür 

sind vielschichtig, liegen aber grundsätzlich im auf Wachstum ausgerichteten 

Wirtschaftssystem und am Umstand, dass Ressourcen weder in der Wirtschaft noch im 

Konsum privater Haushalte und der öffentlichen Hand effizient genutzt werden.154 Das führt 

nicht nur zu unnºtigen Kosten  und den damit verbundenen negativen Auswirkungen auf 

Wettbewerbsfähigkeit, Arbeitsplätze und öffentliche Haushalte , sondern auch zu 

Umweltproblemen und international zu intergenerativen Verteilungsproblemen. 

Die Lösung für dieses Dilemma ist seit vielen Jahre bekannt: Aus weniger mehr machen, das 

Ergebnis lange in der Nutzungsphase halten und es danach stets in nahezu verlustfreie 

Kreisläufe bringen. Umgesetzt und angewandt wird diese Erkenntnis in allen Sektoren jedoch 

noch unzureichend.155 

Für den Sektor Industrie ist dies schwer zu erklären, da Ressourcenschutz per se eine 

unternehmerische Notwendigkeit ist, denn wer auf hohe Rendite aus ist, auch ohne politischen 

Druck sehr ressourceneffizient produzieren sollte. Gestützt wird diese These durch die Zahlen 

des Instituts der deutschen Wirtschaft, wonach in den vergangen 15 Jahren die Kostenanteile 

der Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe von 37 auf 43 Prozent gestiegen sind, die 

Materialkostenquote sogar um 13 Prozentpunkte stieg, was im Ergebnis  im verarbeitenden 

Gewerbe  zu einem Materialkostenanteil von 57 Prozent führte.156 Die beschriebene 

Entwicklung verdeutlicht: Material- und Ressourcenschonung sind nicht nur gut für die Umwelt, 

sondern machen Unternehmen zudem rentabel. Die Politik hat ihr Handeln inzwischen 

verändert und neben Appellen und Anregungen auch Strategien für politische Maßnahmen 

angestoßen (Abb. 3).157 

 

                                                

154 Vgl. FoEE 2013, S. 3ï6 
155 Vgl. u. a. Weizsäcker et al. 1995, Schmidt-Bleek 1997, Schmidt-Bleek 1997a, Liedtke 2005, S. 12, 48, 
Hennicke et al. 2011, Rogall und Scherhorn 2012, S. 22, Rat für Nachhaltige Entwicklung 2011, FoEE 2013 
156 Vgl. INSTITUT DER DEUTSCHEN WIRTSCHAFT KÖLN - IW KÖLN 10.07.2012 
157 Auch vor 2001 gab es politische Aktivitäten innerhalb der EU und international zum Ressourcenschutz, an 
dieser Stelle eine Auswahl. 1948: Gründung des  Internationalen Büros für Naturschutz International Union for the 
Protection of Nature (IUPN) ǒ 1959: Antarktisvertrag  ǒ 1972: UN-Weltumweltkonferenz Stockholm und aus 
dieser hervorgehend auch ǒ 1972 das UN-Umweltprogramm (UNEP)  ǒ 1973: Erstes EU-
Umweltaktionsprogramm, wobei erst im 3. UAP von 1982 explizit auf Ressourcen Bezug genommen wird  ǒ 
1975: OSZE/KSZE: Schlussakte Helsinki  ǒ 1987: Brundtland-Bericht  ǒ 1991: BT-Enquete-Kommission - Schutz 
des Menschen und der Umwelt ǒ 1992: Agenda 21 ǒ 1996: Der Lissabonner Aktionsplan: Von der Charta zum 
Handeln ǒ 1997: Verankerung umsichtige Verwendung natürlicher Rohstoffe im EU-Vertrag  ǒ  Ergebnis einer 
Recherche auf den Internetseiten: Lexikon der Nachhaltigkeit (Aachener Stiftung Kathy Beys), Europäische 
Legislation, Bundesministerium für Umwelt 2015, Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie 2013. 
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Ressourcenschutzpolitik ab 2000 

EU  Deutschland  International 

2001: EU 

Nachhaltigkeitsstrategie 

 2002: Nationale 

Nachhaltigkeitsstrategie 

  2002: 10-Jahres Rahmen für 

Programme für nachhaltige 

Konsum- und 

Produktionsweisen (10YFP) 

2005: Strategie für eine 

nachhaltige Nutzung der 

natürlichen Ressourcen 

  2008: Ănachhaltige 

Rohstoffwirtschaftñ in NHS 

 2003: Start Marrakesch-

Prozess 

2008: Raw-Materials 

Initiative 

  2007-2010: Großprojekt 

Materialeffizienz und 

Ressourcenschonung 

(MaRess) 

  2007: Konstitution des 

International Panel for 

Sustainable Resource 

Management, IPSRM 

2009: Klage der EU, der 

USA und Mexiko gegen die 

von China verhängten 

Exportzölle und -quoten auf 

neun unterschiedliche 

Rohstoffe 

  2010: Rohstoffstrategie der 

Bundesregierung  

  2008: 3R-Initiative der G8 

2010: Europa 2020 mit 

Flagship Initiative 

  2011: Wie Deutschland zum 

Rohstoffland wird (RNE) 

  2010: Sustainable Materials 

Management (SMM) 

2011: Resource Efficiency 

Roadmap 

 2011: Unterzeichnung der 

Rohstoffpartnerschaft mit der 

Mongolei 

  2010: Report: Recycling  ï 

From E-Waste to Resources 

2011: Leitinitiative 

Ressourcenschonendes 

Europa 

  2012 -: Deutsches 

Ressourceneffizienzprogramm 

(ProgRess) ï Programm zum 

Schutz natürlicher 

Ressourcen in einer 

ökologisch-sozialen 

Marktwirtschaft (BMU) 

  2011: OECD Report ï 

Towards a green Growth 

2012: Konferenz EU ï 

Africa Partnership zu 

Rohstoffen 

  2012: Unterzeichnung der 

Rohstoffpartnerschaft mit 

Kasachstan 

  2011: UNEP Report ï Green 

Economy 

2012: EU-Kom. Mitteilung. 

Rohstoffe für das künftige 

 2012: Nationales Ressourcen-

Forum 

 2012: Weltnachhaltigkeits-

konferenz Rio+20 
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Wohlergehen Europas 

nutzbar machen 

2012: European Resources 

Forum 

        

Kohäsions- und 

Haushaltspolitik       

  

2013: myEcoCost ï System 

zur Bewertung der 

Umweltauswirkungen von 

Produkten, 

Dienstleistungen, 

Technologien und 

Prozessen         

Abb. 3 : Entwicklung der Deutschen, EU und internationalen 
Ressourcenschutzpolitik  ab 2000, Quelle: eigene Darstellung  

3.5.1 Nationale Ressourcenschutzpolitik 

Für Deutschland von besonderer Bedeutung ist die nationale Nachhaltigkeitsstrategie, die seit 

1992 Zielvorgabe des Weltgipfels von Rio war158. Das Ziel ist es, die Energie- und 

Rohstoffproduktivität bis 2020, bezogen auf das Basisjahr 1994, zu verdoppeln. Die deutsche 

Nachhaltigkeitsstrategie umfasst 21 Indikatoren, die in die vier Hauptthemen 

Generationengerechtigkeit, Lebensqualität, sozialer Zusammenhalt und internationale 

Verantwortung unterteilt sind. Die Indikatoren wurden seither teilweise angepasst und im 

Abstand von zwei Jahren mit den Indikatorberichten des Statistischen Bundesamtes 

abgeglichen. Seit 2006 erfolgt im zweijährigen Rhythmus ein Fortschrittsbericht.159 Im Vorfeld 

des Berichtes von 2012 wies Kanzlerin ANGELA MERKEL darauf hin, ein besonderes 

Augenmerk auf die Bereiche Finanz- und Wirtschaftspolitik, Klima- und Energie sowie 

Wasserpolitik zu legen.160 

Im Jahr 2008 legte die Bundesregierung unter Federführung des BMU die Strategie 

Ressourceneffizienz vor. Sie ging aus der zuvor beschriebenen Nachhaltigkeitsstrategie und 

dem Wegweiser Nachhaltigkeit hervor und legt ihren Fokus auf Ressourceneffizienz. Die 

Strategie beinhaltet fünf Strategieelemente wie in Abb. 4 zu sehen. 

                                                

158 Siehe dazu United Nations 1992, S. Kapitel 8.5 d, 38 
159 Stellungnahmen zum aktuellsten Bericht 2012 gibt es von vielen interessierten Kreisen, so mahnte der Rat für 
nachhaltige Entwicklung beispielsweise den Umfang von 350 Seiten an, wodurch Ziele und Inhalte in der 
ĂTextflutñ unterzugehen drohen. 
160 Vgl. Bundesministerium für Umwelt 2015, Beys 2013 
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Abb. 4 :  Strategieelemente Ressourceneffizienz  Quelle: BMU 161  

Dem zwar anschaulich beschriebenen, aber theoretisch gehaltenen 

Nachhaltigkeitsstrategiepapier folgte noch im selben Jahr das Großprojekt Material- und 

Ressourcenschonung (MaRess). Ziel des Forschungsprojektes MaRess war es, 

substantielle Wissensfortschritte zu vier Kernfragen für die Steigerung der Materialeffizienz 

und Ressourcenschonung zu erreichen. 

¶ Ermittlung der Potenziale der Ressourceneffizienzsteigerung 

¶ Ansatzentwicklung für zielgruppenspezifische Ressourceneffizienzpolitiken 

¶ Wirkungsanalyse auf gesamt- und betriebswirtschaftlicher Ebene 

¶ Wissenschaftliche Begleitung der Umsetzung und des Agenda Setting sowie 

Kommunikation der Ergebnisse mit den Zielgruppen.162 

Den bisher verfassten Leitlinien stellte MaRess konsistente Strategien und Ansatzpunkte für 

eine erfolgreiche Ressourceneffizienzpolitik zur Seite. 

Auf das MaRess-Projekt folgte 2010 der Arbeitsentwurf des Ressourceneffizienzprogramms 

(ProgRess), welches als Ressourceneffizienzprogramm der Bundesregierung im Februar 

2012 verabschiedet wurde. Ziel war es, die Entnahme und Nutzung natürlicher Ressourcen 

nachhaltiger zu gestalten sowie die damit verbundenen Umweltbelastungen so weit wie 

möglich zu reduzieren.163 

Das Programm stellt hierzu vier Leitideen vor, die die Ressourceneffizienz in Deutschland 

verbessern sollen: 

¶ Leitidee 1: Ökologische Notwendigkeiten mit ökonomischen Chancen, 

Innovationsorientierung und sozialer Verantwortung verbinden 

                                                

161 Bundesministerium für Umwelt 2008, S. 13 
162 Hennicke 2012 
163 Die Bundesregierung strebt eine möglichst weitgehende Entkopplung des Wirtschaftswachstums vom 
Ressourceneinsatz sowie die Senkung der damit verbundenen Umweltbelastungen, die Stärkung der Zukunfts- 
und Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft und dadurch die Förderung von stabiler Beschäftigung und 
sozialem Zusammenhalt an. Quelle: BMU 
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¶ Leitidee 2: Globale Verantwortung als zentrale Orientierung der nationalen 

Ressourcenpolitik sehen 

¶ Leitidee 3: Wirtschafts- und Produktionsweisen in Deutschland schrittweise von 

Primärrohstoffen unabhängiger machen, die Kreislaufwirtschaft weiterentwickeln und 

ausbauen 

¶ Leitidee 4: Nachhaltige Ressourcennutzung durch gesellschaftliche Orientierung auf 

qualitatives Wachstum langfristig sichern.164 

Insgesamt 20 Handlungsansätze werden identifiziert und mit Maßnahmen unterlegt. Das 

Programm setzt dabei insbesondere auf Marktanreize, auf Information, Beratung, Bildung, 

Forschung und Innovation sowie auf die Stärkung freiwilliger Maßnahmen und Initiativen in 

Wirtschaft und Gesellschaft. Beispiele für Maßnahmen sind der Ausbau der Effizienzberatung 

für kleine und mittlere Unternehmen, die Unterstützung von Umweltmanagementsystemen, die 

vermehrte Berücksichtigung von Ressourcenaspekten in Normungsprozessen, die verstärkte 

Ausrichtung der öffentlichen Beschaffung an der Nutzung ressourceneffizienter Produkte und 

Dienstleistungen, die Stärkung freiwilliger Produktkennzeichen und Zertifizierungssysteme, 

der Ausbau der Kreislaufwirtschaft sowie die Verstärkung von Technologie- und 

Wissenstransfer in Entwicklungs- und Schwellenländern.165 

Die Bundesregierung verabschiedete Ende 2010 die Rohstoffstrategie der 

Bundesregierung. Die Strategie reagiert auf die Abhängigkeitssituation. Kernziele der 

Rohstoffstrategie der Bundesregierung sind: 

¶ Abbau von Handelshemmnissen und Wettbewerbsverzerrungen 

¶ Unterstützung der deutschen Wirtschaft bei der Diversifizierung ihrer 

Rohstoffbezugsquellen 

¶ Unterstützung der Wirtschaft bei der Erschließung von Synergien durch nachhaltiges 

Wirtschaften und Steigerung der Materialeffizienz 

¶ Weiterentwicklung von Technologien und Instrumenten zur Verbesserung der 

Rahmenbedingungen für das Recycling 

¶ Aufbau bilateraler Rohstoffpartnerschaften mit ausgewählten Ländern 

¶ Eröffnung neuer Optionen durch Substitutions und Materialforschung 

¶ Fokussierung rohstoffbezogener Forschungsprogramme, Herstellung von Transparenz 

und ĂGood Governanceñ bei der Rohstoffgewinnung 

¶ Verzahnung nationaler Maßnahmen mit der europäischen Rohstoffpolitik166 

Die Strategie gibt in großen Teilen die Vorschläge des BDI wieder. Sie zielt auf die 

ĂGewªhrleistung einer bedarfsgerechten Versorgung der Industrie mit mineralischen 

Rohstoffenñ167 ab und beinhaltet neben Forderungen nach Freihandel auch ýnanzielle 

Garantien für deutsche Rohstoffprojekte wie Investitions- und Exportgarantien und 

ungebundene Finanzkredite zur Sicherung langfristiger Lieferverträge.  

                                                

164 Bundesministerium für Umwelt 2012a, S. 24ï28 
165 Bundesministerium für Umwelt 2015 
166 Bundesregierung 2010, S. 7 
167 Bundesregierung 2010, S. 6 
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Im Oktober 2010 wurde zur Unterstützung der deutschen Wirtschaft im weltweiten Wettbewerb 

um wertvolle Rohstoffe zudem die Deutsche Rohstoffagentur gegründet.168 

Vor dem Hintergrund des vom Bundeskabinett im Februar 2012 verabschiedeten deutschen 

Ressourceneffizienzprogrammes (ProgRess) und des im September 2011 von der EU-

Kommission vorgestellten Fahrplans ĂEin Ressourcenschonendes Europa" veranstaltete das 

Umweltbundesamt in Zusammenarbeit mit dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 

und Reaktorsicherheit sowie dem VDI Zentrum für Ressourceneffizienz und Klimaschutz am 

14. November 2012 in Berlin erstmals das Nationale Ressourcen-Forum (NRF). Das Forum 

soll geplant alle zwei Jahre stattfinden, am 12. November 2014 tagte das Forum erneut in 

Berlin.  

Ziel der Konferenz war es, Entscheidungsträger und Experten aus den Bereichen Politik, 

Wirtschaft, den Natur- und Sozialwissenschaften, der Zivilgesellschaft und den Medien in den 

Themenfeldern Ressourceneffizienz und Ressourcenschonung zusammenzuführen, Akteur-

Allianzen zu initiieren und Vernetzung zu betreiben.169 

Ende 2012 wandte das Statistische Bundesamt das OECD-Green-Growth-Indikatorenset 

auf Deutschland an.170 Das Indikatorenset der OECD entstammt der Green-Growth-Strategie, 

die zur Rio+20-Konferenz ausgearbeitet wurde. Sie ist der Green-Economy-Strategie des 

UNEP sehr ähnlich, legt jedoch inhaltlich etwas weniger Wert auf soziale Aspekte, die als eine 

Möglichkeit für Ansätze einer Nachhaltigkeitspolitik angesehen werden (siehe dazu auch 

Kapitel 3.5.3).171 Die Green-Economy-Strategie und die späteren 

Maßnahmenempfehlungen172 erfuhren international eine breite politische Unterstützung. Zur 

Strategie bekannte sich die Bundesregierung mit ihrem Papier ĂGreen economy ï neuer 

Schwung für Nachhaltigkeitñ.173 Auf europäischer Ebene wurde das Indikatorenset der 

Strategie im sogenannten Prag-Memorandum abgesteckt.174 Das angewandte Indikatorenset 

ist ein, wenn auch noch unvollständiger, Satz an Indikatoren, die zur Messung einer 

nachhaltigen Entwicklung benutzt werden sollen.175 Diese Indikatoren werden vier Gruppen 

zugeordnet: 

¶ i Umwelt- und Ressourcenproduktivität (Efficiency of production and consumption)  

¶ ii Naturkapital (Natural asset base)  

¶ iii Umweltbezogene Lebensqualität (Environmental quality of life, local and global)  

¶ iv Ökonomische Möglichkeiten und politische Reaktionen (Policy responses and creating 

economic opportunities)176 

                                                

168 Fröhlich 2011  
169 Nationales Ressourcen-Forum 2012 
170 Statistisches Bundesamt 2012 
171 Vgl. UNEP 2012b, OECD 2011 
172 UNEP 2012a 
173 Bundesministerium für Umwelt 2012b, S. 6, im Original: ĂWir sehen Green Economy als ein Konzept, das 

Umwelt und Wirtschaft positiv miteinander verbindet, um die gesellschaftliche Wohlfahrt zu steigern. Dabei wird 
Wachstum umweltverträglich gestaltet. Auf dem Weg zu einer Green Economy müssen die sozialen Aspekte und 
Folgen des Wandels und der Zusammenhang mit anderen Politikfeldern wie Bildung, Forschung und 
Entwicklungszusammenarbeit mitbedacht werdenñ. 
174 Europäisches Statistisches System 2012 
175 Statistisches Bundesamt 2012, S. 9, 10 
176 OECD 2011, S. 117 
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Abb. 5 : OECD Green - Growth - Indikatorenset 177  

Die Abb. 5 zeigt die Zusammenhänge der vier Indikatorengruppen und den Bezug zu den 

Verhältnissen, die sie abbilden sollen.178 

Auf Seiten der Industrie ist der BDI im Bereich Ressourcen sehr aktiv und hat dazu in den 

Jahren 2005, 2007 und 2010 BDI-Rohstoffkongresse abgehalten. Ziel dieser Kongresse war 

es vorwiegend, Vorschläge für eine Verabschiedung der Rohstoffstrategie der 

Bundesregierung zu erarbeiten.179 

3.5.2 Europäische Ressourcenschutzpolitik 

Den Auftakt für verstärkten Ressourcenschutz gab die 2001 vorgestellte EU-

Nachhaltigkeitsstrategie.180 Sie ging aus der Agenda 21 vom Weltgipfel in Rio und der 

Aufforderung des Europäischen Rates vom Dezember 1999 hervor. Der Rat beauftragte die 

Kommission mit der Ausarbeitung der Strategie. Sie beinhaltet eine Reihe von konkreten 

Vorschlägen, wie die Europäische Union ihre Politik verbessern kann, um sie kohärenter und 

längerfristiger zu machen, sowie eine Reihe von wichtigen Zielen und spezifischen 

Maßnahmen, um diese zu erreichen. 

So heißt es in der Erklärung in Bezug auf Ressourcen und Produkte: ĂDie Zerstºrung der 

Umwelt und den Verbrauch der Ressourcen von der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung 

zu entkoppeln, erfordert eine umfassende Neuausrichtung bei den öffentlichen und privaten 

Investitionen auf neue, umweltfreundliche Technologien [..]. Durch die Förderung von 

Innovation können neue Technologien entwickelt werden, die weniger natürliche Ressourcen 

benötigen, die Verschmutzung vermindern oder Risiken für Gesundheit und Sicherheit 

verringern und dar¿ber hinaus g¿nstiger sind als ihre Vorlªuferñ. 

Um die Kluft zwischen ehrgeizigen Zielen und praktischen politischen Maßnahmen zu 

überbrücken, schlägt die Kommission vor, sich im Rahmen der Strategie auf einige wenige 

                                                

177 van der Veen 2012, S. 4 
178 Siehe ausführlich auch in Statistisches Bundesamt 2012, S. 10 
179 Bund Deutscher Industrie 2011 
180 SEC(2001) 517. Die EU-Nachhaltigkeitsstrategie war im zu erfüllenden Aufgabenpapier der Agenda 21 für alle 
178 Unterzeichnerstaaten der ĂRio-Erklªrungñ auf dem Weltgipfel in Rio 1992. 
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Probleme zu konzentrieren. Der Fokus wird dabei auf ĂEmission von Treibhausgasen, 

öffentliche Gesundheit, Armut und soziale Ausgrenzung, demografischen Wandel, biologische 

Vielfalt und Verkehrsüberlastungñ gelegt. 

Um diesen Herausforderungen zu begegnen, schlägt die Kommission eine dreigliedrige EU-

Strategie vor: ĂEin Paket von allgemeinen Vorschlªgen und Empfehlungen, ein Paket von 

wichtigen Zielen und spezifischen Maßnahmen, Schritte zur Durchführung der Strategie und 

¦berpr¿fungñ. 

Das Ziel- und Maßnahmenpaket umfasst die Punkte ĂGesundheit, Klimawandel, Verkehr & 

Flªchennutzung und Ressourcenñ.  

Das Ressourcenpaket definiert die wichtigsten Ziele wie folgt: 

¶ Aufbrechen der Verkettung von Wirtschaftswachstum, Nutzung der Ressourcen und 

Abfallproduktion 

¶ Schutz und Wiederherstellung von Habitaten und natürlichen Systemen und Eindämmung 

des Verlustes der biologischen Vielfalt bis zum Jahr 2010 

¶ Verbesserung des Fischereimanagements, um den Rückgang der Bestände umzukehren 

und eine nachhaltige Fischerei und gesunde Ökosysteme des Meeres sowohl in der EU 

als auch weltweit zu gewährleisten 

Das Maßnahmenpaket Ressourcen auf EU-Ebene definiert dazu folgende Punkte: 

¶ Entwicklung einer integrierten Produktpolitik in Zusammenarbeit mit den Unternehmen zur 

Reduzierung der Nutzung der Ressourcen und der Auswirkungen des Abfalls auf die 

Umwelt 

¶ Annahme der EU-Rechtsvorschriften über die verschuldensunabhängige Umwelthaftung 

bis zum Jahr 2003 

¶ Ein System der Indikatoren für die biologische Vielfalt bis zum Jahr 2003 

¶ Die Kommission wird ein System zur Messung der Produktivität von Ressourcen 

vorschlagen, das bis zum Jahr 2003 einsatzbereit sein soll 

¶ Verbesserung der Agrarumweltmaßnahmen im Rahmen der Halbzeitüberprüfung der 

gemeinsamen Agrarpolitik, so dass ein transparentes System der direkten Zahlungen für 

die Bereitstellung von umweltbezogenen Dienstleistungen eingeführt wird 

¶ Im Jahr 2002 Überprüfung der gemeinsamen Fischereipolitik, Beseitigung 

kontraproduktiver Subventionen, die die Überfischung fördern, und Reduzierung der 

Größe und der Aktivität der EU-Fischereiflotte auf ein nachhaltigkeitsverträgliches Niveau 

weltweit, unter gleichzeitiger Suche nach Lösungen für die sich daraus ergebenden 

sozialen Probleme181 

Weitere Initiativen zum Ressourcenschutz gehen vom 5. u. 6. Umweltaktionsprogramm 

(UAP, 1993, 2002) aus. Hatte die Beschäftigung mit Ressourcen im dritten UAP begonnen 

und im vierten eher eine geringe Rolle gespielt, nahm das fünfte Programm die Bedeutung 

von Ressourcen wieder stärker auf. So plant das 5. Umweltaktionsprogramm im 

Schwerpunktbereich unter Punkt 1 eine Ădauerhafte und umweltgerechte Bewirtschaftung der 

natürlichen Ressourcen: Boden, Wasser, Naturlandschaften und K¿stengebieteñ, während im 

                                                

181 EU-Kommission 2001a, Beys 2013 
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Konzeptbereich bezogen auf die Industrie ressourcenorientierte Absichtserklärungen 

formuliert werden (Ădie Gemeinschaft will den Dialog mit den Unternehmen verstªrken, 

freiwillige Vereinbarungen fördern, die Ressourcenbewirtschaftung verbessern, die 

Information der Verbraucher vorantreiben, für Fertigungsverfahren und Erzeugnisse 

gemeinschaftsweite Normen festlegen. Dabei sollen Wettbewerbsverzerrungen vermieden 

werden; die Einheit des Binnenmarktes und die europäische Wettbewerbsfähigkeit sollen 

erhalten bleibenñ) und ökonomische Instrumente gelten als ĂAnreize f¿r Produzenten und 

Verbraucher, die Umwelt zu schützen und mit den natürlichen Ressourcen 

verantwortungsbewusst umzugehen (ökonomische und steuerliche Maßnahmen, Haftung im 

Umweltbereich), und "Preissignale" als Zielvorgabe, damit umweltfreundliche Produkte und 

Dienstleistungen nicht mit hºheren Kosten verbunden sindñ.182    

Einen deutlichen Schritt weiter geht das 6. Umweltaktionsprogramm. Im Bereich 

ĂBewirtschaftung der natürlichen Ressourcen und des Abfallsñ heiÇt es dazu: ĂEs soll dafür 

gesorgt werden, dass der Verbrauch erneuerbarer und nicht erneuerbarer Ressourcen die 

Tragfähigkeitsgrenzen der Umwelt nicht übersteigt. Das soll erreicht werden, indem das 

Wirtschaftswachstum vom Ressourcenverbrauch abgekoppelt wird, die Ressourcen effizienter 

genutzt werden und das Abfallaufkommen reduziert wird. Das Ziel speziell für Abfall besteht 

in einer Verminderung des endgültig zu entsorgenden Abfalls um 20 % bis zum Jahr 2010 und 

um 50 % bis zum Jahr 2050.ñ 

Folgende Maßnahmen sind durchzuführen: 

¶ Ausarbeitung einer Strategie für ein nachhaltiges Ressourcenmanagement, die Prioritäten 

und Einschränkung des Verbrauchs vorsieht. 

¶ Besteuerung der Ressourcennutzung. 

¶ Streichung von Subventionen, die einen Raubbau an Ressourcen fördern 

¶ Verankerung des Grundsatzes der rationellen Ressourcennutzung im Rahmen der 

integrierten Produktpolitik, der Systeme für die Vergabe des Umweltzeichens, der 

Systeme für die Umweltverträglichkeitsprüfung etc. 

¶ Ausarbeitung einer Strategie für das Abfallrecycling. 

¶ Verbesserung der vorhandenen Systeme für die Abfallbeseitigung sowie Investition in die 

quantitative und qualitative Abfallvermeidung. 

¶ Einbeziehung der Abfallvermeidung in die integrierte Produktpolitik und in die 

Gemeinschaftsstrategie für Chemikalien.183 

Zudem sieht das 6. UAP eine Reihe von thematischen Strategien vor, u. a. die Strategie für 

eine nachhaltige Nutzung der natürlichen Ressourcen. ĂZiel der Strategie ist die Verringerung 

der Umweltbelastung auf jeder Stufe des Lebenszyklus der Ressourcen, von ihrer Gewinnung 

oder Ernte über ihre Nutzung bis zu ihrer endgültigen Beseitigung. Es müssen also die Begriffe 

Lebenszyklus und Auswirkungen der Ressourcen in die entsprechenden Politikbereiche 

einbezogen werden.ñ Zusammenfassend kann man sagen: ĂMit dieser Strategie werden die 

Leitlinien für Maßnahmen der Europäischen Union in den nächsten 25 Jahren festgelegt, um 

                                                

182 Europäische Legislation 
183 Europäische Legislation 

http://europa.eu/legislation_summaries/environment/nature_and_biodiversity/l28167_de.htm
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eine effizientere und nachhaltige Nutzung der natürlichen Ressourcen während ihres 

gesamten Lebenszyklus zu erreichen.ñ 184  

Im Jahr 2005 wurde die Ökodesign-Richtlinie185 in europäisches Recht umgesetzt. Eine 

umfangreiche Behandlung der Richtlinie erfolgt in Kapitel 6.4.  

2005 stellte die Kommission die Strategie der Europäischen Union für die nachhaltige 

Entwicklung186 vor. Sie ist Teil der Lissabon-Strategie zur Steigerung der 

Wettbewerbsfähigkeit der EU. Die Nachhaltigkeitsstrategie nennt sieben Trends zur Änderung. 

Dazu gehört neben Verkehr und Klima auch der Ressourcenschutz. Um einen Beitrag zu 

leisten, schlägt die Kommission u. a. vor, Ressourcen zu recyceln. Im Fortschrittsbericht 2007 

und in der Revision 2009 stellte die Kommission fest, dass die Mitgliedsstaaten zu wenig 

gehandelt haben.187 

Ebenfalls 2005 stellte die EU-Kommission die Strategie für eine nachhaltige Nutzung 

natürlicher Ressourcen188 vor. Die Strategie resultierte aus dem 6. UAP und legte die 

Leitlinien für ein nachhaltiges und ressourceneffizientes Europa bis 2030 fest. Ziel ist es, 

Umweltbelastungen, die durch die Nutzung natürlicher Ressourcen entstehen, zu minimieren. 

Die Strategie nennt den Mitgliedstaaten Möglichkeiten, Absichten und Aufforderungen, setzt 

aber keine quantitativen Ziele fest. Die angekündigten Indikatoren, die es ermöglichen sollen, 

die Verwirklichung der Ziele auszuwerten, wurden bisher noch nicht erarbeitet, aber im 

Rahmen des Fahrplans für ein ressourcenschonendes Europa (S.7 in Abs. 3) diskutiert.189  

2007 begann die EU konkrete Schritte zur Innovationsförderung. Das Programm für 

Umweltinnovationen (CIP - Eco Innovation Programme) ist Teil des EU-Rahmenprogramms 

für Wettbewerbsfähigkeit und Innovation (Competitiveness and Innovation Framework 

Programme - CIP) für den Förderzeitraum 2007 bis 2013. Es stellt in den Jahren 2008 bis 2013 

über 200 Mio. Euro für die Förderung der Erstanwendung und Markteinführung innovativer 

Verfahren und Produkte bereit, die Umweltbelastungen verringern oder zur effizienteren 

Nutzung natürlicher Ressourcen beitragen. Die Öko-Innovationsinitiative des CIP legt selbst 

einen starken Schwerpunkt auf kleine und mittlere Unternehmen (KMU).190 

Der Kommissionsvizepräsident ANTONIO TAJANI ließ einen Bericht erstellen, in dem er auf die 

teilweise kritische Versorgungslage der Industrie mit wichtigen mineralischen Rohstoffen 

hinwies. Darauf aufbauend ließ die EU-Kommission die europªische Rohstofýnitiative 

(Sicherung der Versorgung Europas mit den für Wachstum und Beschäftigung notwendigen 

Gütern)191 unter starker Mitwirkung der Industrieverbände ausarbeiten und im Jahr 2008 

vorstellen. Sie besteht laut der entsprechenden EU-Kommunikation aus drei Säulen: 

¶ Sicherung des Zugangs europäischer Unternehmen zu Rohstoffen auf dem 

internationalen Markt zu den gleichen Bedingungen wie andere industrielle Konkurrenten, 

                                                

184 Europäische Legislation 
185 (2005/32EG) 
186 KOM(2001)264 
187 Vgl. DNR EU-Koordination 2012, S. 5 
188 KOM(2005) 670. Siehe auch [SEK(2005) 1683, 1684]  
189 Vgl. EU-Kommission 2005, DNR EU-Koordination 2012, S. 5 
190 Vgl. EU-Kommission 2009a, Bundesministerium für Umwelt 2015 
191 KOM(2208) 699 

http://ec.europa.eu/environment/eco-innovation/index_en.htm
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¶ Herstellung von Rahmenbedingungen innerhalb der EU, die eine stabile Versorgung mit 

Rohstoffen aus europäischen Quellen fördern, 

¶ Stªrkung der Rohstoffefýzienz und Erhºhung der Recyclingquote, um den Verbrauch von 

Primärrohstoffen innerhalb der EU zu senken und die relative Importabhängigkeit zu 

reduzieren.192 

Deutlich wird beim Lesen der Strategie, dass die EU-Kommission mit ihrer Darstellung der 

europäischen Rohstoffabhängigkeit ein Bedrohungsszenario für die europäische Wirtschaft 

aufbaut. Dies drückt sich u. a. auch in der aggressiven Sprache, die im Originaltext in der 

Aktionsebene 4 gewählt wird, aus. Dort heißt es, man solle Ă[..]marktverzerrende Maßnahmen, 

die von Drittstaaten getroffen werden, identiýzieren und mit allen möglichen Mitteln anfechtenñ. 

Auch die Äußerungen des ehemaligen Ministers KARL TH. ZU GUTTENBERG (ĂDie Sicherung 

der Handelswege und der Rohstoffquellen sind ohne Zweifel unter militärischen und 

globalstrategischen Gesichtspunkten zu betrachtenñ 193) und die des ehemaligen 

Bundespräsidenten HORST KÖHLER (ĂMeine Einschätzung ist aber, dass insgesamt wir auf 

dem Wege sind, doch auch in der Breite der Gesellschaft zu verstehen, dass ein Land unserer 

Größe mit dieser Außenhandelsorientierung und damit auch Außenhandelsabhängigkeit auch 

wissen muss, dass im Zweifel, im Notfall auch militärischer Einsatz notwendig ist, um unsere 

Interessen zu wahren, zum Beispiel freie Handelswege, zum Beispiel ganze regionale 

Instabilitäten zu verhindern, die mit Sicherheit dann auch auf unsere Chancen zurückschlagen 

negativ durch Handel, Arbeitsplätze und Einkommenñ194) zeigen, dass die Konstruktion von 

Rohstoffknappheit zu einem europäischen Sicherheitsproblem die Sicht auf andere, 

insbesondere Umweltprobleme und Klimaprobleme, verstellt.195 Wichtig ist, Knappheit ist kein 

absoluter, sondern ein relativer Begriff. Auch sehr seltene Rohstoffe können in ausreichender 

Menge vorhanden sein, nämlich dann, wenn sie nicht nachgefragt werden.196 

2008 verabschiedete die EU-Kommission mit dem Aktionsplan für nachhaltige Verbrauchs- 

und Produktionsmuster und nachhaltige Industriepolitik197 eine weitere Initiative. Ziel der 

Initiative ist, zu ermitteln, wie Nachhaltigkeit in Verbrauch und Produktion erreicht werden 

kann. 

Dafür sind u. a. folgende Maßnahmen vorgesehen: 

¶ Einführung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung für eine größere Zahl 

von Produkten, 

¶ bessere Kennzeichnung von Energieeffizienz und Umweltverträglichkeit, 

¶ Förderung besonders energiesparender bzw. umweltfreundlicher Produkte durch 

Anreizmaßnahmen und das öffentliche Beschaffungswesen, 

¶ umweltorientiertes öffentliches Beschaffungswesen, 

¶ kohärente Produktdaten und Methodik, 

¶ Einbeziehung des Einzelhandels und der Verbraucher, 

                                                

192 EU-Kommission 2008b, S. 5ï6, Bundesministerium für Wirtschaft 2010, S. 1 
193 Jungholt 2010 
194 Ricke 2010 
195 Siehe hierzu auch in Fröhlich 2011, Mildner 2010 und DNR EU-Koordination 2011, S. 6 
196 Vgl. Mildner 2010, S. 7 
197 KOM(2008) 397. Siehe auch {SEK(2008) 2110}, {SEK(2008) 2111} 
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¶ Förderung der Ressourceneffizienz, der Ökoinnovation und des ökologischen Potenzials 

der Industrie, 

¶ Maßnahmen für mehr Nachhaltigkeit in Produktion und Verbrauch auf internationaler 

Ebene.198 

Die EU möchte mit dem Aktionsplan vornehmlich die Umweltbelastung durch den 

Einzelhandelssektor und seine Zuliefererkette verringern und nachhaltige Produkte fördern. 

Dazu soll wie oben aufgeführt u. a. die Ökodesign-Richtlinie auf eine Vielzahl von Produkten 

ausgeweitet werden.199 

2010 wurde der Handel mit Rohstoffen erneut Thema. In der ĂTrade, Growth and World 

Affairsñ ï EU-Handelsstrategie200 soll laut EU-Kommission die Versorgungssicherheit der 

europäischen Wirtschaft mit wichtigen Rohstoffen sichergestellt und in der politischen Agenda 

der EU stärker priorisiert werden. Die Strategie enthält ein Bündel von Maßnahmen und 

Initiativen zum Abbau von Handelsbarrieren und zur weiteren Verbesserung des 

Marktzugangs für die europäische Wirtschaft in Drittstaaten. Das Papier beinhaltet darüber 

hinaus ein deutliches Bekenntnis zu einer Politik der offenen und ungehinderten Märkte. Mit 

der erneut aggressiv formulierten Mitteilung verfolgt die Kommission weiter ihren kritisierten 

Umsetzungsplan, der vor allem die Entwicklungschancen afrikanischer Länder gefährdet.201 

Daneben geht es um die priorisierte Förderung von Wirtschaftswachstum, die Schaffung von 

Arbeitsplätzen und mehr Verbraucherauswahl zu niedrigen Preisen. EU-Handelskommissar 

KAREL DE GUCHT sagte: ĂMit der neuen Handelsstrategie werden Märkte geöffnet, und Europa 

hält Anschluss an die wichtigsten Wachstumszentren der Welt.ñ202 Dieses Bekenntnis macht 

die zudem in weiteren Textstellen aufgegriffene Richtung deutlich: Wachstum  um jeden 

Preis. Textstellen, die sich auf die Reduzierung des Ressourcenverbrauches beziehen, lassen 

sich in dem 27 Seiten umfassenden Bericht nicht finden.203 

Zum ĂgroÇen Wurfñ in der Ressourcenschutzpolitik holte die europªische Legislative 2011 aus. 

Der Grund dafür war, dass der zuständige EU-Umweltkommissar JANEZ POTOĻNIK das Thema 

Ressourcen zu einem seiner Arbeitsschwerpunkte machte.  

Den Aufschlag machte im Januar die Leitinitiative Ressourcenschonendes Europa204. Sie 

ist eine von sieben Leitinitiativen der Europa-2020-Strategie. Die EU-Kommission definiert die 

Ziele der Leitinitiative wie folgt: ĂDiese Leitinitiative soll die Grundlage f¿r MaÇnahmen bilden, 

                                                

198 Europäische Legislation 
199 DNR EU-Koordination 2012, S. 6, EU-Kommission 2008c 
200 KOM(2010)612 
201 Auszug von Textstellen in deutscher Original-Übersetzung: Die EU muss in verstärktem Maße auf die 
Durchsetzung ihrer Rechte aus bilateralen und multilateralen Übereinkünften drängen, um Märkte aufzubrechen, 
die unrechtmäßig abgeschottet sind [..] wir werden energisch gegen jegliche protektionistische Tendenzen 
vorgehen, die unseren Interessen zuwiderlaufen könnten [..] schädliche Maßnahmen haben wir bereits ins Visier 
genommen [..] Die Öffnung des Marktes muss deshalb durch politische Strategien flankiert werden, die die 
Menschen in die Lage versetzen, sich an den Wandel anzupassen [..] mit dem Ziel der ungestörten Versorgung 
mit Rohstoffen für die EU-Wirtschaft [..]. Vgl. auch den Bericht über die Umsetzung der Kommissionsmitteilung: 
ĂDas globale Europa - Eine starke Partnerschaft zur ¥ffnung der Mªrkte f¿r europªische Exporteureñ vom 18. 
April 2007. Siehe dazu im online Archiv: Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie 2013 
202 PRESSE EUROPA 09.11.2010 
203 Vgl. EU-Kommission 2011, DNR EU-Koordination 2012, S. 6, Bundesministerium für Wirtschaft und 
Technologie 2013 
204 KOM(2011) 21 
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die die Umstellung auf eine ressourcenschonende und kohlenstoffarme Wirtschaft erleichtern 

und dadurch Folgendes erreichen sollen: 

¶ Stärkung der Wirtschaftsleistung bei gleichzeitiger Verringerung des 

Ressourceneinsatzes, 

¶ Ermittlung und Schaffung neuer Wachstums- und Innovationsmöglichkeiten sowie 

Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der EU, 

¶ Sicherung der Versorgung mit wesentlichen Ressourcen, 

¶ Bekämpfung des Klimawandels und Eindämmung der Umweltauswirkungen der 

Ressourcennutzung.óó205 

Die Leitinitiative umfasst eine Fülle an Strategien, mit denen die Ziele erreicht werden sollen, 

u.a.: 

¶ der Übergang zu einer CO2-armen Wirtschaft (Fahrplan für eine CO2-arme Wirtschaft bis 

2050), 

¶ die Abkopplung des Wirtschaftswachstums von der Ressourcennutzung 

(Ressourceneffizienzfahrplan), 

¶ die Förderung der Nutzung erneuerbarer Energien und Energieeffizienz (Effizienzplan 

2020), 

¶ die Modernisierung des Verkehrswesens (Weißbuch für Verkehr), 

¶ Reformen der Gemeinsamen Agrar- und der Fischereipolitik, 

¶ Reform des Kohäsionsfonds, 

¶ neue ĂStrategie 2020óó zur Erhaltung der biologischen Vielfalt, 

¶ Maßnahmen für die Grund- und Rohstoffmärkte (Rohstoffstrategie).206 

Das EU-Parlament wies in seiner Stellungnahme darauf hin, dass das Augenmerk besonders 

auf folgenden Punkten liegt: 

¶ die Entwicklung einer Recyclingwirtschaft, einschließlich der Abfallverringerung und der 

Wiederverwendung von Ressourcen,  

¶ die Entwicklung von Indikatoren zur Messung und Überwachung der Fortschritte beim 

Rückgang des Ressourceneinsatzes im Rahmen der nationalen Reformprogramme 

(NRP).207 

Im September folgte der Fahrplan für ein ressourcenschonendes Europa208. In dem Papier 

skizziert die Kommission sehr detailliert, wie sie sich den Umbau der europäischen Wirtschaft 

bis 2050 vorstellt. Es geht im Kern um die Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit und um eine 

Erhöhung des Lebensstandards bei deutlicher Reduzierung der Umweltbelastung. Die EU-

Kommission nennt alle relevanten Akteure und zeichnet eine Vision, die das Abverlangen 

großer Anstrengungen innerhalb einer Generation mit sich bringt. Um die politischen 

Maßnahmen zu verwirklichen, fordert die EU-Kommission technische Innovationen sowie 

grundlegend veränderte Verhaltensweisen von Industrie und Konsumenten. 

                                                

205 Vgl. EU-Kommission 2011 und DNR EU-Koordination 2011 
206 DNR EU-Koordination 2011 
207 DNR EU-Koordination 2011 
208 KOM(2011) 571. Siehe auch {SEK(2011) 1067 endgültig}, {SEK(2011) 1068 endgültig} 
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Im Mittelpunkt des Fahrplans steht der effizientere Einsatz von Ressourcen. Beispielsweise 

wird die Kommission 

¶ in Form eines ökologischen Fußabdrucks einen gemeinsamen methodischen Ansatz 

festlegen, nach dem die Mitgliedsstaaten und Unternehmen ihre Umweltbilanz bewerten 

und vergleichen können (2012),  

¶ umweltfreundliche Innovationen fördern, 

¶ sonstige Umweltkennzeichnungssysteme verbessern (2012),  

¶ Ökodesign auf nicht-energieverbrauchsrelevante Erzeugnisse ausweiten (2012), 

¶ den Sekundärwerkstoffmarkt und die Nachfrage nach recycelten Werkstoffen durch 

wirtschaftliche Anreize ankurbeln (2013/14), 

¶ die Mitgliedsstaaten aufrufen, umweltschädliche Subventionen zu identifizieren und 

Bericht über deren Abschaffung zu erstatten (2012), 

¶ die Mitgliedsstaaten zu ökologisch ausgerichteten Steuerreformen anhalten (2012), 

¶ die Besteuerung vom Faktor Arbeit auf Umweltverschmutzung und Ressourcenverbrauch 

verlagern, 

¶ neue Leitindikatoren einführen und ihre Bemühungen im Rahmen des Fahrplans "Das BIP 

und mehr" zur umfassenderen Messung gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 

Fortschritts fortsetzen. 

Der Fahrplan ist kein verbindliches Dokument. Er skizziert eine Vision, in der zeitnahe 

Umsetzungsaktivitäten vorgeschlagen und unter Beteiligung aller angesprochenen Kreise 

umgesetzt werden können. Das ist insofern wichtig, da der vorgeschlagene Zeithorizont bei 

nüchterner Betrachtung und Kenntnis der Materie und Kreise einen fragwürdigen Eindruck 

hinterlässt.209  

Die europªische Rohstofýnitiative aus dem Jahr 2008 wurde 2011 einer Überarbeitung 

unterzogen. Auch weiterhin standen dabei die Handels- und Außenwirtschaftsmaßnahmen im 

Vordergrund. So setzen sowohl die Rohstoffstrategien Deutschlands wie der EU den 

Freihandel mit Rohstoffen und den Abbau aller Handelsbeschränkungen im Rohstoffhandel 

an erster Stelle. Die EU baut zudem eine eigene ĂRohstoffdiplomatieñ auf, diese soll gegenüber 

Afrika den Zugang zu Rohstoffen sichern, gegenüber rohstoffreichen Entwicklungsländern auf 

die Aufhebung marktverzerrender Maßnahmen drängen und gemeinsame Interessen mit 

anderen rohstoffabhängigen Ländern wie den USA und Japan ermitteln und daraus 

gemeinsame Aktionen ableiten. 

Um die Abhängigkeit zu reduzieren, verstärkt die EU die Anstrengungen, europäische 

Lagerstätten zu erkunden und Maßnahmen für deren Abbau zu entwickeln.210 Der dritte Teil 

der überarbeiteten EU-Strategie beschäftigt sich mit den Bereichen Ressourceneffizienz, 

Recycling und Wiederverwendung. Darin wird als Ziel formuliert, dass bis 2020 die 

Importabhängigkeit von Rohstoffen signifikant zu verringern ist. 

Als Maßnahmen dazu werden u. a. aufgeführt: 

¶ der Abbau von Rohstoffen in der EU und als Voraussetzung dafür der Aufbau eines 

europäischen geologischen Informationssystem, 

                                                

209 EU-Kommission 2011a, Stiftung kulturelle Erneuerung und DNR EU-Koordination 2011 
210 Vgl. EU-Kommission 2010a 
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¶ die Vermeidung von Abfall, Urban Mining und 

¶ die Verhinderung von illegalem Export von Schrott.211 

Ende 2011 wurde der bereits 2004 angestoßene Environmental Technology Action Plan 

(ETAP)212 verabschiedet. Der Aktionsplan für Öko-Innovationen EcoAP folgte auf den 2011 

ausgelaufenen Aktionsplan für Umwelttechnologien und soll dazu beitragen, die europäische 

Innovationspolitik nachhaltig und umweltfreundlich zu gestalten. Öko-Innovation bildet den 

Kern des ETAP-Aktionsplans für Umwelttechnologien, der sich von Anfang an für einen 

besseren Marktzugang für Öko-Innovation einsetzt. Durch das Rahmenprogramm für 

Wettbewerbsfähigkeit und Innovation CIP (Competitiveness and Innovation Framework 

Programme) unterstützt ETAP den erstmaligen Einsatz und die weitere Marktdurchdringung 

einiger der besten öko-innovativen Produkte und Dienstleistungen in Europa und trägt zur 

Überwindung jener wichtigen Hemmschwellen bei, die ihren kommerziellen Erfolg noch 

behindern. Um insbesondere Innovationen zu fördern, die Ressourcen effizienter nutzen, 

stellte die Kommission im Aktionsplan einen breiten Maßnahmenkatalog vor, der zum Beispiel 

Innovationspartnerschaften vorschlägt. 

Schwerpunkte des neuen Aktionsplanes sind: 

¶ Begleitende Aktionen von der Grundlagenforschung bis zur Markteinführung durch 

Demonstrationsprojekte und Innovationspartnerschaften, 

¶ Verbesserung der Marktbedingungen durch eine Politik und Rechtsetzung, die die 

schnelle Entwicklung und Marktakzeptanz von Öko-Innovationen vorantreibt, 

¶ Erschließung globaler Märkte, insbesondere für innovative KMU, 

¶ Förderung ökoinnovativer Kompetenz von Mitarbeitern und entsprechender Arbeitsplätze, 

¶ Verbesserung der Steuerung ï bessere Vernetzung der verschiedenen Politikbereiche. 

Begleitend zum EU-Aktionsplan für Öko-Innovation strebt die EU-Kommission den Aufbau 

eines europäischen Prüf- und Zertifizierungssystems für umwelttechnische Innovationen (ETV 

- Environmental Technology Verification) an, um innerhalb der EU einen eigenständigen 

Standard für umweltverantwortliche Technikgestaltung zu setzen und so einen Beitrag zur 

Umsetzung der EU-2020-Strategie zu leisten.213 

Auch auf europäischer Ebene sind unterschiedliche Institutionen spätestens seit der Rio-

Konferenz 1992 auf der Suche, den Material- und Ressourcenverbrauch sinnvoll und für 

politische Steuerungsaktivitäten messbar zu machen. Die EU-Kommission macht seit 2011 

erheblichen Druck beim Thema Indikatoren-Set. Waren es in den letzten Jahren vage 

Beschreibungen und wenig konkrete und unverbindliche quantitative Sparziele und 

Indikatoren für Ressourcenschutz, so änderte sich das 2011 im Fahrplan für ein 

ressourcenschonendes Europa zwar noch nicht in puncto Unverbindlichkeit, aber in puncto 

                                                

211 Vgl. EU-Kommission 2012a Die Art, wie die EU auch in der überarbeiteten Version versucht, 
Wettbewerbsvorteile zu sichern und Entwicklungsländer zur Aufgabe von beispielsweise Handelszöllen bewegen 
will, stößt bei NGOs auf breiten Widerstand. Sie werfen der EU vor, dass diese sich gegen die staatlichen 
Maßnahmen der Entwicklungsländer stark macht, die vorwiegend die einheimische Wirtschaft schützen sollen, 
Einkünfte für öffentliche Aufgaben erzielen soll und Maßnahmen zum Umweltschutz finanzieren. Siehe dazu 
ausführlich in Curtis 2010 
212 KOM(2011) 899; siehe auch [SEK(2011) 1598], [SEK(2011) 1599], [SEK(2011) 1600] . Auch ĂAktionsplan für 
Öko-Innovationen EcoAPñ genannt. 
213 DNR EU-Koordination 2012, Bundesministerium für Umwelt 2015, EU-Kommission 2009a 
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Beschreibungen gibt es deutliche Fortschritte. So heißt es im Fahrplan in Bezug auf die Ziele 

Indikatoren und Instrumente: 

Indikatoren  

Der vorläufige Leitindikator ist die Ressourcenproduktivität, die das Verhältnis des 

Bruttoinlandprodukts (BIP) zum inländischen Materialverbrauch in Euro pro Tonne 

(EUR/Tonne) angibt. Ergänzt wird dieser Leitindikator durch eine ĂAnzeigetafelóó weiterer 

Indikatoren. Diese sollen den Indikator Ressourcenproduktivität ergänzen. Die Kommission 

will dabei sowohl Indikatoren mit einer globalen Lebenszyklusperspektive entwickeln, die alle 

enthaltenen Stoffströme  berücksichtigen, als auch Indikatoren mit inländischer Perspektive 

nutzen. 

ĂAnzeigetafelóó der weiteren Indikatoren:  

¶ Wasserverbrauch  

¶ Landverbrauch  

¶ Werkstoffverbrauch  

¶ CO2-Ausstoß  

Die Anzeigetafel soll in Zukunft ergänzt werden mit Indikatoren zu Naturkapital und 

Umweltbelastungen durch Ressourcenverbrauch.214 

Instrumente  

Der Fahrplan nennt eine Fülle von weichen und unverbindlichen Maßnahmen, z. B. Austausch 

von ĂBest Practiceóó. Einige MaÇnahmen sind: 

¶ Forcierung der Kreislaufwirtschaft (Ansatz: Abfall als Ressource), 

¶ Förderung umweltfreundlicher Innovationen, 

¶ größere Bedeutung für Ökodesign und Ökokennzeichnung, 

¶ Ausweitung von Ökodesign auf nicht-energieverbrauchsrelevante Erzeugnisse (2012), 

¶ Abbau umweltschädlicher Subventionen, 

¶ Verlagerung der Besteuerung vom Faktor Arbeit auf Umweltverschmutzung und 

Ressourcenverbrauch, 

¶ Anreize für Verbraucher zum Umstieg auf ressourcenschonende Produkte, 

¶ Förderung eines umweltfreundlicheren öffentlichen Beschaffungswesens.215 

Neben dem allgemein wachsenden Druck, aktiv zu werden, resultiert die Haltung der 

Kommission u. a. aus der Tatsache, dass wenige Monate zuvor das Europäische Parlament 

die Kommission dazu aufforderte, ihren Blick verstärkt zu richten auf: 

¶ die Entwicklung einer Recyclingwirtschaft, einschließlich der Abfallverringerung und der 

Wiederverwendung von Ressourcen, 

¶ die Entwicklung von Indikatoren zur Messung und Überwachung der Fortschritte beim 

Rückgang des Ressourceneinsatzes im Rahmen der nationalen Reformprogramme 

(NRP).216 

                                                

214 DNR EU-Koordination 2011 
215 Vgl. EU-Kommission 2011a, DNR EU-Koordination 2011, S. 3 u. 4 
216 Vgl. DNR EU-Koordination 2011, S. 2 
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Im Dezember 2012 veröffentlichte die EU-Kommission die Ergebnisse einer fünfmonatigen 

Befragung über Ressourcenschutzindikatoren. Die Kommission erhielt dabei 164 

Stellungnahmen. Die Kommission machte in ihrem Statement am 14.12.2012 deutlich, dass 

ein bedeutender Anteil der Beteiligten sich gegen den zuvor favorisierten Leitindikator 

Ressourcenproduktivität (GDP durch Domestic Material Consumption, DMC) aussprach und 

stattdessen als Alternative den Leitindikator Rohstoffverbrauch (Raw Material Consumption, 

RMC) vorschlug, da es sich dabei um einen Indikator handelt, der die gesamte 

Wertschöpfungskette abbilden kann. Darüber hinaus plädierten viele Interessierte für 

Begleitindikatoren wie Fußabdrücke für CO2-Ausstoß, Wasser- und Landverbrauch. Auch die 

Einführung mittelfristiger Zielvorgaben, um Fortschritte im Ressourcenschutz messbar zu 

machen, wurde gefordert.217 

3.5.3 Internationale Ressourcenschutzpolitik 

Derzeit gibt es 193 Mitgliedstaaten, die in der Charta der Vereinten Nationen geführt werden. 

Diese Staaten haben mehrere Tausend völkerrechtliche Verträge zum Umweltschutz.218 Sie 

beziehen sich teilweise ganz, oft aber nur ansatzweise auf Ressourcenschutz. Die 

bedeutendsten Schritte zum internationalen Ressourcenschutz waren 1972 die Stockholm-

Deklaration, 1989 die Baseler Konvention (Kontrolle der grenzüberschreitenden Verbringung 

gefährlicher Abfälle, z. B. Elektroschrott), 1992 die Unterzeichnung der Agenda 21 und 2002 

die Johannesburg-Deklaration. Hierbei handelte es sich um Absichtserklärungen und 

Empfehlungen. Konkreter wurde es erst 2003 auf dem G8-Gipfel von Evian und dem ersten 

Expertentreffen in Marrakesch. Dort wurde vereinbart, ein detailliertes Konzept für 

Materialflüsse mitsamt Indikatoren auszuarbeiten.219 Im sogenannten Marrakesch-Prozess 

wurden noch zwei weitere Expertentreffen 2005 in San José und 2007 in Stockholm 

abgehalten. Dabei begann die international besetzte Arbeitsgruppe unter der Führung 

europäischer Regierungen einen 10-Jahres-Rahmen für Programme für nachhaltige 

Konsum- und Produktionsweisen (10YFP) auszuarbeiten. Die Entwicklung wurde 2002 auf 

dem Weltgipfel in Johannesburg beschlossen.  Im Marrakesch-Prozess wurde das Vorgehen 

in einem Multi-Stakeholder-Ansatz vorbereitet. Auf dem Weltgipfel für nachhaltige Entwicklung 

in Rio de Janeiro 2012 (Rio+20) wurde das 10YFP beschlossen. Der Beschluss muss noch 

durch die UN-General-versammlung bestätigt werden. 

Das Ziel ist die verstärkte Einführung nachhaltiger Konsum- und Produktionsmuster. Der 

internationale Prozess zu diesem Programm, der Marrakesch-Prozess, wird geleitet 

von UNEP (Umweltprogramm der Vereinten Nationen) und UN-DESA (UN-Organisation für 

ökonomische und soziale Angelegenheiten). Er umfasst insbesondere Programme zu 

verschiedenen Themen von nachhaltigem Konsum und nachhaltiger Produktion (z. B. 

                                                

217 Vgl. EU-Kommission 2012 
218 Vgl. Mitchell 2013, Auswertungsstatistik für Umweltforschung, Vereinbarungen derzeit in der IEA Database. 
1591 bilaterale Umweltabkommen, 1173 multilaterale Umweltabkommen, 247 sonstige Umweltabkommen. 
Auswertungsstatistik für Umweltforschung, Non-Vereinbarungen (z. B. Erklärungen, Absichtserklärungen) derzeit 
in der IEA Database. 206 bilaterale Umweltabkommen (Non-Vereinbarungen), 209 multilaterale 
Umweltabkommen (Non-Vereinbarungen), 98 andere (Non-Vereinbarungen). Daneben stehen bei den 
Mitgliedstaaten 1008 weitere Umwelt-Vereinbarungen in der Anwendung. Prominente Beispiele  sind das  
Washingtoner Artenschutzabkommen von 1973, die Internationale Seerechtskonvention von 1982 und 1994 und 
der zugehörige Seegerichtshof mit Sitz in Hamburg sowie der Tiefseebergbaukodex von 2000. 
219 Vgl. G8 Nationen 2003, S. 3 
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Lebenszyklusanalyse, Umweltzeichen, Ökodesign etc.). Diese Aktivitäten sollen gemäß dem 

Beschluss von Johannesburg von den Industrieländern angeführt und finanziell unterstützt 

werden. Die Ergebnisse der Aktivitäten werden alle zwei Jahre auf einer weltweiten Konferenz 

vorgestellt. Daneben gibt es eine Reihe von Regionalkonferenzen, die die verschiedenen 

Themen regionalspezifisch behandeln. Zentraler Bestandteil des Marrakesch-Prozesses sind 

die sieben Task-Forces, die die Nord-Süd-Kooperation stärken und konkrete Projekte auf 

nationaler und regionaler Ebene umsetzen sollen. 

Der Marrakesch-Prozess steht seit einigen Jahren verstärkt im Zeichen der Vorbereitung des 

o.g. 10-Jahres Rahmens für Programme für nachhaltige Konsum- und Produktionsweisen, 

dessen Einrichtung auf dem Weltgipfel in Johannesburg beschlossen wurde. Dieser 10-

Jahres-Rahmen sollte zunächst im CSD-Zyklus 2010/11 (CSD 18 und 19, mit dem 

Schwerpunktthema "Sustainable Consumption and Production (SCP)") verabschiedet werden. 

Das Scheitern eines formalen Beschlusses auf der CSD 19 machte es erforderlich, eine 

Beschlussfassung auf dem Weltgipfel für nachhaltige Entwicklung in Rio de Janeiro 2012 

(Rio+20) vorzusehen. Dort wurde der 10-Jahres-Rahmen für Programme für nachhaltige 

Konsum- und Produktionsweisen in der Fassung der CSD 19 beschlossen.220 

Im Jahr 2007 konstituierte sich unter dem Dach des Umweltprogramms der Vereinten 

Nationen der auf Initiative der EU-Kommission geforderte Weltressourcenrat (International 

Panel for Sustainable Resource Management, IPSRM). Das Panel ist als Reaktion auf 

wesentliche Wissenslücken entstanden. So hatte das Vorbild auf Klimaschutzebene, das 

Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC), zuvor intensiv am Kenntnisstand über 

die globale Erwärmung geforscht und auch das Forschungsfeld der Biodiversität weiter 

vorangebracht. Folglich war die Gründung des International Resource Panel ein erster Schritt 

zur Bewältigung des Ressourcenproblems. 

Die Ziele des International Resource Panel sind: 

¶ eine unabhängige, kohärente und verlässliche wissenschaftliche Einschätzung der 

politischen Relevanz für die nachhaltige Nutzung der natürlichen Ressourcen und deren 

Umweltauswirkungen über den gesamten Lebenszyklus; 

¶ die Lieferung von Beiträgen zu einem besseren Verständnis davon, wie das 

Wirtschaftswachstum von der Umweltzerstörung zu entkoppeln ist; 

¶ die Unterstützung für Know-how-Aufbau in Entwicklungs- und Schwellenländern sowie für 

den Marrakesch-Prozess, der die Beschlüsse des Weltgipfels von Johannesburg (2002) 

umsetzen soll.221 

Ein weiterer Impuls für den internationalen Ressourcenschutz ist die 3R-Initiative der G8. Die 

G8-Staaten wollen mit der Initiative weltweit einen effizienten Umgang mit Ressourcen 

sicherstellen. 3R steht dabei f¿r ĂReduce, Reuse, Recycleò. Die Initiative stellt ein Forum zur 

Förderung der effektiven Nutzung von Ressourcen auf nationaler und internationaler Ebene 

dar. Die Stationen bis zum Beschluss 2008 im japanischen Kobe waren der Vorschlag auf dem 

G8-Gipfel in Sea Island und zwei internationale Konferenzen 2006 und 2007 in Tokyo und 

Bonn.  

                                                

220 Bundesministerium für Umwelt 2015 
221 Vgl. Resource Panel 2013, Bleischwitz und Bringezu 2009, S. 43 
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Die Ziele der Initiative sind:  

¶ Die Verstärkung der Abfallvermeidung; 

¶ Steigerung der Ressourcenproduktivität; 

¶ Die Etablierung eines weltweit ressourcenschonenden Materialkreislaufes; 

¶ Die Kooperation mit Schwellen- und Entwicklungsländern. 

Konkret bindet der 3R-Aktionsplan die G8-Staaten, ihre nationalen Aktivitäten in neun 

Handlungsfeldern zu verstärken, u. a. Steigerung der Ressourcenproduktivität sowie 

technische Innovationen und Ökodesign. Zukünftig wird die 3R-Initiative weiterverfolgt und es 

werden Maßnahmen für eine umweltfreundliche und wirtschaftlich machbare Abfallwirtschaft 

als Teil einer effizienten Nutzung von Ressourcen erarbeitet. Initiativen von Seiten der 

Wirtschaftsakteure zum Produktrecycling in Form von ĂRemanufacturingñ und ĂRefurbishingñ 

sollen gefördert und unterstützt werden.222 

In die thematisch gleiche Richtung veröffentlichte 2004 die OECD eine Empfehlung, wonach 

die Mitgliedstaaten eine spezielle Materialflusspolitik, einschließlich der dazugehörigen 

Indikatoren, entwickeln sollen. Hierzu fanden 2005 und 2008 in Seoul und Tel Aviv 

entsprechende Tagungen statt. Auf dem OECD Forum 2010 in Belgien wurde dann das 

Sustainable Materials Management (SMM) erstmals vorgeschlagen. Dieser Ansatz geht 

über das klassische Abfallrecht hinaus, welches eine Betrachtung bis zum Ende der Nutzung 

vorsieht, und formuliert eine echte Lebenszyklusperspektive. 

Die vier Schlüsselprinzipien des SMM sind: 

¶ Bewahrung des Naturkapitals; 

¶ Design und Management von Material aus der Lebenszyklusperspektive; 

¶ Kreation und Ausschöpfung neuer innovativer Instrumente zur Stimulierung und 

Erneuerung nachhaltiger Entwicklung sowie Umwelt- und Sozialaspekte; 

¶ Einbeziehung aller Akteure zu einer auf Ethik basierenden Verantwortung für die 

Erreichung nachhaltiger Ergebnisse.223 

Weitere Stichworte sind eine verbesserte Datenerhebung, geteilte Verantwortung, 

Langzeitdenken, neue Steuerungs- und Geschäftsmodelle sowie neue Lebensstile.224  

2010 stellte die UNEP auf Bali den kurze Zeit vorher fertig gestellten Report ĂRecycling - From 

E-Waste to Resourcesò vor. Der Report nimmt die Problematik des Elektroschrotts detailliert 

und weltweit unter die Lupe. Dem Report zu Folge fallen weltweit jährlich etwa 40 Millionen 

Tonnen Elektroschrott an und das UNEP rechnet damit, dass bis 2020 eine Verachtfachung 

stattfinden wird.225 Die Experten sehen den Hauptgrund in der explosionsartigen Entwicklung 

von Konsumelektronikprodukten in China, Indien und großen Teilen Afrikas sowie 

Südamerikas. Sollten nicht geeignete Recyclingmethoden entwickelt werden, so sehen sich 

die zuvor genannten Länder mit dem so wörtlichen Schreckgespenst gefährlicher 

Elektroschrottmüllberge mit schwerwiegenden Folgen für die Umwelt und die öffentliche 

                                                

222 Kranert 2008, S. 16 
223 Vgl. OECD 2012a, S. 53 
224 Vgl. OECD 2012a, S. 24 ff., 51 ff., Dries 2010, Sanden und Schomerus 2011, S. 36 ff. 
225 In Ländern wie dem Senegal oder Uganda könnte sich das Aufkommen an Elektroschrott bis 2020 ebenfalls 
verachtfachen. 
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Gesundheit konfrontiert.226 Das Problem bei der ĂVerwertungñ in Entwicklungsländern sehen 

die Experten darin, dass nur die Rückgewinnung der Hauptmetalle angestrebt wird, die 

gesamte Menge von seltenen Erden und nahezu alle Edelmetalle gehen bei den nicht 

standardisierten Recyclingverfahren verloren. Deutschland wird im Vergleich ein gutes 

Zeugnis ausgestellt, es gehört zu den wenigen Ländern, die überhaupt Entsorgungsstrukturen 

aufweisen, Verwertungstechnologien entwickeln und demnach die Verwertungseffizienz - 

neben den Sonder- und Edelmetallen - steigern können.227 

Den in dem Bericht attestierten Problemen widmet sich u. a. die schon 2004 ins Leben 

gerufene StEP-Initiative. Weltweit über 30 Akteure entwickeln Lösungen, um ausrangierte 

elektrische und elektronische Produkte umweltgerecht zu behandeln. In einer von mehreren 

UN-Organisationen offerierten neutralen Arena werden Wege zu einer nachhaltigen Lösung 

der Elektronikschrottproblematik diskutiert und entsprechende Pilotprojekte initiiert. 

Schwerpunkte liegen in den fünf Bereichen "Policy & Legislation", "ReDesign", "ReUse", 

"ReCycling" und "Capacity Building".228 Eines dieser Projekte ist die Standardisierung von 

Recyclingverfahren in Entwicklungsländern, mit dem Ziel, gewachsene Strukturen und 

Einkommensquellen nicht zu zerstören, aber gesundheitliche und umweltschonende 

Methoden zu entwickeln.229  

Im Jahr 2012 fand die zuvor kurz angesprochene Weltnachhaltigkeitskonferenz Rio+20 

statt, wo die Ressourcenthematik an vielen Stellen Eingang ins Geschehen fand. Eine wirklich 

vertiefte und umfassende Behandlung erfuhr das Thema Ressourcen allerdings nicht. Die 

internationale Staatengemeinschaft bekräftigte, dass Ressourcen im Sinne einer nachhaltigen 

Entwicklung und zur Armutsbekämpfung nachhaltiger und weniger umweltschädlich gemanagt 

werden sollen. Effektive Handlungsansätze oder eine Vision zeigt die Abschlusserklärung 

(ĂThe Future We Wantò) aber nicht auf. Der Vorsitzende des Bundes f¿r Umwelt und 

Naturschutz, HUBERT WEIGER, kommentierte auf Ressourcen bezogen dazu: ĂBlumige 

Absichtserklärungen und ein Aufguss früherer Gipfelbeschlüsse helfen dem globalen 

Ressourcenschutz nicht. Ein wirkungsvoller Klima-, Natur- und Ressourcenschutz ist auf der 

Strecke geblieben.ñ230 Das Statement von Bundeskanzlerin ANGELA MERKEL fiel 

diplomatischer aus: ĂDie Rio-Ergebnisse sind hinter dem zurückgeblieben, was angesichts der 

Ausgangslage notwendig gewesen wªre.ñ Ein umfangreich diskutiertes Thema war ĂGreen 

Economyñ. Die Kanzlerin stellte die Arbeitsergebnisse in diesem Bereich nicht in Frage und 

ªuÇerte sich mit den Worten: ĂUnsere Art zu leben und zu wirtschaften zeigt sich als nicht 

mehr zukunftsfähig. Wenn wir unsere Wirtschaftsweise nicht ändern, dann berauben wir uns 

unserer Lebensgrundlagen.ñ Weitere Kritik am Gipfel gab es von vielen Seiten, der 

Entwicklungshilfeminister DIRK NIEBEL kritisierte beispielsweise die geringe Anzahl der zur 

Diskussion gestellten Themen.231 

                                                

226 Vgl. UNEP 22.02.2010, UNEP 2009a, S. 12 
227 UNEP 2009a, S. 1,8,12, UNEP 22.02.2010, Goldmann 2010, S. 11 
228 Beys 2013 
229 Vgl. StEP 2013, United Nations University (UNU) 2013 
230 Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland 22.07.2012 
231 Rat für Nachhaltige Entwicklung 05.07.2012, DNR EU-Koordination 2012, S. 3, Beys 2013, Bundesministerium 
für Umwelt 2015 
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Im Vorfeld der Rio+20 Konferenz erregten zwei große Strategiepapiere große 

Aufmerksamkeit. Zum einen das Strategiepapier ĂTowards Green Growthñ und zum andern 

das Strategiepapier ĂGreen Economyñ, welche folgend kurz dargestellt werden.  

Die 2011 von der OECD vorgelegte Wachstumsstrategie ĂTowards Green Growthò ist eine 

von zwei großen Strategien, die international hohes Ansehen erfuhren. Das Startsignal der 

Strategie fiel im Juni 2009 auf einer großen Ausschusssitzung der OECD. Inmitten der 

Finanzkrise wurden neue Strategiefelder gesucht und ĂGreen Growthò war einer dieser 

Kernpunkte, die ein Umdenken fºrdern sollten: Ă[G]reen growth is about fostering economic 

growth and development while ensuring that natural assets continue to provide the resources 

and environmental services on which our well-being relies. It is also about fostering investment 

and innovation which will underpin sustained growth and give rise to new economic 

opportunitiesò232 (Grünes Wachstum ist die Förderung von Wirtschaftswachstum und 

Entwicklung, unter der Wahrung des Schutzes der natürlichen Ressourcen und der 

Ökosystemdienstleistungen, auf denen unser Wohlbefinden beruht. Zudem geht es um die 

Förderung von Investitionen und Innovationen, die das Fundament nachhaltigen Wachstums 

und neuer wirtschaftlicher Möglichkeiten darstellen.) 

Der erste Teil des Strategiepapiers umfasst die Förderung von Wirtschaftswachstum und 

Entwicklung, was direkt zu Beginn die angesprochene Strategierichtung verdeutlicht. Der 

zweite Abschnitt beschªftigt sich aber damit, dass dieses Wachstum Ăgr¿nñ sein soll und somit 

den Verbrauch von Ressourcen berücksichtigt. Das folgt erstens aus der Annahme, dass 

durch ein Weitermachen (Ăbusiness as usualò) - also der Nichtberücksichtigung natürlicher 

Ressourcen - langfristig ein negativer Trend auf das Wachstum zu befürchten ist. Und zweitens 

daraus, dass der Verbrauch natürlicher Ressourcen Einfluss auf das Wohlbefinden von 

Menschen hat, z. B. Verkürzung der Lebenserwartung durch Luftverschmutzung. Der 

Wachstumsbegriff wird demnach weiter gefasst und geht über das reine BIP-Wachstum 

hinaus. Das Strategiepapier sieht demnach primär keinen Widerspruch zwischen Wachstum 

und Umweltschutz - unter der Berücksichtigung des Verbrauches natürlicher Ressourcen. Um 

diesen Einklang möglichst gut zu erreichen, sieht der dritte Abschnitt Investitionen und 

Förderungen von Innovationen vor und beginnt mit seinen politischen Empfehlungen, 

Umweltschutz unter verringerten Kosten zu erreichen. Die Studie macht das u. a. an der 

Entkoppelung von Wirtschaftswachstum und Umweltverschmutzung deutlich. Ein deutliches 

Strategieelement in der Green-Komponente ist die Setzung klarer Preissignale, damit 

Unternehmen und Haushalte ihre Emissionen einschränken und umweltverträglich 

wirtschaften. So schlägt die Studie beispielsweise eine Einführung einer CO2-Steuer oder 

flächendeckenden Emissionshandel vor.233 Daneben führt sie die Ergebnisse einer Umfrage 

unter 10.000 EU-Haushalten aus, wonach unter steigenden Wasserpreisen die Befragten eher 

zu wasser- und energiesparenden Haushaltsgeräten greifen. Die Studie betitelt diese Produkte 

dann durchgªngig als per se Ăgr¿neñ Produkte.234 Bezogen auf die klaren Preissignale kommt 

die Studie hier zu folgendem Ergebnis: Wenn bspw. der Wasserverbrauch messbar ist und 

dieser kostenpflichtig(er) gemacht wird, führt das zur Anschaffung Ăgr¿nerñ Produkte. 

                                                

232 Vgl. OECD 2011, S. 114 
233 Vgl. OECD 2011, S. 40, 41 
234 Vgl. OECD 2011, S. 49 
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Neben Steuern soll ein breiter Instrumentenmix, bestehend aus u. a. Regulierung und 

Informationskampagnen, angewandt werden. Bei den Instrumenten kommt die Studie zum 

Ergebnis, dass die ökonomischen (direkten) Instrumente zu den leistungsstarken gehören, 

den Ăweicherenñ Instrumenten aber grºÇere Aufmerksamkeit geschenkt werden m¿sse.235 

Das bestimmende Strategieelement in der Growth-Komponente ist die effiziente 

Ressourcenallokation. Die Kernthese dabei ist, dass mit der Reduktion von Ressourcen ein 

Strukturwandel einhergeht. Demzufolge gehen in einigen Sektoren Arbeitsplätze verloren, in 

anderen entstehen neue Arbeitsplätze. Aufgabe des Staates ist es, diesen Wandlungsprozess 

möglichst effizient zu gestalten und geeignete Rahmenbedingungen zu setzen. Beispiele 

hierfür sind die Steuerpolitik und der Innovationsarbeitsmarkt. Daneben, und da liegt das 

Strategiepapier sehr nahe bei den Forderungen der EU-Kommission, ist auch die Förderung 

von Innovationen als roter Faden im gesamten Papier ersichtlich, entweder in Form von 

direkter Subventionierung bestimmter Forschungsprojekte oder durch steuerliche Förderung 

(bspw. steuerliches Absetzen von Forschungsaktivitäten). 

Für das Politikfeld Arbeitsmarkt gibt die Strategie die Empfehlung, klar nach der Devise der 

Sicherung von Beschäftigung, aber nicht einzelner Arbeitsplätze, vorzugehen. Übersetzt 

bedeutet das, in welchen Sektoren Beschäftigung entsteht, soll von vornherein offen sein. Es 

wird unter der Rahmensetzung des Staates die bestmögliche Reallokation durch den Markt 

erwartet. 

Auch auf die durch die Green Economy eintretenden Herausforderungen an Bildung und 

Weiterbildung geht die Strategie ein. Das Strategiepapier spricht an vielen Stellen von Ănew 

skillsñ, im Kontext gesehen gr¿nen Fªhigkeiten. Warum? Die Verfasser der Strategie 

formulieren an wesentlichen Stellen mit einer langen Perspektive (50 Jahre und mehr). Damit 

geht einher, dass sie deutlich machen, dass heute noch niemand sagen kann, welche Ăgr¿nenñ 

Innovationstªtigkeiten Beschªftigte in Zukunft aus¿ben werden und welche Ănew skillsñ sie 

dafür benötigen. Das Ziel ist daher, die Bevölkerung mit möglichst allgemeinen, aber 

hochwertigen Fähigkeiten auszustatten. Sollte jedoch die Richtung des Strukturwandels 

deutlich werden, so schlägt die Strategie eine Anpassung der Fähigkeiten dahin vor. 

Im Politikfeld der Finanzen macht die Strategie sehr deutlich, dass Einnahmen durch 

Umweltsteuern der Reduktion von Steuern auf Arbeit zufließen sollen.236 

Die zweite große Strategie im Jahr 2011 sowie das Maßnahmenpaket 2012 und die 

Reportberichte dazu kamen vom Umweltprogramm der Vereinten Nationen (UNEP). Die 

grundsätzliche Idee der Green Economy (GE) wurde bereits auf der Konferenz der Vereinten 

Nationen zu Umwelt und Entwicklung im Jahr 1992 thematisiert. Die Initiative zur Neuauflage 

der GE startete das UNEP 2008 mit dem Ziel, eine ökonomische Begründung für Investitionen 

in die Umwelt zu liefern. Das UNEP definiert die GE als eine Art des Wirtschaftens, die das 

menschliche Wohlergehen steigert und soziale Gleichheit sicherstellt, während gleichzeitig 

Umweltrisiken verringert und die Knappheit ökologischer Ressourcen berücksichtigt werden: 

Ă[GE] improved human well-being and social equity, while significantly reducing environmental 

risks and ecological scarcitiesñ.237 In einer anwendungsorientierteren Definition ist eine GE 

                                                

235 OECD 2011, S. 49, 50 
236 Vgl. OECD 2011, Bundesregierung 2011 
237 UNEP 2011, S. 16 
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eine Volkswirtschaft, in der das Wachstum von Einkommen und Beschäftigung angetrieben 

wird durch Investitionen, die Kohlenstoffemission reduzieren und Umweltschutz erhöhen, 

sowie Energie und Materialeffizienz steigern und den Aufbau von natürlichem Kapital 

fördern.238 

Das UNEP hat über zwei Jahre in Zusammenarbeit mit Experten, Institutionen, Industrie und 

weiteren interessierten Kreisen, wozu insbesondere Internationale Arbeitsorganisationen 

gehören, den Report angefertigt. 

Entgegen der Theorie, dass Umweltschutz auf Kosten des Wirtschaftswachstums geht, 

beschreibt der Bericht die Green Economy als einen potenziellen Motor für 

Wirtschaftswachstum, als eine Strategie zur Arbeitsplatzerhaltung und -schaffung und als eine 

Strategie zur Armutsbekämpfung. Im Zentrum stehen eine Umverteilung von Kapital - von 

sowohl privaten wie auch öffentlichen Mitteln - und die gezielte Investition in eine Reihe von 

Schlüsselsektoren, die den Übergang zu einer ökologischen Marktwirtschaft voranbringen 

können. Das Green-Economy-Konzept setzt sich mit drei grundlegenden Begriffen einer 

Volkswirtschaft auseinander: Investition, Wachstum und Beschäftigung. Die Sektoren, die im 

Bericht im zweiten Teil einer näheren Betrachtung unterzogen werden, sind Landwirtschaft, 

Fischerei, Wasser, Wald, erneuerbare Energien, Produktion, Abfall, Gebäude, Transport, 

Tourismus und Städte. Demnach geht der Bericht von der Annahme aus, dass Investitionen 

in die Umwelt ï zusätzlich zu den erwarteten Umweltverbesserungen ï positive, 

gesamtwirtschaftliche Ergebnisse liefern. Der Bericht verfasst entsprechend ein 

Sektorenmodell, in dem Rückkopplungseffekte und Bestände an natürlichen Ressourcen 

berücksichtigt und bereits existierende Prognosen aus anderen internationalen Berichten 

repliziert werden. 

Nach der Beschreibung der elf Sektoren mit Problembeispielen, Handlungsempfehlungen und 

Finanzierungsmöglichkeiten (Steueranreizen, zeitlich limitierten Zuschüssen oder verbilligten 

Krediten) erfolgt im dritten Teil des Reports eine quantifizierte Prognosemodellierung. Das 

Modell versucht die Auswirkung von einer zusätzlichen jährlichen Investition in die 

Weltwirtschaft über den Zeitraum von 2011 bis 2050 darzustellen. Der Übergang zu einer GE 

sei möglich, wenn bis 2050 jährlich zwei Prozent (ungefähr 1,3 Billionen US-Dollar) des 

weltweiten Bruttoinlandsprodukts (BIP) in die obenstehenden Schlüsselsektoren investiert 

würden. Gegenübergestellt werden die Ergebnisse des Ausgangsszenarios ï ohne 

wesentliche Veränderungen der politischen und sonstigen externen Rahmenbedingungen ï 

und die Ergebnisse des Green Economy Szenarios, in dem zwei Prozent des weltweiten 

Bruttoinlandsprodukts gezielt in die elf genannten Schlüsselsektoren investiert werden. 

Die finanzielle Reallokation soll vorwiegend in den Ausbau der ökologischen Landwirtschaft 

und die Energieerzeugung aus erneuerbaren Energien fließen. Weiterhin sollen Maßnahmen 

verfolgt werden, die die Effizienz von Wasserversorgung und Energieeffizienz in Gebäuden 

erhöhen, desweiteren Aufforstungsmaßnahmen sowie der Ausbau des öffentlichen Verkehrs 

und der Abfall- und Kreislaufwirtschaft. Daneben ist die Reduktion der Fangflotten in der 

Fischerei erklärtes Ziel. 

                                                

238 Vgl. Bundesregierung 2011, S. 21, siehe auch Deutscher Bundestag 2011 
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Die Szenarienergebnisse zeigen, dass die Investitionen ein wirkungsvoller Antrieb für den 

Übergang zu einer kohlenstoff- und schadstoffarmen Wirtschaft sind, die fossile 

Energiequellen durch andere Technologien ersetzt, eine ressourcenschonende Weltwirtschaft 

erzeugt und zugleich neue Arbeitsplätze schafft. Mit den Investitionen werden ungefähr nach 

fünf Jahren höhere Wachstumsraten erzielt als in den Ausgangsszenarien. Es kommt zu 

einem Zugewinn an natürlichen Ressourcen, zu einem Anstieg des weltweiten 

Bruttoinlandsprodukts und des Bruttoinlandsprodukts pro Kopf, zur langfristigen Reduzierung 

der Armut, indem natürliche Ressourcen, wie z. B. Fisch- und Waldbestände, geschützt 

werden, die die Lebensgrundlage für Menschen in ärmeren Staaten bilden. Diese Art des 

Wachstums ist geprägt durch eine deutliche Abkopplung der Wirtschaft von Einflüssen auf die 

Umwelt. 

Das Verhältnis von ökologischem Fußabdruck zur Biokapazität geht der Prognose zufolge bis 

2050 von dem gegenwärtigen Stand von 1,5 auf weniger als 1,2 zurück,239 was der Nähe von 

1,0 entspricht, die für Nachhaltigkeit definiert ist. Die weltweite Energienachfrage geht den 

Szenarien zufolge zunächst noch nach oben, fällt mittelfristig und liegt dann aufgrund von 

deutlichen Errungenschaften im Bereich der Energieeffizienz etwa 40 Prozent unter dem 

Ausgangsszenario. Die energiebedingten CO2-Emissionen gehen gegenüber dem Wert von 

heute bis 2050 um etwa ein Drittel zurück. Dadurch soll es möglich sein, die CO2-Konzentration 

in der Atmosphäre unter 450 parts per million (ppm) zu halten, so dass die Erderwärmung auf 

plus 2° Celsius eingeschränkt werden kann.240 

Alleine durch die Abschaffung von umweltschädlichen Subventionen in den Bereichen 

Energieversorgung, Wasser, Fischerei und Landwirtschaft könnte bereits ein Betrag von ein 

bis zwei Prozent des weltweiten BIP eingespart werden, der in den Übergang zu einer GE 

investiert werden könnte. 

Zusammengefasst zeigen die Ergebnisse der UNEP-Strategie, dass in einer GE Arbeitsplätze 

und wirtschaftlicher Fortschritt entstehen, während die Risiken des Klimawandels, einer 

zunehmenden Wasserknappheit sowie die Verluste von Ökosystemdienstleistungen verringert 

werden. Als Finanzierungsquelle wird vornehmlich die Abschaffung umweltschutz- und 

ressourcenfeindlicher Subventionen, die sich in gleicher Höhe wie die benötigten Mittel zur 

Etablierung der GE bewegen, angesehen.241 

Sowohl die OECD als auch die UNEP-Studie zeigen, dass es nicht nur um reine 

Wirtschaftsschrumpfungspolitik und Ressourcenschonung geht, sondern dass das Ziel des 

steigenden Ăgr¿nenñ Wachstums und der Armutsbekªmpfung in Entwicklungslªndern ebenso 

anvisiert wird. Die Strategieberichte zeigen auch, dass die Green Economy bereits vollzogen 

wird und Neuinvestitionen in umweltfreundliche Energien und Technologien in Höhe von 180 

bis 200 Mrd. US-Dollar 2010 getätigt wurden. Die Berichte zeigen aber auch, dass diese 

Investitionen immer mehr von Nicht-OECD-Ländern getätigt werden. Sie weisen zudem 

deutlich darauf hin, dass diese von internationalen Organisationen verfassten Strategien von 

den nationalen Regierungen umgesetzt werden müssen. Den nationalen Regierungen kommt 

die Schlüsselrolle zu. Sie müssen Ziele vorgeben und ordnungsrechtliche 

                                                

239 Vgl. UNEP 2012b, S. 518 
240 Vgl. UNEP 2011, S. 206 
241 Vgl. UNEP 2011, Bundesregierung 2011, Deutscher Bundestag 2011 
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Rahmenbedingungen und Anreize schaffen. Die Berichte geben nur generelle 

Handlungsempfehlungen für die Nationalstaaten. Und letztlich zeigen sie auch, das durch die 

bisherigen Messgrößen Bruttoinlandsprodukt und Bruttosozialprodukte eine Fehlallokation 

von Kapital zu verzeichnen ist. 

4 Fazit   

Die Kapitel zur Umweltpolitikhistorie, zum Umweltrecht und zur umweltpolitischen Steuerung 

haben einen Einblick in die Problemstellung und Herausforderung instrumenteller Steuerung 

im produktbezogenen Umweltschutz gegeben. Dabei wurde deutlich, dass der Schutz der 

Umwelt aufgrund seines hohen Öffentlichkeitsgrades per se schwer fällt, der Staat aber durch 

das Rechtsstaatprinzip auf der Grundlage verfassungsrechtlich erlassener Gesetze dazu 

verpflichtet ist, Verantwortung für die natürlichen Lebensgrundlagen dieser und zukünftiger 

Generationen zu übernehmen und die Umwelt zu schützen. Um der Verantwortung gerecht zu 

werden, fokussierte die frühe Umweltschutzpolitik zunächst ihre Handlungen auf Ge- und 

Verbote zur Entwicklung einer nachsorgeorientierten Umwelttechnik. In den letzten beiden 

Jahrzehnten wandelte die Umweltschutzpolitik ihr Vorgehen, so dass heute die Entwicklung 

von Instrumenten zur Erreichung von vorsorgeorientierten Umweltschutzmaßnahmen im 

Vordergrund steht. Dieser Paradigmenwechsel war notwendig geworden, da eine Reihe von 

neuen Umständen und Veränderungen eintraten. Die auffälligsten waren zum einen, dass der 

umweltpolitische Handlungsdruck zum Schutz der Elemente Luft, Boden und Wasser geringer 

geworden war, da in Europa durch die nachsorgeorientierte Umwelttechnik, u. a. in Form von 

Filtern und Emissionsminderungen, das Schadniveau sank und zudem schadstoffreiche 

Produktion ins Ausland verlagert wurde. Zweitens konnte bezogen auf den Produktbereich 

nachgewiesen werden, dass schon in den Phasen von Produktdesign und Entwicklung die 

maßgeblichen Umweltauswirkungen terminiert werden und ein Einwirken in diese Phasen 

große Erfolgschancen versprach.242 Unter der Federführung der EU-Generaldirektion wurde 

aus diesen Erkenntnissen heraus der systematische Ansatz der integrierten Produktpolitik 

entwickelt. Durch den in der integrierten Produktpolitik resultierenden Formwandel staatlicher 

Machtausübung im Produktbereich war der Staat jedoch zusehends auf ein kooperatives 

Verhalten der Adressaten angewiesen, da die integrierte Form der Steuerung im 

Produktbereich umfangreiches Wissen über Stoffe zur Produktherstellung, 

Produktionsprozesse, Produkte und Innovationspotenziale voraussetzt und nur die Hersteller 

über Zugang zu diesen Daten verfügen. Insbesondere dieser Umstand führte im 

produktbezogenen Umweltschutz zur Ausweitung kooperativer Steuerung und legitimiert 

seither die Adressaten zur aktiven Beteiligung bei der Festlegung der Umweltschutzniveaus. 

Infolge dieser Politikstiländerung zeigte sich auch, dass Akteure, die zum Beginn 

umweltpolitischer Steuerung nur wenig beteiligt waren, nun von ihrem Partizipationsrecht 

Gebrauch machten und stärker Einfluss nahmen. Dieser Öffnungsprozess staatlicher 

Machtausübung und der damit einhergegangene gegenseitige Annäherungsprozess führt 

heute zu einer kooperierenden und integrierten Produktpolitik, bei der davon ausgegangen 

                                                

242 Neben diesen beiden sehr relevanten Erkenntnissen waren noch eine Reihe von weiteren treibend, u. a., dass 
sich die Produktherstellung zusehends nach Asien verschob, was zu einer generellen Veränderung der 
Handlungsoptionen führte, da der direkte Zugriff per Gesetz in diesen Ländern nicht mehr möglich war. Oder dass 
sich der Problemdruck durch die wachsende Anzahl an Elektroschrott vergrößerte. Daneben zwang das erklärte 
Ziel der Schaffung eines EU-Binnenmarktes zu Veränderungen.  
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wird, dass durch eine verstärkte Einbindung der Adressaten ihr Umweltbewusstsein gestärkt 

sowie ihre Bereitschaft zur Kooperation erhöht wird und durch die gemeinsame 

Aufgabenteilung zentrale Umweltschutzniveaus erfolgreich erreicht werden. 

Lenkt man den Blick auf die thematische Ausrichtung dieser kooperierenden und integrierten 

Produktpolitik, so lässt sich feststellen, dass sich die heutigen politischen 

Steuerungsinstrumente neben der Gefahrenabwehr verstärkt dem Bereich der 

Energieeffizienz im Produktbereich widmen. Diese Fokussierung erscheint aus mehrerlei 

Gründen logisch. Zum einen gehört die Energieverbrauchsreduzierung zu den identifizierten 

Handlungsfeldern der internationalen Umweltschutzpolitik, zum andern bietet die 

Energieverbrauchsreduzierung eine Reihe von Vorzügen, die es sinnvoll erscheinen ließen, 

mit ihr zu beginnen. Zu diesen Vorzügen gehört, dass Energieverbrauch leicht, präzise und 

reproduzierbar messbar ist, großes Einsparpotenzial besitzt und dies neben den staatlichen 

Akteuren auch bei Herstellern und Konsumenten auf positive Resonanz stºÇt  infolge der 

Wettbewerbsvorteile und der direkt spürbaren finanziellen Einsparpotenziale.  

Um jedoch dem politisch erklärten Ziel der Betrachtung des gesamten Lebenszyklus von 

Gütern gerecht zu werden und eine Reduzierung der von Produkten ausgehenden 

Umweltauswirkungen zu bewirken, bedarf es einer Neuausrichtung bzw. Ausweitung der 

Betrachtung. Die jetzt politisch in Angriff genommene Ressourcenschutzpolitik im Allgemeinen 

und im Produktbereich im Speziellen wird seit vielen Jahren diskutiert, ohne jedoch bisher 

instrumentelle Formen angenommen zu haben. Die im Kapitel 3.5 aufgelisteten und kurz 

beschriebenen nationalen, europäischen und internationalen Bemühungen zum 

Ressourcenschutz haben in weiten Teilen bisher eher strategischen Charakter und prägen 

das Bild einer ĂKannñ-Gesetzgebung. Im Zentrum der strategischen Bemühungen steht unter 

anderem, die Potenziale zu ermitteln, Ansätze für zielgruppenspezifische 

Ressourceneffizienzpolitiken zu entwickeln, Innovationsorientierung zu fördern, sich 

schrittweise von Primärrohstoffen unabhängig zu machen, das Beschaffungswesen neu 

auszurichten, Subventionen neu zu lenken und Indikatorensets zu entwickeln. Ohne sich an 

dieser Stelle in Details zu verlieren, muss aufgrund des Facettenreichtums beim 

Ressourcenschutz im Produktbereich davon ausgegangen werden, dass eine 

Erfolgsgeschichte, wie sie in einigen Produktgruppen hinsichtlich der Energieeffizienz zu 

beobachten ist, nicht so einfach wiederholt werden kann. Die größten Hindernisse im Vergleich 

dürften in der erhöhten Komplexität, der Nicht-Linearität, lückenhaften Berechnungsmethoden 

und am Fehlen eines Benefiz, wie der geringeren Stromrechnung durch Energieeinsparung, 

liegen. Der steigende Handlungsdruck durch den Zuwachs an in Verkehr gebrachten 

Produkten, die Zunahme von Elektro- und Elektronikschrott und zahlreichen weiteren 

Herausforderungen lassen der Politik jedoch keine andere Wahl, als über Anpassungen und 

Alternativen im Handlungsfeld nachzudenken. 
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Abb. 6 : Gang der Untersuchung . Quelle: eigene Darstellung   
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5 Ansatz und Methode 

Im Kapital C wurden die für das Forschungsvorhaben relevanten Grundlagen 

umweltpolitischer Steuerung im Allgemeinen und für das Forschungsvorhaben im 

instrumentell gesteuerten produktbezogenen Umweltschutz im Speziellen behandelt. Aus der 

resultierenden Problemstellung heraus lässt sich die folgende Fragestellung ableiten.  

ĂWie m¿sste ein ĂEU-Instrumentenmixñ konzipiert sein, der die Marktdurchdringung der  auch 

auf internationaler Ebene  leistungsfªhigsten Produkte und Technologien bewirkt und dabei 

höchstmögliche Material- und Ressourceneffizienz garantiert?ñ 

Die Forschungsfrage lässt sich den Kapiteln entsprechend untergliedern, um die 

verschiedenen Dimensionen besser aufzeigen zu können: 

¶ Analyse und Vergleich von ökologischen Steuerungsinstrumenten im Produktbereich: 

a) Welche ökologischen Steuerungsinstrumente stehen zur Verfügung und b) welche Vor- 

und Nachteile besitzen diese bei der Erzielung von Langfristökonomie im Produktbereich? 

¶ Synchronisation und Weiterentwicklung der ökologischen Steuerungsinstrumente im 

Hinblick auf Material- und Ressourceneffizienz im Produktbereich: a) Wie lässt sich die 

Inanspruchnahme von natürlichen Ressourcen im Produktbereich verringern und b) wie 

müsste der Instrumentenmix konzipiert sein, um den Verbrauch natürlicher Ressourcen zu 

begrenzen?ñ 

Frage 1a wird in Kapitel 6 beantwortet. Hierfür werden die Instrumente im Produktbereich 

umfangreich beschrieben, um dem Leser einen weitreichenden und spezifischen Überblick für 

jedes Instrument zu geben. Die Antwort auf die Frage 1b wird in Kapitel 7 und darüber hinaus 

in Kapitel 9 beantwortet. Besonders in Kapitel 7 wird auf die Leistungsfähigkeit der jeweiligen 

Instrumente eingegangen, was wiederum Auskunft über ihre Vor- und Nachteile vermittelt. Zur 

Beantwortung der Fragen 2a und 2b wurden Informationserhebungen durchgeführt, worauf im 

Anschluss folgend ausführlich eingegangen wird. 

Nach Auswahl und Beschreibung der Instrumente folgt in Kapitel 7 die Instrumentenbewertung 

bzw. Evaluierung. Über die Vor- und Nachteile hinaus werden die Instrumente anhand eines 

Kriterienkatalogs bewertet. Dieser weiterentwickelte Kriterienkatalog sieht eine Bewertung vor 

anhand der Kriterien Effektivität, Effizienz, Material- und Ressourcenschonung, 

Innovationskraft, Praktikabilität, Flexibilität, Wirkungsverzögerung, Harmonisierung und 

Akzeptanz.  

Das Forschungsvorhaben an sich legitimiert sich aus der Diskussion, in der von Experten 

verschiedener wissenschaftstheoretischer Positionen als eine der gegenwärtigen 

Herausforderungen herausgestellt wird, dass der Bedarf an umweltpolitischer Steuerung 

gestiegen ist, die vorausgegangen Steuerungsformen sich aber in expandierender Weise als 

mangelhaft erwiesen haben. Insbesondere für den Schutz des Naturkapitals wird konstatiert, 

dass es einen stetig ansteigenden Steuerungsbedarf gibt, der nicht durch evolutionäre 

Mechanismen des Marktes ersetzt werden kann, sondern geeignete Institution für 
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gesamtgesellschaftlich verbindliche Entscheidungen Sorge tragen müssen, in modernen 

Industriegesellschaften dem Staat dabei die führende Rolle zuteilwird.243 

5.1 Instrumentenanalyse 

Um die Bewertung bzw. Evaluierung in dieser als erweiterte Politikfeldanalyse (instrumentelle 

Produktpolitikfeldanalyse) konzipierten Forschungsarbeit durchführen zu können, wurde für 

das Forschungsvorhaben auf einschlägige Literatur zurückgegriffen, Forschungsvorhaben des 

Umweltbundesamtes herangezogen und Interviews mit Experten und Entscheidungsträgern 

durchgeführt. Der für dieses Vorhaben gewählte Ansatz besteht aus einer Kombination von 

Elementen der Umweltpolitikanalyse und der Diskussion zur staatlichen Steuerung mit dem 

Schwerpunkt Vergleichsuntersuchung und -bewertung.  

Im weiten Feld der Umweltpolitikanalyse ist für dieses Forschungsvorhaben vorwiegend die 

Politikfeldanalyse (Ăpolicy analysisò) im Sinne von Politiksteuerungsinstrumenten vorrangig. 

Für dieses Forschungsvorhaben ist nicht von zentraler Bedeutung, wie Instrumentenpolitik in 

Gang kommt, welches Instrument sich durchsetzt und warum, sondern vielmehr, wie die 

bestehenden Instrumente miteinander harmonisieren und Ziele erreichen. Die prozedurale 

Entstehung eines Instrumentes ist lediglich in der zeitlichen Dimension interessant, nämlich 

dann, wenn aufgezeigt werden soll, wie lange einzelne Instrumente von der Idee über die 

Formulierung bis hin zum Inkrafttreten benötigen. Aus dieser Annahme ergibt sich für das 

Forschungsvorhaben nicht die Notwendigkeit, eine reflektierte Analyse des Drei-Dimensionen-

Schemas244 durchzuf¿hren, sondern die Reduktion vorwiegend auf die Ăpolicy analysisñ 

vorzunehmen.245 Der Schwerpunkt des Forschungsvorhabens liegt demnach auf der 

inhaltlichen Dimension von Politik und ihren Steuerungsinstrumenten im Produktbereich. Es 

wird also nach den tatsächlich erfolgten Auswirkungen (Implantation und Vollzug) der 

Instrumente und deren Wirkung (Evaluation) gefragt, um schlussfolgernd 

Synchronisationspotenzial und Instrumentenverbesserungsprozesse aufzuzeigen. 

5.2 Instrumentenauswahl 

Für das Forschungsvorhaben werden sieben umweltpolitische Instrumente im Produktbereich 

untersucht. Dabei handelt es sich um drei direkte Instrumente mit der 

Energieverbrauchskennzeichnung, Ökodesign-Richtlinie und dem ElektroG und vier indirekte 

Instrumente mit der freiwilligen Produktkennzeichnung, umweltfreundlichen öffentlichen 

Beschaffung, Selbstverpflichtungen & Umweltabsprachen sowie Subventionen & Kampagnen 

& Initiativen. Die vier letztgenannten Instrumente fallen immer wieder in die Diskussion 

Ăneuererñ Instrumente in der Umweltpolitik und die breit gef¿hrte Diskussion lªsst zuweilen den 

Eindruck entstehen, in der produktbezogenen Umweltpolitik würde heute überwiegend mit 

                                                

243 Vgl. Offe 1987, S. 309 ff., Endres 1994, S. 48, Weidner 1996, S. 90, Michaelis 1996, S. 12 ff., Renate Mayntz 
1996, S. 149 ff., Costanza 2001, S. 216 ff., Jänicke et al. 2003, S. 74, 75, Liedtke 2005, S. 12, Radermacher und 
Herlyn 2012, S. 281 ff. 
244 In den Politikwissenschaften im englischen Sprachgebiet werden seit langem die drei Ebenen des 
ĂPolitischenñ unterschieden in Ăpolityñ, Ăpoliticsñ und Ăpolicyñ 
245 Im Sinne von Ăpolicyñ. Die politikwissenschaftliche Gesellschaftstheorie spricht vom Drei-Dimensionen-
Schema zwischen politischen Institutionen Ăpolityñ, politischen Prozessen Ăpoliticsñ und Politikinhalten Ăpolicyñ, vgl. 
Schmidt 1985, S. 139, Jänicke et al. 2003, S. 50.  Policy ist ein Kürzel für die inhaltliche Dimension von Politik. 

Inhaltliche Handlungsprogramme, die von politischen Akteuren und Instanzen verfolgt werden, sowie Resultate 
von politischen Willensbildungs- und Entscheidungsprozessen, die im Erg. zu einem bestimmten Instrument 
führen. Vgl. Rohe 1994 
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indirekten (neuen) Instrumenten gearbeitet.246 Wäre dem so, könnte es die Schlussfolgerung 

nahelegen, sich weitgehend auf diese Art der Instrumente bei der Untersuchung zu 

beschränken. Jedoch machen EPPLER und BÖCHER/TÖLLER in ihren vorangegangenen 

Untersuchungen deutlich, dass zum einen die als Ăneuñ interpretierten kooperativen 

Instrumente gar nicht neu sind247, sondern eine lange Tradition besitzen, und zum zweiten der 

wesentliche Teil der umweltpolitischen Gesetze immer noch aus ordnungsrechtlichen Ge- und 

Verboten, Grenzwerten, Genehmigungsverfahren etc. besteht,248 folglich die Möglichkeit des 

Staates, autoritativ zu intervenieren, immer noch im Mittelpunkt der instrumentellen Steuerung 

steht. RITTBERGER/RICHARDSON bekräftigen in ihrer Untersuchung zudem, dass dies 

insbesondere für die instrumentelle Umweltpolitik der EU gilt.249 Unbestritten ist in dem 

Zusammenhang, dass es u. a. durch die im Grundlagenteil der Forschungsarbeit 

beschriebenen Paradigmenwechsel staatlicher Steuerung zu einer Zunahme ökonomischer 

Instrumente gekommen ist. Insbesondere die integrierte Produktpolitik hat durch ihren 

Formenwandel staatlicher Machtausübung dazu beigetragen, da es die Logik ökonomischer 

Instrumente ist, dass produktbezogener Umweltschutz vorrangig dort betrieben werden soll, 

wo er am günstigsten ist. Für das Forschungsvorhaben führen die Erkenntnisse dazu, sich bei 

der Untersuchung sowohl mit den direkten wie auch mit den indirekten 

Steuerungsinstrumenten im Produktbereich zu beschäftigen.  

Das demzufolge breit angelegte Untersuchungsschema wird insbesondere noch dadurch 

gestützt, dass in der Realität umweltpolitische Instrumente selten in ihrer Reinform auftreten. 

Vielmehr ist gerade in der instrumentell gesteuerten Umweltpolitik die Verwendung von 

Hybriden, also Mischformen verschiedener Instrumente, sowie Kombinationen mehrerer 

Instrumente zur Lösung eines umweltpolitischen Problems die Regel.250         

Die getroffene Auswahl der sieben Instrumente stützt sich auf durch Fachkreise anerkannte 

Relevanz. Allen Instrumenten wird zugesprochen, dass von ihnen Lenkungsimpulse auf 

Produkte ausgehen. Wie stark diese ausfallen, ist fraglich, kann in den Hybriden zuweilen nicht 

zweifelsfrei nachgewiesen werden und schwankt in Bezug auf direkte und indirekte 

Instrumente. 

5.3 Methodische Vorgehensweise bei der Informationserhebung zur 

Bewertung der Instrumente  

Bei der Informationserhebung zur Bewertung wurde auf Fachliteratur sowie mündlich 

durchgeführte Befragungen (Interviews) zurückgegriffen. Daneben fand zuweilen 

Sekundärliteratur in deutscher und englischer Sprache aus Fachzeitschriften, Tagespresse 

und Pressemeldungen, Eingang. Des Weiteren wurden fachbezogene Publikationen 

unterschiedlicher Institutionen wie Industrieverbände, Einzelunternehmen sowie gewerblich 

erstellte Statistiken herangezogen und ausgewertet. Keines der Dokumente unterlag einem 

                                                

246 Vgl. u. a. Böcher und Töller 2012, S. 83; Eppler 2010, S. 155; Jordan et al. 2005;   
247 Kooperative und informationsbasierte Instrumente gibt es in der deutschen und europäischen Umweltpolitik 
schon seit den 1970er Jahren ergänzend, wobei hier bestimmte Moden auszumachen sind: Mitte der 1990er 
Jahre wurden bspw. Umweltvereinbarungen geradezu exzessiv verwendet, um danach weitgehend in der 
Versenkung zu verschwinden. Informatorische Instrumente zur Steigerung der Transparenz genießen in 
Schwankungen eine gewisse Steigerung.  Siehe ausführlich in Töller 2012, Töller 2008 
248 Vgl. Eppler 2010, S. 155 ff. und Böcher und Töller 2012, S. 83 ff. 
249 Vgl. Rittberger und Richardson 2003 
250 Siehe dazu in Böcher und Töller 2012, S. 83ï84, Jacob und Jörgens 2011; Salamon 2002a, S. 21 ff. 



D   Forschungsdesign und methodische Vorgehensweise 

 

71 

offiziellen Sperrvermerk. Auf Dokumente, die zur persönlichen Wissenserweiterung dienten, 

aber nicht der Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt werden sollten bzw. dürfen, wurde bei der 

Verschriftlichung nicht zurückgegriffen. Die Dokumentenanalyse erfolgte durch 

systematisches Lesen, Markieren und Dokumentieren der Quellen in Form von Autor, 

Herausgeber, Titel, Datum und, soweit möglich, Seitenangabe. Bei der Akquise zur 

Auswertung der Quellen waren Mitarbeiter des Umweltbundesamtes, der Universität 

Leuphana und des Fraunhofer Instituts, weitere Personen des Wissenschaftsbereichs, 

ehemalige Arbeitskollegen des Wirtschaftsbereichs und Privatpersonen behilflich.251 

5.4 Qualitative Interviewforschung 

Die 51 durchgeführten Interviews mit 37 Interviewpartnern fanden von Mai 2012 bis Februar 

2013 statt.252 Bei den befragten Personen handelt es sich um ausgewiesene Experten und 

Entscheidungsträger, die ein weites Spektrum des umweltpolitischen Akteurfeldes abdecken. 

So wurden neben Mitarbeitern der EU-Kommission und des Umweltministeriums (BMU) auch 

Mitarbeiter der beiden Bundesämter Umweltbundesamt und Bundesamt für Materialforschung 

und -prüfung befragt. Zusätzlich wurden Experten und Entscheidungsträger aus der 

Wissenschaft, Befragungsinstituten, Kommunalverwaltungen, Hersteller, Herstellerverbände, 

Verbraucherzentrale und selbstständige Berater interviewt. Die befragten Personen verfügen 

ausnahmslos über weitreichendes Wissen zu dem bzw. den jeweiligen Instrument(en). 

Hinsichtlich der ordnungsrechtlichen Instrumente arbeiteten die befragten Experten und 

Entscheidungsträger an der Erstellung und Umsetzung mit, was sie zu besonders geeigneten 

Personen für die Interviewbefragung machte. Die ausgewählten Interviewpartner der 

indirekten Instrumente zeichneten sich dadurch aus, dass sie umfangreiche Erfahrung im 

jeweiligen Instrumentenbereich aufwiesen, teilweise mehrfach Fachbeiträge veröffentlichten 

und bezogen auf die Industrievertreter neben ihrer Funktion in Unternehmen für den jeweiligen 

Fachverband tätig waren im Akteurfeld. Über diese instrumentenspezifische Befragung der 

Experten und Entscheidungsträger hinaus fand zusätzlich eine Befragung von Personen statt, 

die über zusätzliches Wissen in der ökologischen Produktsteuerung verfügen. Abschließend 

wurden zwei Interviews geführt mit international anerkannten Wissenschaftlern, die im 

produktbezogenen Umweltschutz über mehr als drei Jahrzehnte Wissenschafts- und 

Lehrerfahrung verfügen. Diese Interviews wurden mit dem Ziel geführt, neben der Betrachtung 

der Einzelinstrumente auch einen Überblick über mehrere Jahrzehnte umweltpolitischer 

Produktsteuerung zu bekommen. Anders als beim klassischen Leitfadeninterview, bei dem ein 

Leitfaden für alle Interviewteilnehmer entwickelt wird, fanden für dieses Forschungsvorhaben 

die Interviews vorwiegend nach den jeweiligen Instrumenten ausgerichtet statt. Das bedeutet, 

dass für jedes der sieben Instrumente ein halbstandardisierter, semistrukturierter Fragebogen 

entwickelt wurde. Für die Befragung der Experten zu Querschnittsfeldern (bspw. Rebound-

Effekt, Obsoleszenz, Blue Economy, Cradle to Cradle) wurden nichtstandardisierte 

                                                

251 Kollegen und unterstützende Mitarbeiter in Forschungseinrichtungen: Fraunhofer Inst., Wuppertal Inst., Otto-
Suhr-Inst., OECD, SERI Wien, CO2-Online Statistik&Research, Ökopol, Association Internationale pour I'Etude de 
I'Economie de I'Assurance, Aachener Stiftung Kathy Beys. Darüber hinaus in Ministerien und 
Umweltdienststellen: BMU, BMWi, EPA, METI 
252 In Unternehmen, aber auch staatlichen Behörden und Einrichtungen, werden Instrumente wie die Ökodesign-
Richtlinie und die Energieverbrauchskennzeichnung teilweise von identischen Personen betreut. Daher wurden 
Interviews mit identischen Personen über unterschiedliche Instrumente geführt. Auch die befragten Politiker im 
EU-Parlament und Branchenexperten konnten zu mehreren Instrumenten befragt werden. 
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Fragebögen entwickelt, bei denen jedoch auch Fragen der halbstandardisierten Fragebögen 

angewandt wurden. Bei der Instrumentenbefragung wurde etwa die Hälfte der Fragen auf das 

jeweilige Instrument zugeschnitten entwickelt, die andere Hälfte der Fragen waren i. d. R. 

Fragen, die losgelöst vom jeweiligen Instrument entwickelt wurden. Zudem wurden einzelne 

Fragen auch individuell auf Personen und ihre jeweiligen Aufgaben im Akteurfeld 

ausgearbeitet. Die Dauer der Interviews lag meist bei zwei bis drei Stunden, längere Interviews 

von bis zu acht Stunden wurden über zwei bzw. drei Tage geführt. In der Regel war der 

Interviewpartner alleine, vier Interviews wurden in Begleitung durchgeführt, wobei drei davon 

mit passiven Begleitern geführt wurden, die dann die Funktion des Pressesprechers oder 

Justiziars hatten. Der dabei geführte Gesprächsverlauf wurde digital aufgezeichnet und für die 

spätere Transkription durch handschriftliche Notizen ergänzt. Die Interviewpartner füllten eine 

Datenschutzerklärung aus. Darin wurde die anonyme Behandlung der Interviewdaten 

zugesichert.253 In Ausnahmefällen wurde den Interviewpartnern der gesamte Fragebogen oder 

eine ausgewählte Anzahl von Fragen zugesandt. Zu einer schriftlichen Beantwortung der 

Fragen ist es nicht gekommen. Die Rücklaufquote betrug nahezu 100 Prozent, was darauf 

zurückzuführen ist, dass viele der Kontakte schon im Vorfeld des Forschungsvorhabens 

geknüpft worden sind. Dieses transdisziplinär ausgedehnte Netzwerk aus kollegialen 

Bekanntschaften führte dazu, dass auch aufgeschlossene Industrieunternehmensvertreter 

sich aktiv ins Forschungsvorhaben einbrachten. 

Für die ausgewählten ordnungspolitischen Instrumente Ökodesign-Richtlinie, 

Energieverbrauchskennzeichnung und ElektroG standen für Interviewdurchführung Vertreter 

des Staates, eines Befragungsinstitutes, unterschiedlicher Hersteller sowie Verbandsvertreter 

zur Verfügung. Für die ausgewählten indirekten Instrumente umweltfreundliche öffentliche 

Beschaffung, Selbstverpflichtung/Umweltabsprachen und Förderprogramme/Kampagnen 

standen Vertreter des Staates, kommunaler Verwaltungen, Hersteller, Verbandsvertreter, 

Wissenschaftler, Berater und Verbraucherschützer zur Verfügung. Für Querschnittsthemen 

wie Obsoleszenz, Rebound-Effekte und nachhaltige Ökonomie standen selbstständige 

Berater und Wissenschaftler zur Interviewdurchführung zur Verfügung. Eine gleiche Verteilung 

der Interviewpartner je Instrument war dabei nicht vorgesehen. Dies ergibt sich aus 

vorwiegend zwei Umständen. Erstens ist die Anzahl der mit ordnungspolitisch wirkenden 

Instrumenten beauftragten Personen auf Staatsseite wesentlich größer als mit indirekt 

wirkenden Instrumenten. So gibt es beispielsweise keine direkt beauftragten Personen für 

Selbstverpflichtungen im Produktbereich, sondern nur Personen, die beispielsweise 

Selbstverpflichtungen innerhalb der Ökodesign-Richtlinie betreuen. Zweitens erweisen sich 

die bevorstehenden Novellierungsmaßnahmen in der Ökodesign-Richtlinie, der 

Energieverbrauchskennzeichnung und dem ElektroG als prädestiniert, den Fokus auf diese 

ordnungspolitischen Instrumente zu legen.  

5.5 Interviewdurchführung 

Das Durchführen von sonst üblichen Pretest-Interviews ist weitestgehend ausgeblieben, 

lediglich zwei Pretest-Interviews wurden durchgeführt, um ein Gespür für die 

Aufmerksamkeitsspanne des Interviewpartners zu bekommen. Zum einen besteht beim 

                                                

253 Neben mir liegen dem Erstgutachter Prof. Dr. Harald Heinrichs und dem Zweitgutachter Dr. Harry Lehmann 
die Gesamtdaten der Interviewdurchführung vor.  
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Interviewführer Erfahrung im Durchführen von Interviews, zum anderen hätten durch dieses 

Vorgehen sieben unterschiedliche Leitfadeninterviews getestet werden müssen. Die gewählte 

Vorgehensweise führte dazu, dass vermeintlich besonders aussagekräftige Personen ans 

Ende der jeweiligen Interviewreihe platziert wurden. Auch machte die weitestgehend 

semistrukturierte Form der Leitfäden eine Pretest-Phase eher überflüssig. Die für 

Leitfädeninterviews üblichen Auflockerungsfragen konnten für etwa die Hälfte der 

Interviewpartner entfallen, da bereits ein mehrjähriges Vertrauensverhältnis bestand. Dieses 

machte es zudem möglich, dass die Hälfte der Interviews über Telefon stattfinden konnte, 

ohne dass signifikante Verhaltensänderungen oder unterschiedliche Ergebnisse zu erwarten 

waren. 

Die Kenntnis des Interviewführers innerhalb der ausgewählten Instrumente, durch intensive 

Einarbeitung und mehrjährige Verfolgung des Fachdiskurses machte es möglich, neben der 

standardmäßigen Abfrage des Leitfadens auch fortschreitend erörternde Dialoge innerhalb der 

Interviewdurchführung vorzunehmen. Durch dieses Vorgehen wurden einzelne Interviews in 

Sequenzen unterteilt.  

5.6 Leitlinien zur Interviewdurchführung 

Die Interviews mit den Experten und Entscheidungsträgern des jeweiligen Instruments 

erfolgten in thematischen Blöcken. Zuerst wurden Fragen aus der in Kapitel C behandelten 

Theorie gestellt. Danach wurden Fragen zum jeweiligen Instrument gestellt. Der dritte 

thematische Block an Fragen war stark von der jeweiligen Person und dem im Instrument 

verfolgten Arbeitsspektrum abhängig. So gibt es beispielsweise staatliche Vertreter, die die 

Beaufsichtigung über das Gesamtverfahren eines ordnungspolitischen Instrumentes haben, 

wohingehend ihre Kollegen entweder für die juristische Ausarbeitung zuständig sind oder nur 

spezielle Teilbereiche betreuen. Dies machte eine Differenzierung und Spezialisierung der 

Fragen erforderlich. 

Um die Interviewpartner zu schützen, werden sie im gesamten Forschungsvorhaben mit einem 

Personen-Code versehen. Dies ist erforderlich, da es für einige vorwiegend im Staatsdienst 

beschäftigte Personen klare Regularien im Umgang mit Interviews gibt. Zusätzlich wurde die 

Anonymisierung gewählt, da es in diesem Forschungsvorhaben nicht um die Abfrage von 

Hausmeinungen und Standpunkten der jeweiligen Bundesbehörde geht, sondern um die 

Abfrage der Expertise der beschäftigten Experten und Entscheidungsträger. Durch die 

gewählte Anonymisierung besteht keine Vergleichbarkeit der Interviewaussagen mit der 

jeweiligen Hausmeinung. Die Codierung der Interviewpartner soll auch vor etwaigen 

persönlichen Konsequenzen schützen. Die Interviewpartner erklärten sich damit 

einverstanden, dass die Inhalte des Gespräches für das Forschungsvorhaben, daraus 

entstehende Publikationen und Lehrveranstaltungen genutzt werden dürfen.254 Auf die 

Personendaten haben der Erst- und Zweitgutachter Zugriff. Tab. 1 zeigt eine Übersicht der 

ausgewählten Instrumente im Produktbereich sowie die Zuordnung der Interviewpartner für 

ein bzw. mehrere Instrumente. 

 

                                                

254 Inhalte und Ausführungen, die aus dem Interview mit Prof. Dr. Michael Braungart entstammen, werden auf 
seinen expliziten Wunsch hin nicht anonymisiert. Prof. Dr. Michael Braungart trägt die Codierung Ą X4 
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Tab. 1 : Personen - Codes der Interviewpartner  

Instrument: Code des Interviewpartners: 

Produktkennzeichnung L1, L2, E1, E2, E3, E4, E5, E6, P1, P2, P3 

Energieverbrauchskennzeichnung  H1, H2, H3, H4, H5, E1, E2, E3, E4, E5, E6, P1, 

P2, P3, X7, X1, X4, X8, X9, L1, L2 

Ökodesign-Richtlinie  E1, E2, E3, E4, E5, E6, H1, H2, H3, H4, H5, X7, 

X1, X4, X8, X9, L1, L2, P1, P2, P3 

ElektroG R1, R2, R3, R4, R5, R6, R7, H3, X2 

Umweltfreundliche öffentliche 

Beschaffung 

G1, G3, G4, G2, L1, L2, X4, P1, P2, P3 

Umweltabsprachen/ 

Selbstverpflichtungen 

E1, E2, E3, E4, E5, H2, H3, R1, R2, R3, R4, E6, 

P3 

Förderprogramme/ 

Kampagnen 

E1, E2, E3, E4, E5, P3, H2, H3 

Querschnittsthemen:  

Rebound-Effekte, Obsoleszenz, 

grüne Ökonomie 

P1, P2, H2, H3, X1, X3, X4, X5, X6, X7, X8, L1 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

5.6.1 Forschungsleitende Interviewfragen 

In der Tab. 2 sind die Forschungsleitenden Fragen aufgeführt. Sie werden durch die zuvor 

erwähnten Individualfragen und Fragen, die während der Interviewdurchführung gestellt 

wurden, ergänzt.  
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Tab. 2 : Forschungsleitende Interviewfragen, Quelle: eigene Darstellung  
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1. Studien wie die Umweltbewusstseinsstudie zeigen, dass beim 

Konsument das gefühlte umweltbewusste Verhalten und das 

gelebte Verhalten weit auseinanderliegen. Ist der Staat durch diese 

Erkenntnis nicht gezwungen, noch stärker hinsichtlich ökologisch 

nachhaltiger Produkte zu steuern? 

K
a

p
it
e

l 

3
.3

  

 
T

h
e

o
ri
e

fr
a

g
e

n
 z

u
 ö

k
o

lo
g
is

c
h

e
r 

P
ro

d
u

k
ts

te
u
e
ru

n
g
 2. Stimmen Sie der Aussage zu, dass Effizienz- und 

Konsistenzstrategien nicht ausreichend sein werden, um die durch 

Produkte erzeugten Umweltprobleme zu lösen, und am Ende nur 

durch konsequent suffizientes Verhalten Nachhaltigkeit erreicht 

wird?  
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3. Der Staat betont in seinen jüngsten Gesetzesregelungen zum 

Umweltschutz vermehrt die Herstellerverantwortung und regelt 

stärker nach dem Verursacherprinzip. Werden die Hersteller zu 

sehr in die Pflicht genommen oder wird ihnen noch zu wenig 

abverlangt?  
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4. Es gibt Produktnachfolger, die jährlich neu erscheinen und die 

jeweilige Produktgruppe stark verändern. Politische 

Novellierungsmaßnahmen erfolgen in wesentlich größeren 

Abständen. Kann die Politik der Schnelligkeit der Märkte folgen? 
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5. Ökolabel sollen einerseits den Produktbereich nachhaltiger 

gestalten, andererseits dem umweltbewussten Konsumenten die 

Wahl des Produktes vereinfachen. Aber zumindest zweiteres steht 
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in der Kritik. Stimmen Sie der Aussage zu, dass die Masse an 

Labeln für den Verbraucher nicht mehr verständlich ist? 

6. Die Energieverbrauchskennzeichnung ist heute ein wichtiges 

Instrument, um Konsumenten bei der Auswahl ihrer Produkte mit 

Informationen zu versorgen. Leider zeigt sich seit einigen Jahren, 

dass die Energieverbrauchskennzeichnung der Schnelligkeit am 

Markt nicht mehr folgen kann. Sollte die Politik nicht aus diesen und 

anderen Erkenntnissen heraus lediglich ĂLeitplanken-ähnliche-

Regelungenñ verfolgen und nicht versuchen, der Schnelligkeit am 

Markt mit der Kennzeichnung zu folgen?  
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7. Die Gesetzgebung im Produktbereich zielte in den 70er Jahren 

auf nachsorgende Umwelttechnik ab, die anschließende 

Gesetzgebung darauf, die Produkte besonders energieeffizient zu 

machen, sowie die gefährlichsten Inhaltsstoffe zu verbieten. 

Zunehmend rückt aber auch die Ressourcenschutzfrage in den 

Fokus der Produktpolitik. Begrüßen Sie  diesen Trend? Welche 

Möglichkeiten bieten die Ökodesign-RL, die 

Energieverbrauchskennzeichnung, um Ressourcenschutz im 

Produktbereich zu verstärken? Und andere Instrumente? 
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8. Die Ökodesign-Richtlinie ist ja seit einiger Zeit aktiv und erste 

Verordnungen für Produktgruppen sind erlassen. Sehen Sie durch 

die RL eine Erfolgsserie aufkommen hinsichtlich ökologisch und 

nachhaltig designter Produkte? Oder sehen Sie die RL bisher mit 

enttäuschenden Ergebnissen? 
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9. Werden die Produkte aller Wahrscheinlichkeit nach erst dann 

nahezu vollständig recycelbar entwickelt werden, wenn die 

Hersteller sie nicht mehr über Einrichtungen der örE bei 

Recyclingunternehmen entsorgen können, sondern über 

gesetzgeberische Wege jedes Produkt nach dem Ende seines 

Gebrauches wieder zum Hersteller zurückgeführt wird? Nach dem 

Bsp. von Druckerpatronen, Lichtmaschinen im KFZ-Gewerbe usw. 
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10. Am 21.12.2012 stimmt der Ausschuss einer Revision der 

WEEE-RL zu, sehen Sie die RL auf dem richtigen Weg? Wo sind 

Sie enttäuscht? Was wünschen Sie sich an Verbesserungen? 
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11. Um die grüne öffentliche Beschaffung zu etablieren, ist es ja 

von entscheidender Bedeutung, die Beschaffungsstellen richtig und 

umfangreich zu informieren. Würden Sie sagen, dass dieser 

Kommunikationsprozess seitens des Gesetzgebers an seine 

Beschaffungsstellen gut funktioniert hat bzw. gut funktioniert? 
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12. Der Fall Apple/EPEAT aus der KW 28 hat eindrucksvoll 

bewiesen, wie stark die Macht der öffentlich-rechtlichen 

Beschaffungsstellen ist. Sind Sie der Meinung, dass die 

Beschaffungsstellen ihre Marktlenkungspotenziale bei weitem 

unterschätzt? 
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13. Selbstverpflichtungen: Umweltpolitische Selbstverpflichtungen 

finden in der europäischen Politik seit den 1970er Jahren 

Anwendung. Sie wurden oft dann zum politischen Mittel der Wahl, 

wenn die Verhandlungspositionen von Staat und 

Wirtschaftsakteuren festgefahren waren. Nach dem Motto: Wenn 

keine gesetzliche Regelung möglich ist, dann wenigstens eine 

industrielle Selbstverpflichtung. Wie stehen Sie, was ist Ihre 

Meinung, zu Selbstverpflichtungen im Umweltbereich? Was 

erleben Sie hinsichtlich Selbstverpflichtungen im Rahmen der 

Ökodesign-RL? 
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14. Förderprogramme Bsp. Abwrackprämie: Die Industrie fordert 

häufig Förderprogramme des Staates in Form von finanziellen 

Zuschüssen. Konkrete Form bspw. "Abwrackprämien". Was ist Ihre 

Meinung zu staatlichen Förderprogrammen im Produktbereich? 
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15. Förderprogramme Bsp. Aufklärungskampagne: Welche 

Meinung haben Sie zu Förderprogrammen des Staates in Form von 

Aufklärungskampagnen wie EcoTopTen, Bundespreis Ecodesign, 

Procura+ (für Beschaffer)? 
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16. Der Rebound-Effekt wird zunehmend zum Problem. Was macht 

die EU-Politik, um ihn zu verringern? Unternimmt Ihr Unternehmen 

Maßnahmen gegen den Rebound-Effekt? Welche sind das? Was 

kann Rebound-Effekte im Produktbereich zusätzlich verringern?  
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17. Es wird ja immer von der Wegwerfgesellschaft gesprochen, 

aber eigentlich müsste es ja Wegwerfproduktion heißen. Die Rede 

ist von geplanter Obsoleszenz - kurzlebige, verschleißanfällige 

Produkte. Wäre die Ökodesign-Richtlinie nicht das passende 

Instrument, um Regelungen in ihr vorzusehen, welche die geplante 

Obsoleszenz bei Produkten wirksam unterbindet? 
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18. Große Fortschritte bezüglich des Umweltschutzes im 

Produktbereich sind ja von Innovationssprüngen abhängig. Bsp. 

Lichttechnik. Übt die Öko-RL oder die 

Energieverbrauchskennzeichnung ausreichend Druck auf die 

Hersteller aus, innovativ zu sein? Welche anderen Instrumente 

treiben Innovationen in Ihren Geschäftsfeldern voran? Wie könnte 

der Staat Innovationen Ihrer Meinung nach besser vorantreiben? 
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5.6.2 Qualitative Inhaltsanalyse 

Die geführten Interviews werden nach dem Verfahren der qualitativen Inhaltsanalyse nach 

MAYRING ausgewertet.255 Um die qualitative Inhaltsanalyse übersichtlich und effizient 

durchführen zu können, wurde das Softwareprogramm MAXQDA 10 genutzt. Charakteristisch 

für die qualitative Inhaltsanalyse ist ein nach festen Regeln zu befolgendes Schema der 

Auswertung. Ziel ist die konservierende Zusammenfassung des zu analysierenden 

Textmaterials, unter der Maßgabe der inhaltsanalytisch weitestmöglichen Reduzierung des 

Textkörpers. Nachdem der Textkorpus überschaubar gemacht worden ist, folgt die Explikation. 

Dabei wird das betreffende Material auf einzelne fragliche Textstellen (Begriffe, Sätze usw.) 

hin durchsucht. Darüber hinaus wird zusätzliches Material aus Theorie und Literatur 

herangezogen, welches das Verständnis erweitert, Textstellen erläutert, erklärt und deutet. 

Abschließend folgt die Strukturierung. Zweck ist die Herausfilterung von Aspekten, 

Problembeschreibungen, Meinungen, Deutungen, Vorschlägen usw. Dies erfolgt auf 

Grundlage der festgelegten Ordnungskriterien.256 Für das Forschungsvorhaben von zentraler 

Bedeutung ist es, herauszufinden, wie der EU-Instrumentenmix konzipiert sein müsste, 

welches Synchronisationspotenzial besteht, was die Marktdurchdringung der 

leistungsfähigsten Produkte und Technologien bewirkt und wie Material- und 

Ressourceneffizienz erreicht werden können. Um die Forschungsfragen hinreichend 

beantworten zu können, wurde die induktive Vorgehensweise zur Festlegung der 

Ordnungskriterien gewählt. Das bedeutet, dass von Einzelaussagen in der 

                                                

255 Vgl. Mayring 2002, S. 65 ff. 
256 Vgl. Mayring 2002, S. S. 115 
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Interviewdurchführung zunächst auf allgemeine Theorien geschlossen wurde, die dann durch 

das Heranziehen weiterer Aussagen und wissenschaftlicher Erkenntnisse einer Falsifikation 

standhalten mussten.  

Bsp.: Die geteilte Produktverantwortung wurde von einem Interviewpartner als Problem 

benannt. Anschließend wurden dazu passende Textstellen anderer Interviewpartner und 

wissenschaftliches Material herangezogen. 

5.6.3 Prozess induktiver Kategorienbildung 

Der Prozess der induktiven Kategorienbildung ist ebenfalls an MAYRING angelehnt.257 Für diese 

Forschungsarbeit wird das Verfahren der Ăoffenen Kodierungñ gewªhlt. Das bedeutet, dass die 

Ableitung von Auswertungsgesichtspunkten aus dem Material heraus stattfand, also eine 

induktive Kategorienbildung. Abb. 7 veranschaulicht den Prozess. 

 

Abb. 7 :  Ablaufmodell induktiver Kategorienfindung . Quelle: Mayring 2002, S. 116  

Das Ablaufschema der induktiven Kategorienfindung wurde für das Forschungsvorhaben 

gewählt. Zunächst erfolgte die Einspielung der Textdatei in das Programm MAXQDA 10. Die 

Einspielung erfolgte willkürlich, aber nach der Reihenfolge der ausgewählten Instrumente, da 

auch die spätere Auswertung zunächst Instrument für Instrument erfolgte. Anhand der 

Forschungsfrage und der forschungsleitenden Fragen wurden die signifikanten Textstellen 

                                                

257 Vgl. Mayring 2002, S. S. 115 ff. 
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markiert. Diese wurden anschließend paraphrasiert, um signifikante Textstellen 

herauszustellen. Dieser Schritt hatte die Aufgabe, eine Art ĂInhaltsangabeñ der signifikanten 

Textstelle zu leisten. Daran anschließend folgte eine Generalisierung. Die Generalisierung 

schließt den Prozess der Primärtextstellenkomprimierung ab (Abb. 8). Für das 

Forschungsvorhaben wurde der Prozess der Generalisierung nur sehr milde angewandt. 

Grund dafür ist, dass durch die Generalisierung sehr schnell Forschungsergebnisse in eine 

bestimmte Richtung gelenkt werden. 

 

Bsp.: Nur weil alle befragten Experten die Aufnahme von Material- und 

Ressourcenschonungskriterien in das Produktinstrumentarium für wünschenswert halten, 

kann nicht darauf geschlossen werden, dass alle Experten dies befürworten, da zukünftig ein 

ablehnender Experte ein Interview geben könnte. Für die Kategorienfindung und Arbeit mit 

MAXQDA 10 ist der Prozess der Generalisierung hilfreich. Nachdem die Primärtextstellen 

durch Paraphrasierung und Generalisierung weitestgehend reduziert wurden, erfolgte der 

Schritt der Kategorienbildung/Kodierung. Nachdem die Hauptkategorien definiert wurden, 

erfolgte die Kategorienbildung der Unterkategorien, die Informationen über kleine, zusätzliche 

Sachverhalte vermittelten. Mit dem fertigen Kategoriensystem, welches nach etwa 1/3 der 

Textbearbeitung überarbeitet und angepasst wurde, erfolgte dann der komplette Durchlauf des 

Interviewmaterials.  

 

Abb. 8 :  Induktive Primärtext - Code - Kategorienfindung, Quelle: eigene Darstellung  
in Anlehnung an Mayring 2002, S.98 . Gewählte Aussagen fiktiv  

5.7 Instrumentenbewertung 

Es gibt verschiedene Versuche, die Wirksamkeit von umweltpolitischen 

Steuerungsinstrumenten zu generalisieren, doch sind die Ergebnisse in der Regel recht 


















































































































































































































































































































































































































































































